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An das
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1014 Wien

Gemal § 14 iVm. § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 wird beiliegend eine Ausfertigung des
Gesetzesbeschlusses des Karntner Landtages vom 20. Oktober 2022, mit dem die Karntner Allgemeine
Gemeindeordnung, das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher Stadtrecht 1998 geandert wer-
den, mit dem Ersuchen um Behandlung vorgelegt.

Eine Ausfertigung der Materialien zur beziglichen Regierungsvorlage liegt bei.

Anlage

Der Landeshauptmann:
Mag. Dr. Kaiser
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ERSTER PRASIDENT DES
KARNTNER LANDTAGES

Ldtgs.ZI. 155-32/32

(Bei Eingaben bitte Geschéftszahl anfilhren!)
Beschluss des Karntner Landtages, mit dem die Kérntner Aligemeine

Gemeindeordnung, das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher
Stadirecht 1998 geédndert werden

Herrn
lLandeshauptmann
Mag. Dr. Peter KAISER
im Hause

Klagenfurt am WS, 20.10.2022

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Der Karntner Landtag fasste in seiner 57. Sitzung am 20. Okiober 2022 folgenden

Beschluss:

Dem Gesetz, mit dem die Kérntner Allgemeine Gemeindeordnung, das Klagenfurter Stadtrecht
1998 und das Villacher Stadtrecht 1998 geandert werden, wird die verfassungsmaéRige Zustim-
mung erteilt.

Anlage

Karntner Landtag

9020 Klagenfurt am Worthersee - Landhaus

T +43(0)463 57757 201 - F +43 (0) 463 57757 200 = -
postiandtagsamt@kin.gvat - www.kaerntner-landtag.kin.gvat LAN D - KARNTEN



zu Ldtgs.Z1. 155-32/32

Gesetz vom 20.10.2022,
mit dem die Kirntner Allgemeine Gemeindeordnung,
das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher Stadtrecht 1998
gedndert werden

Der Landtag von Kiérnten hat beschlossen:

. Artiket 1
Anderung der Kirntner Allgemeinen Gemeindeordnung

Die Kamtner Allgemeine Gemeindeordnung — K-AGQ, LGBl Nr. 66/1998, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI. Nr. 80/2020, wird wie folgt gedndert:

1. In § 4 Abs. 1 wird nach dem Wort ,K6tschach-Mauthen," das Wort , K&ttmannsdorf,” eingefiigt.

2. § 6a lautet:

»g 62
Sprachliche Gleichbehandlung

Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht
kommt und nicht ausdriicklich anderes bestimmni ist, alle Geschlechter gleichermaflen.*

3. § 6b lautet:

»§ 6b
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden.

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung
auf die nachstehend angefuhrte Fassung zu verstehen:

1. Bundesverfassungsgesetz iiber die Begrenzung von Beziigen offentlicher Funktiondre — BezBegrBVG, BGBI. 1
Nr. 64/1997, zuletzt in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes, BGBI. I Nr. 166/2017;

2. E-Government-Gesetz — E-GovG, BGBIL. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr.
119/2022;

3. Finanzausgleichsgesetz 2017 — FAG 2017, BGBL. I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBIL. I Nr. 133/2022;

4. Liegenschaftsteilungsgesetz — LiegTeilG, BGBL. Nr. 3/1930, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.
I Nr. 190/2013;

5. Zustellgesetz — ZustG, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. [ Nr. 42/2020.
(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in den § 34 Abs. 4, § 73 Abs. 2 und § 104 Abs. 6 lit. a ist als Verweisung

auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in der Fassung
der Verordnung BGBL. II Nr. 17/2018, zu verstehen.”

4. Nach § 6b wird folgender § 6¢ eingefiigt:

»§ 6c
Automationsunterstiitzte Vollziechung

(1) Die Vollziehung der Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz darf - soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist — auch unter Anwendung von elektronischen Datenverarbeitungsverfahren erfolgen, soweit sichergestellt ist,
dass

1. dokumentierte, freigegebene, geeignete und giiltige Programme verwendet werden,

2. die Richtigkeit und Vollstindigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe, Datenspeicherung und Datenausgabe
durch Kontrollen gewihrleistet sind,

3. in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann,

4. Vorkehrungen gegen einen Verlust oder eine unkontrollierte Veranderung der gespeicherten Daten getroffen
sind,

5. die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziehung Beteiligten festgelegt und gegeneinander
abgegrenzt sind,

6. bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur Fortfithrung der Vollziehung im unbedingt
notwendigen Ausmalf getroffen werden und



7. nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten wihrend der Aufbewahrungsfrist so sichergestellt sind,
dass diese Daten innerhalb ciner angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollstindigen Wiedergabe vi-
suell lesbar gemacht werden kdnnen,
(2) Soweit gesctzlich nicht anderes bestimmt ist, gilt Abs. 1 auch in jenen Fillen, in denen dieses Gesetz die
Schrifilichkeit vorsieht.

(3) Beti elektronischer Fertigung ist sicherzustellen, dass an die Stelle einer Unterschrift ein Verfahren zum Nach-
weis der Identitdt im Sinne von § 2 Z 1 E-Gov(G des Fertigenden und der Authentizitit im Sinne von § 2 Z 5 E-GovG
tritt.

(4) Die Einberufungen zu den Sitzungen des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes und der Ausschiisse haben —
soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist — in elektronischer Form zu erfolgen. Die Ubermittlungsbestitigung dient
als nachweisliche Zustellung.

(5) Eine Akteneinsicht gemél § 28 oder eine Ubermittlung von Niederschriften gemill § 45 Abs. 4 in elektroni-
scher Form ist nur zuldssig, wenn dies nach den Bestimmungen des 3. Abschnitts des ZustG oder im Rahmen eines
digitalen Datenraumes unter Nachweis der eindeutigen Identitit im Sinne von § 2 Z 2 E-GovG des Berechtigten und der
Authentizitit im Sinne von § 2 Z 5 E-GovG erfolgt,

(6) Soweit die Gemeinden und die Landesregierung {iber die technischen Méglichkeiten verfiigen und gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist, haben Ubermittlungen zwischen den Gemeinden und der Landesregierung in elektronischer
Form zu erfolgen.*

5. 8§10 Abs. 2 Z 13 lawiet:
,,13. aulergerichtliche Vermittlung von Streitigkeiten in den Angelegenheiten des Zivilrechtswesens und des Straf-
rechtswesens;”

6. Die Uberschrift von § 16 lautet:
»Ehrenbiirger und Ehrungen von verdienten Persionlichkeiten®

7. § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»Der Gemeinderat darf auch Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer umfassenden Wiirdigung der Personlichkeit des
Ausgezeichneten verbunden sind, wie insbesondere Anerkennungen filr einzelne besondere Leistungen auf ver-
schiedensten Gebieten, wic etwa der Wissenschaft, der Kultur, der Wirtschaft oder des Sports.”

8. § 16 wird foigender Abs. 5 angefiigt:
-{ %} Ehrungen und der Widerruf einer Ehrung gema Abs. 2 haben durch Bescheid zu erfolgen.”

9. In § 18 Abs. 2 wird die Wortfolge ,.des Finanzausgleichsgesetzes 2017 — FAG 2017, BGBL. I Nr. 116/2016, zuletzt in
der Fassung BGBI. I Nr. 30/2018.% durch die Abkiirzung ,FAG 2017 ersetzt.

10. § 21 Abs. la lautet:
»(1a) Die Tagesordnung der ersten Sitzung des neugewihlien Gemeinderates hat in nachstehender Reihenfolge
ausschlieBlich folgende Tagesordnungspunkt zu enthalten:
1. dic Angelobung der Mitglieder des Gemeinderates (§ 21 Abs. 3);
2. die Bestellung von zwei anwesenden Mitgliedern des Gemeinderates fiir die Unterfertipung der Niederschrift (§
45 Abs. 4);
. im Fall des § 23 Abs. 1a dic Wahl des Biirgermeisters (§ 23a);
. die Angelobung des neugewihlten Biirgermeisters (§ 25);
. die Angelobung von Ersatzmitgliedern des Gemeinderates (§ 21 Abs. 4);
. die Wahl der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder des Gemeindevorstandes sowie deren Ersatzmit-
glieder (§ 24);
7. die Angelobung der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder des Gemeindevorstandes sowie deren
Ersatzmitglieder (§ 25);
8. die Bildung und Wahl der Ausschiisse (§ 26 und § 26a).

Eine Umstellung der Reihenfolge dieser Tagesordnungspunkte ist unzulissig. Die Tagesordnung der ersten Sitzung des
neugewihlten Gemeinderates darf anschlieflend in nachstehender Reihenfolge folgende Tagesordnungspunkt enthalten:

1. die Aufteilung der Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches (§ 69 Abs. 4 bis 6);
2. die Entsendung oder Bestellung von Personen in Kollegialorgane

o W

11. Nach § 21 Abs. la wird folgender Abs. 1b eingefiigt:

»(1b} Antrige zu den Tagesordnungspunkten gemaB Abs. la bediirfen keiner Vorberatung. Dringlichkeitsantriige
und selbststindige Antrige sind in der ersten Sitzung des neugewihlten Gemeinderates zuldssig.*

12, In § 21 4bs. 4 wird das Wort ,als" durch das Wort ,,wie* ersetzt.



13. In § 24 Abs. 1 dritter Satz wird die Wortfolge ,sie sonstigen” durch die Wortfolge ,die sonstigen” ersetzt.
14. § 26 Abs. 2 lautet:

.(2) Dic Zahl der Ausschiisse einschlieBlich des Kontrollausschusses, fiir deren Obménner die einzelnen Gemein-
deratsparteien Wahlvorschlage erstatten diirfen, richtet sich nach dem Verhiltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 K-GBWO
2002). Der Gemeinderat hat mit Mehrheit (§ 39) zu bestimmen, fiir welche Ausschiisse — mit Ausnahme des Kontroll-
ausschusses — den einzelnen Gemeinderatsparteien das Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann
zukommt.*

15. § 26 Abs. 2a entfdllt.

16. In § 26 Abs. 3 entfallt die Worlfolge: ,Hinsichtlich des Obmannes des Kontrollausschusses steht das Recht zur Ein-
bringung cines Wahlvorschlages unter den in Abs. 4 angefilhrten Voraussetzungen der stirksten im Gemeindevorsiand
nicht vertretenen Partei zu und geht unter den Voraussetzungen des Abs. 5 auf digjenige im Gemeindevorstand vertrete-
ne Gemeinderatspartei iiber, auf die der geringste Anteil an der Verwaltung (§ 69 Abs. 4 bis 6) aufgeteilt wurde; die
Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister anzurechnen ist (§ 24 Abs. 1), hat in keinem Fall Anspruch auf die Erstat-
tung eines Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses, es sei denn, dass nur eine einzige Gemeinderats-
partei vertreten ist.”

17. & 26 Abs. 4 bis 5a entfallt.

18. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefiigt:

»3 20a
Bildung und Wahl des Kontrollausschusses

(1) Der Gemeinderat hat jedenfalls einen Ausschuss fiir die Kontrolle der Gebarung (Kontrollausschuss) festzuset-
zen. Die Zahl der Mitglieder des Kontrollausschusses hat der Zahl Mitglieder des Gemeindevorstandes zu entsprechen.

(2) Die Gemeinderatspartei, die im Gemeinderat mit den wenigsten Mitgliedern vertreten ist, hat das Recht auf Er-
stattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses. Hat unter diesen Voraussetzungen mehr als
eine Gemeinderatspartei Anspruch auf Erstattung des Wahlvorschlages, so steht dieses Recht jener Gemeinderatspartei
zu, die bei der Gemeinderatswah! weniger Stimmen auf sich vereinigt hat. Ist auch diese Zahl gleich, so entscheidet das
Los. Die restlichen Mitglieder des Kontroilausschusses sind vom Gemeinderat nach dem Verhdltniswahlrecht (§ 80
Abs. 3 K-GBWO 2002) zu wihlen.

(3) In einen Wahlvorschiag diirfen nur Mitglieder des Gemeinderates aufgenommen werden. Personen, die gemiB
§ 92 Abs. 2 nicht Mitglieder des Kontrollausschusses sein diirfen, diirfen nicht in einen Wahlvorschlag aufgenommen
werden.

{4) § 24 Abs. 1 mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 2 mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3, 7a und 8 sowie
§ 26 Abs. 5bbis 8, 10, 11 und 12 bis 14 gelten sinngemaB.”

19. § 28 Abs. | zweiter bis fiinfter Saiz werden durch folgende Bestimmungen ersetzi:

,,Sie haben — ausgenommen die Mitglieder des Gemeindevorstandes im Kontrollausschuss - ferner das Recht, an Sit-
zungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie nicht sind, als Zuhérer teilzunehmen. Die Mitglieder des Gemeinderates
haben nach Bekanntgabe der Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinderates oder eines Ausschusses, dessen Mitglied
sie sind oder an dessen Sitzung sie gemiB § 77 Abs. 5 erster und zweiter Satz teilnehmen, wihrend der Amtsstunden bis
zur Sitzung das Recht der Einsicht in die zur Behandlung stehenden Akten und Aktenteile von Verhandlungsgegenstin-
den. Das Recht der Akteneinsicht besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegensténde, die Befangenheit nach § 40
Abs, 1 begriinden.”

20. § 28 Abs. 1a lautet:

.(1a) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. 1) umfasst auch das Recht, im Gemeindeamt Abschrifien selbst anzuferti-
gen oder nach MaBgabe der vorhandenen technischen Mittel Kopien oder Ausdrucke erstellen zu lassen.”

21. § 29 Abs. 6 lautet:

,.(6) Wird die Funktion als Mitglied des Gemeindevorstandes nicht wihrend des vollen Monats ausgeiibt, gebiihrt
in diesern Monat nur fiir jeden Tag der Funktionsausiibung ein Dreifligste]l des Bezuges.”

22. In § 29 4bs. 13 wird die Wortfolge ,des Finanzausgleichsgesetzes 2017 — FAG 2017, BGBL I Nr. 116/2016, zuletzt
in der Fassung BGBL. I Nr. 30/2018," durch die Abkiirzung ,FAG 2017 erserzt.

23. § 29 Abs. 14 lautet:

,,(14) Die Anpassung der in Abs. 2 festgelegten Betrage, des mit Verordnung des Gemeinderates festgelegten Sit-
zungsgeldes sowie der in Abs. 4 und 5 festgelegten Beziige richtet sich nach § 3 BezBegrBVG. Die Landesregierung
hat die sich daraus ergebenden, auf den nichsten durch zehn teilbaren Centbetrag gerundeten Betrige gemdf Abs. 2, 4
und 5 durch Verordnung im Landesgesetzblatt kundzumachen. Der Biirgermeister hat die sich daraus ergebenden, auf
den nichsten durch zehn teilbaren Centbetrag gerundeten Betrige fiir das mit Verordnung des Gemeinderates festgeleg-



te Sitzungsgeld durch Verordnung kundzumachen. Bei der Rundung sind jeweils Betrige ab einschliefilich fiinf Cent
aufzurunden und Betrige unter fiinf Cent abzurunden.”

24. § 30 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 und 3 ersetzt:

»{2) Das Mandat cines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, Verzicht (Abs, 3), Nichtigerklirung der
Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag des Zusammentrities des neugewihlten Gemeinderates.

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schriftlich zu erkldren und eigenhindig zu unterschreiben. Er wird mit dem
Einlangen beim Gemeindeamt wirksam, wenn die Verzichtserkldrung nicht einen spiteren Zeitpunkt enthélt. Dem Ver-
zicht beigefiigte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserklarung kann nach ihrem Einlangen beim
Gemeindeamt nicht mehr widerrufen werden.*

25, § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»Der Birgermeister und die Mitglieder des Gemeindevorstandes sind dem Gemeinderat fiir die Erfilllung ihrer dem
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zugehorigen Aufgaben verantwortlich.”

26. In § 34 Abs. 4 entfdillt die Wortfolge ,,, BGBL 1I Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr.
17/2018,*,

27. § 34 Abs. 6 lautet.

,(6) Auf den Gemeindevorstand diirfen nicht iibertragen werden:

1. die Aufnahme von Darlehen und der Abschluss von Leasingvertrigen, soweit sie der Genehmigung der Lan-
desregierung bediirfen;

2. die Ubernahme von Haftungen;
3. die Verauflerung von unbeweglichem Gemeindevermégen,;
4. die Belastung von unbeweglichem Gemeindevermégen durch die Einrdumung eines dinglichen Rechtes.*

28. § 34 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt:

.{7) Der Gemeinderat kann einzelne, in seine Zustindigkeit fallende Angelegenheiten der értlichen StraBenpolizei
mit Verordnung ganz oder zum Teil dem Biirgermeister iibertragen, sofern dies im Interesse der ZweckmiBigkeit,
Raschheit und Einfachheit gelegen ist.

(8) Mitglieder des Gemeinderates kdnnen zur Wahrung der Interessen der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich
vom Gemeinderat mit besonderen Aufgaben betraut werden. Sie haben ihre Berichte dem Gemeinderat zu erstatten und
den zustindigen Organen der Gemeinde Empfehlungen fiir die in diesen Bereichen in einem bestimmten Fall zu tref-
fenden MafBnahmen zu geben.

29. § 35 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist den Mitgliedern des Gemeinderates unter schriftlicher Bekanntgabe der
Tagesordnung mindestens eine Woche, in dringenden Fillen mindestens 24 Stunden vor der Sitzung gegen Nachweis
zuzustellen. Avf vorheriges schriftliches Verlangen eines Mitgliedes des Gemeinderates sind diesem die Einberufungen
als Aunsdruck zuzustellen. In diesem Fall st eine Ersatzzustellung im Sinne des § 16 ZustG zuldssig. Ersatzmitglieder
diirfen in dringenden Fillen in der Reihenfolge der Liste der Ersatzmitglieder des betreffenden Wahlvorschlages miind-
lich oder telefonisch einberufen werden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der Einberufung auch an
der Amtstafel und im Internet kundzumachen.”

30 In § 36 Abs. 3 wird nach der Worifoige ,des Landesrechnungshofes" die Wortfolge ,,oder des Kontrollausschusses*
eingefligt.

31. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a cingefiigt:

»(3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung ausnahmsweise die Behandlung einzeloer Tages-
ordnungspunkie — ausgenommen die in Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht éffentlicher Sitzung vorsehen,
wenn dies zur Wahrung berechtigter Geheimbaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf
Geschiifts- und Betriebsgeheimnisse oder das Steuergeheimnis erforderlich erscheint. Der Geméinderat kann jedoch auf
Antrag eines seiner Mitglieder in dieser nicht 6ffentlichen Sitzung die Rilckverweisung des Tagesordnungspunktes zur
Verhandlung in 6ffentlicher Sitzung beschlieflen.*

32. § 36 Abs. 4 werden folgende Séize angefiigt:

,.Der Gemeinderat kann beschlieBen, dass 6ffentliche Sitzungen des Gemeinderates von der Gemeinde im Internet mit
einer Bildfixierung auf die Mitglieder des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Be-
diensteten iibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen zeitlich befristet oder unbefristet zum Abruf bereitge-
stellt wird. Eine Ubertragung der mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bediensteten ist nur zulissig, sofern
diese schriftlich zustimmen.



33. § 40 Abs. 1 Z 1 lautet:

..1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehdrigen (Abs. 2) oder eine von ihm vertretene schutzberechtigte
Person beteiligt ist;"

34. § 40 Abs. 3 erster Satz lautet:

.Dic durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft begriindete Eigenschaft einer Person als
Angehbdriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht
mehr besteht.”

35. In § 40 Abs. 5 wird vor dem ersten Satz folgender Saiz eingefiigt:
,.Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.”

36. § 40 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fir Beschliisse des Gemeinderates gemil § 66 Abs. 1 letzter Satz sowie
fiir die Abberufung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes und der Ausschiisse.”

37. § 41 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
.JIm Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder.”

38. § 41 Abs. 3 lautet:

.(3) Selbstindige Antrige sind in den Sitzungen des Gemeinderates schriftlich dem Vorsitzenden zu iiberreichen.
Selbstindige Antriige, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde bezichen, sind
vom Vorsitzenden als unzulissig zuriickzuweisen. Werden selbstindige Antrige bis zum Ablauf der Amisperiode des
Gemeinderates keiner abschlielenden Erledigung zugefiihrt, so verlieren sie mit Ablauf der Amtsperiode des Gemein-
derates ihre Eigenschaft als Verhandlungsgegenstand.”

39. § 41 Abs. 4 lautet:

{4) Die Verlesung der selbstindigen Antrige hat zumindest den Namen der Antragsteller und den Wortlaut des
beantragten Beschlusses zu umfassen. Die Zuweisung hat nach Zustindigkeit zu erfolgen, im Zweifel entscheidet der
Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder. Der Gemeinderat darf beschliefen, dass der Vorsitzende die Zuwei-
sungen nach der Sitzung des Gemeinderates vornimmt. In diesen Fiillen hat der Vorsitzende in der néchsten Sitzung des
Gemeinderates iiber die erfolgten Zuweisungen zu berichten.”

40. Nach § 41 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefiigt:

,{4a) Selbststindige Antrige kdnnen vom Antragsteller bis zum Beginn der Gemeinderatssitzung, in der dieser
Antrag behandelt werden soll, zurickgezogen werden.”

41. § 41 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt.

,JAls Antrige zur Geschiftsbehandlung gelten insbesondere Antrige auf:
1. Vertagung;
. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandhingsgegenstandes in die Tagesordnung;
. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;
. Ausschluss der Offentlichkeit;
. Riickverweisung eines Tagesordnungspurnktes zur Verhandlung in 6ffentlicher Sitzung;
. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung oder Abstimmung mittels Stimmzettel;
9. Richtigstellung der Niederschrift.

oo~ Oy Lh o

42. § 45 Abs. 4 zweiter bis vierter Satz wird durch folgende Sitze ersetzl:

Der Leiter des inneren Dienstes hat die Niederschrift nach Méglichkeit binnen zwei Wochen nach der Sitzung, nach
Tunlichkeit allen Mitgliedern des Gemeinderates, jedenfalls aber jeder Gemeinderatspartei, zu ibermitteln. Spatestens
ist die Niederschrift binnen zwei Monaten, gegebenentalls spétestens eine Woche vor der nichsten Gemeinderatssit-
zung, zu ibermitteln. Die Ubermittlung darf mit schriftlicher Zustimmung der jewetligen Gemeinderatspartei und des
jeweiligen Gemeinderatsmitglieds in elektronischer Form erfolgen.“

43. § 48 Abs. 3 lautet:

,,(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, ¢ine miindliche Anfrage zu stellen, so hat es dem Biirgermeister
im Wege des Gemeindeamtes den Wortlaut der beabsichtigten Anfrage schriftlich zu Gibermitteln.”

44, In § 48 Abs. § wird das Wort ,nicht” durch die Wortfolge ,nur mit Zustimmung des zu befragenden Mitgliedes™
ersetzt.



45. § 51 Abs. I lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom Gemeinderat gefasster Beschluss in Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde einem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung hat
den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates zn enthalten.*

46. § 51 Abs. 4 entfdllt.

47, § 53 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

»Auf dem amtlichen Stimmzette] ist der Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates und die Frage, ob dieser Be-
schluss Geltung erlangen soll, abzudrucken.*

48. § 53 Abs. 2 erster Saiz lautet.

LDie Grofle des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Linge des Wortlautes des Beschlusses des Gemeindera-
tes.*

49, § 54 Abs. 1 lautet:

»(1) Lautet mehr als die Hilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf ,ja“, so erlangt der dem Volksentscheid un-
terzogene Beschluss des Gemeinderates Geltung.*

50. § 54 Abs. 4 lautet:

»(4) Lautet die Hilfte oder mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen auf ,,nein®, so wird der dem Volksent-
scheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates nicht wirksam,*

51 In § 55 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,schriftlich einzubringen™ die Wortfolge .,, eine Einbringung in elektroni-
scher Form 1st unzulidssig” eingefiiet,

32, § 56 werden folgende Bestimmungen angefiigt.

-Das zustdndige Organ der Gemeinde hat iiber das Gemeindevolksbegehren innerhalb von sechs Monaten nach dessen
Einlangen zu entscheiden. Diese Entscheidung ist an der Amtstafe] wihrend zweier Wochen kundzumachen und dem
Bevollméchtigten nachweislich zuzustellen.*

33. § 59 4bs. 2 lautet;

»(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter Angabe der Zaht der fiir jede Ent-
scheidungsméglichkeit abgegebenen giiltipen Stimmen an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und
dem zustdndigen Organ der Gemeinde zur Behandlung zuzuleiten.

54. § 60 Abs. I dritter Satz lautet:

,.Die Biirgerversammiung kann auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne Gruppen, wie Jugendli-
che, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten werden.*

35 Nach dem 12. Abschnitt wird folgender 12a, Abschnitt eingefiigt:

»12a. Abschnitt
Petitionsrecht

§ 6l1a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenbeiten des cigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Eingaben
allgemeiner Art an die Organe der Gemeinde zu richten,

(2) Eingaben gemal} Abs. 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie
kdnnen schrifilich, insbesondere elektronisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse anzu-
geben, Petitionen, die bei einem unzustindigen Organ eingebracht worden sind, sind unverziiglich an das zustindige
Organ weiterzuleiten. Wurde eine Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebrach, ist der Einbringende
an das zustindige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht
erkennen lassen, miissen nicht behandelt werden.

(3) Eingaben gemill Abs, 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat
wahlberechtigten Gemeindebiirger unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spitestens innerhalb
von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schriftlich zu beantworten, In derartigen Eingaben ist eine Person als Finbringer
zu benennen und eine Zustelladresse anzugeben.

(4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jahrlich bis spitestens 30, Juni einen schrifilichen Bericht iiber die Art
der Behandlung und die Beantwortung von Eingaben gemall Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.”



56. § 62 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 und 2a ersetzi:

.(2) Der Gemeindevorstand hat alle Antriige vorzuberaten, die ihm zngewiesen wurden und das Ergebnis der Bera-
tungen dem Gemeinderat vorzulegen.

(2a) Der Gemeindevorstand ist in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches berechtigt, an den Ge-
meinderat selbststindige Antrige zu stellen. Selbstindige Antrige, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungsbereiches der Gemeinde bezichen, sind vom Vorsitzenden als unzuldssig zurlickzuweisen. Werden selbstindige
Antrige bis zum Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates keiner abschlieBenden Erledigung zugefiihrt, so verlieren
sie mit Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates ihre Figenschaft als Verhandlungsgegenstand.“

57. § 64 Abs. I letzter Satz wird durch folgende Sdtze erseizt:

,Die Sitzung ist innerhalb von drei Wochen anzuberaumen. Der Biirgermeister hat die vorgeschlagenen Tagesord-
nungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung aufzunehmen; er kann diesen Punkten jedoch weitere Punkte anfiigen.
Jedes Mitglied des Gemeindevorstandes hat das Recht, nach Bekanntgabe der Tagesordnung wihrend der Amtsstunden
bis zur Sitzung in die zur Behandlung stehenden Aktenstiicke Einsicht zu nehmen.”

58 In § 64 Abs. 3 erster Satz wird das Zitat ,,77 Abs. 1 letzter Satz” durch das Zitat ,,77 Abs. 12" ersetzt und nach dem
Wort ,unterfertigen” die Wortfolge ,und nur den Mitgliedern des Gemeindevorstandes zu tibermitteln eingefiigt.

359§ 65 Abs. 1 lit. a lautet:
,,a} durch Verzicht; § 30 Abs. 3 gilt;”

60. § 67 Abs. 4 erster Satz wird durch folgende Sitze erseizt:

,Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die
Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder jener
Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 24 Abs. 1) das Mitglied (Ersatzmitglied) gewihlt worden ist.*

61. § 69 Abs. 3 werden folgende Siize angefiigt:
.Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelmiig vorkommenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinde ohne
weittragende finanzielle, wirtschaftliche, politische oder dhnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem Biirgermeister
1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fiir Betriige bis einschlieflich 5.000 Euro und
2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir
a) die Einbringung von Mahnklagen gemifi Z 1,
b) Verfahren, in denen die Gemeinde beklagte Partei ist, und
¢) Revisionen gemil Art. 133 Abs. 1 B-VG, sofern der Blrgermeister belangte Behdrde gemil
Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG 1st.

Uber die Beauftragung der Rechtsvertretung hat der Biirgermeister dem Gemeinderat zu berichten.”

62. Nach § 69 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefiigt:
,,(6a) In den Beschliissen nach Abs. 4 und 6 ist eine Aufteilung folgender Aufgaben unzulissig:
1. laufende Verwaltung (Abs. 3);
2. organisatorische Leitung des Gemeinderates und des Gemeindevorstandes (§ 35 und § 64);
3. Durchfithrung der Beschliisse des Gemeinderates und des Gemeindevorstandes (§ 70);
4. Vorstand des Gemcindeamtes (§ 78 Abs. 4).°

63. In § 73 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,, BGBL. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr.
17/2018."

64. Nach § 75 Abs. lerster Satz wird folgender Satz eingefiigi:

,Dies gilt — ausgenommen die Vorsitzfithrung gemall § 21 Abs. 2 — auch im Falle der Verhinderung des neu gewihlten
Biirgermeister vor seiner Angelobung.*

65. Nach § 76 Abs. 2 erster Satz wird folgender Satz eingefiigt:

.Selbstindige Antrige, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde beziehen, sind
vom Vorsitzenden als unzulissig zuriickzuweisen.

66. § 77 Abs. 1 wird durch folgende Abs. I und la erseizt.

,(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Obmann nach Bedarf einzuberufen. Der Obmann ist verpflichtet, ei-
ne Sitzung innerhalb einer Woche einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Ausschusses oder vom Biirgermeis-
ter unter Vorschlag der Tagesordnung verlangt wird. Die Sitzung ist innerhalb von drei Wochen anzuberaumen. Der
Obmann hat die vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung aufzunchmen; er kann diesen
jedoch weitere Punkte anfiigen. § 98 gilt sinngeméf.



(1a) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Ausschusses sind gleichzeitig mit der Einberufung allen Mit-
gliedemn des Gemeinderates bekannt zu geben.”

67. In § 77 Abs. 2a wird das Wort ,,als" durch das Wort ,,wie" ersetzt.

68. § 77 Abs. 5 erster Satz lautet:

..Die Mitglieder des Gemeindevorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des Ausschusses — ausgenommen die Sit-
zungen des Kontrollausschusses — mit beratender Stimme teilzunehmen.”

69. § 77 Abs. 7 werden folgende Siitze angefiigt:

,Der Obmann kann den Sitzungen auch sonstige fachkundige Personen und Mitglieder des Gemeinderates, die nicht
Ausschussmitglieder sind, zur Erteilung von Auskiinften beiziehen. Der Leiter des inneren Dienstes hat das Recht, an
den Sitzungen des Ausschusses teilzunchmen. Der Vorsitzende kann ihm zur sachlichen oder rechtlichen Aufklirung
das Wort erteilen.”

70. § 78 Abs. 1a zweiter Satz entfdllt.
71. § 78 Abs. 2 lauter:

»(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Biirgermeisters obliegt die Leitung des inneren Dienstes einem hiezu be-
fahigten Gemeindebediensteten, der die Bezeichnung ,,Amtsleiter”, in Stadtgemeinden ,,Stadtamtsleiter”, fiihrt. In Ge-
meinden mit mehr als 10.000 Einwohnern muss der Leiter des inneren Dienstes rechtskundig sein, den Abschluss des
Masterstudiums Wirtschaft und Recht, Studienzweig Public Management und Recht der 6ffentlichen Verwaltung, des
Fachhochschul-Studienganges Public Management oder einen vergleichbaren und dieser Verwendung entsprechenden
Universitéts- oder Fachhochschulabschluss nachwetsen. Fiir die Ermittlung der Einwohnerzahi ist die Volkszahl geméi
§ 10 Abs. 7 FAG 2017 fiir das Kalenderjahr maligebend, in dem die Ausschreibung erfolgt. Der Biirgermeister, der
Finanzverwalter gemall § 30 K-GHG, Angehorige des Finanzverwalters oder des Biirgermeisters gemaB § 40 Abs. 2
und 3 oder vom Finanzverwalter oder Blirgermeister veriretene schutzberechtigte Personen diirfen nicht als Leiter des
inneren Dienstes bestellt werden.*

72. § 78 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

,.Der Leiter des inneren Dienstes hat ein den Anforderungen der Gemeinde angemessenes internes Kontrollsystem ein-
zurichten und zu fithren.©

73. § 78 Abs. 3 lautet:

3) Wird der Amtsleiter (Stadtamtsleiter) zum Birgermeister derselben Gemeinde (Stadtgemeinde) gewiahlt, so
darf er wihrend seiner Amtszeit als Birgermeister die Funktion als Amitsleiter {Stadtamtsleiter) nicht ausiiben, sondern
hat wihrend dieser Zeit andere Aufgaben zu besorgen. § 18 Abs. 4 K-GBG, § 20a K-GVBG und § 49 Abs. 6 K-GMG
sind nicht anzuwenden. Fir diese Zeit ist aus dem Stand der iibrigen Gemeindebediensteten ein geeigneter Vertreter
(provisorischer Amtsleiter, provisorischer Stadtamtsleiter) zu bestellen. Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.*

74. § 78 Abs. 6 letzter Satz lautet:

,Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.”
75. § 78 Abs. 7 zweiter Satz entfiillt.

76. § 80 Abs. 1 wird folgender Saiz angefiigt:
,.Die Amtstafel darf in Form eines Bildschirmes eingerichtet werden.*

77. § 84 Abs. 11 lautet:

»(11) Fiir den Instanzenzug innerhalb des Gemeindeverbandes ist § 94 mit der Maigabe anzuwenden, dass dem
Biirgermeister der Verbandsobmann, dem Gemeindevorstand der Verbandsvorstand und dem Gemeinderat die Ver-
bandsversammlung entspricht.“

78. In § 84a Abs. 4 entfdllt die Wortfolge ,,, BGBL I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 106/2018,
79. § 93 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt.

»Soweit durch einen Prifungsbericht Geschifis-, Betriebs- oder Amtsgeheimnisse beriihrt werden, sind diese in einem
vertraulichen Zusatzbericht zu behandeln.



80. Nach § 98 wird folgender § 98a eingefiigt:

»$ 982
Feststellungsbescheid

(1) Wenn die Gemeinde bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs Gesetze oder Verordnungen verletzt, insbe-
sondere ihren Wirkungsbereich iiberschreitet oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann die Lan-
desregierung den Rechtsverstol mit Bescheid feststellen und der Gemeinde die erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsverstol im Verhiltnis zur Bedeutung der durch das verletzte Gesetz oder die verletzte Verordnung
verfolgten &ffentlichen Interessen gering ist und

2. dies notwendig scheint, um die Gemeinde von weiteren Rechtsverstdfien gleicher Art abzuhalten.
(2) Der Biirgermeister hat den Bescheid jenem Organ, dem der Rechtsversto anzulasten ist, ehestmdglich zur

Kenntnis zu bringen. Dariiber hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der néchsten
Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

81. In § 102 Abs. 3 wird nach dem Wort , Gemeinderat” die Worifolge ,und dem Kontrollausschuss® eingefiigt.
82. Nach § 102 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

.(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Berlicksichtigung der Priifungsziele, der selbststindigen
Fithrung des Haushaltes der Gemeinde und der VerhilinisméRigkeit das Verfahren zur Uberpriifung der Gebarung zu
bestimmen.*

83. § 104 Abs. 1 1it. d lauter:

.d) die Griindung und Auflésung von Kapital- oder Personengesellschaften einschlieflich der wesentlichen
Anderung von Gesellschafisvertrigen sowie der Beitritt zu Kapital- oder Personengesellschafen.“

84. Nach § 104 Abs. I wird folgender Abs. la eingefiigt

,(1a) Unter die Genehmigungspflicht nach Abs. 1 lit. a fallen auch Anderungen von wesentlichen Vertragsbe-
standteilen, insbesondere des Vertragspartners, der Zinshohe, des Darlehensbetrages oder der Launfzeit.

85. § 104 Abs. 2 lautet:

.(2) Unter die Genebmigungspflicht nach Abs. 1 lit. a fallen nicht:

a) Darlehen, die vom Bund, vom Land oder einem von ihnen eingerichteten Fonds zu Forderungszwecken
gewihrt werden;

b) die Inanspruchnahme von Kontokorrentrahmen gemif § 37 K-GHG.“

86. In § 104 Abs. 3 lit. a wird die Wortfolge ,des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBL. Nr. 3/1930, zuletzt in der Fas-
sung BGBL I Nr. 190/2013,% durch die Abkiirzung ,LiegTeilG* ersetzi.

87. In § 104 Abs. 4 Z 1 wird nach dem Wort ,Bestimmungen® die Wortfolge ,,0oder unmittelbar anwendbares Unions-
recht” eingefiigt.

88, In § 104 Abs. 4 Z 4 entfillt die Wortfolge . ,oder von Bedarfszuweisungen®.

89. In § 104 Abs. 4a wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem Osterreichischen Stabilititspakt” durch die
Wertfolge ,von Verpflichtungen aufgrund staatsrechtlicher Vereinbarungen® ersetzt.

90. In § 104 4bs. 6 Iit. a enifiillt die Wortfolge ,,, BGBL. 1I Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBL 1I Nr.
17/2018,

91. Nach § 104 wird folgender § 104a eingefiigt:

»3 104a
Aufsichtsbeschwerde

(1) Firr eine Beschwerde iiber die Amtsfilhrung von Gemeindeorganen oder deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwet-
de} gilt Folgendes:

1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich beim Amt der Landesregierung einzubringen.

2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied iiber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis
zu setzen und diesem Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist schriftlich dazu Stellung
zu nehmen.

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied durch sein Verhalten
Gesetze oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied,
der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu informieren. Dabei kann auch die Stetllungnahme
gemill Z 2 Uibermittelt werden,

4, Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne unndtigen Aufschub, spitestens aber
sechs Monate nach dem Einlangen bei der Aufsichtsbehdrde zu erfolgen.
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5. Die Beantwortung der Aufsichtsheschwerde im Sinn der Z 3 ist dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesord-
nung der néchsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.
(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsbeschwerden:
1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;

2. in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerde-
fiihrers bereits eriedigt wurden;

3. mit denen die Tatigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird;
4. in Angelegenheiten, die einer aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung bediirfen;

5. in Angelegenheiten, die Gegenstand eines anhéngigen oder bereits abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens
oder Verwaltungsverfahrens sind,

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsverletzung beziehen und bei denen auch kein wesentliches 6ffentliches
Interesse an einer Behandlung vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden,*

. Artikel IT
Anderung des Klagenfurter Stadtrechtes 1998

Das Klagenfurter Stadtrecht 1998 — K-KStR 1998, LGBl Nr. 70/1998, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI.
Nr. 48/2021, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. | wird folgender Saiz angefiigt:

,,Auf Anderungen der Grenzen des Stadtgebietes ist § 8 der Kémntner Allgemeinen Gemeindeordnung - K-AGO sinn-
gemidl anzuwenden.”

2. § 9 lautet.
»§ 9
Sprachliche Gleichbehandlung

Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht
kommt und nicht ausdnicklich anderes bestiramt ist, alle Geschlechter gleichermafien.*

3. § %a lautet:

»§ 92
Verweisungen
(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden.
(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstechend angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung
auf die nachstehend angefiihrte Fassung zu verstehen:
1. E-Government-Giesetz — E-Gov(, BGBL. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr.
119/2022;
2. Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz — Unv-Transparenz-G, BGBL. Nr. 330/1983 zuletzt in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. [ Nr. 70/2021;
3. Zustellgesetz — ZustG, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGRI. I Nr. 42/2020.
(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 84 Abs. 1 und 2 ist als Verweisung auf die Voranschlags- und Rech-

nungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBL II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBL II Nr.
17/2018, zu verstehen.*

4. § 11 Abs. 2 Z 13 lautet:

»13. aullergerichtliche Vermittlung von Streitigkeiten in den Angelegenheiten des Zivilrechtswesens und des Straf-
rechiswesens;"

5. In § 18 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Gesellschaften des Handelsrechts* durch die Wortfolge ,eingetragenen Personen-
gesellschaften erserzt.

6. § 21 wird folgender Abs. 7 angefiigt.

A7) Die auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei von der Gemeindewahlbehérde als gewihlt erkldrten
Mitglieder des Gemeinderates bilden eine Gemeinderatspartei (Fraktion) im Sinne dieses Gesetzes. Fine Gemeinderats-
partei kann auch aus einem Mitglied des Gemeinderates bestehen. Die Zugehorigkeit zu einer Gemeinderatspartei leitet
sich von der Kandidatur auf demselben Wahlvorschlag ab und ist von spateren Willenserklirungen unabhiingig.“

7. In § 23 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,, das ist die Gesamtheit der aus einem Wahlvorschlag gewihlten Mitglieder des
Gemeinderates,”
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8. § 28 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,.Sie haben — ausgenommen die Mitglieder des Stadtsenates im Kontrollausschuss — ferner das Recht, an Sitzungen von
Ausschiissen, deren Mitglieder sie nicht sind, als Zuhorer teilzunehmen.

9. § 28 Abs. 1 dritter bis fiinfter Satz entfallen.
10. Nach § 28 Abs. 1 wird folgender Abs. la eingefiigt:

.(1a) Die Mitglieder des Gemeinderates haben nach Bekanntgabe der Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinde-
rates oder eines Ausschusses, dessen Mitglied sie sind, wihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der Einsicht
in die zur Behandlung stechenden Akten und Aktenteile von Verhandlungsgegenstinden. Das Recht der Akteneinsicht
besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach § 39 Abs. 1 begriinden.”

11. § 29 Abs. I zweiter Satz wird durch folgende Sditze ersetzt:

,Fiir den Zusammenschluss zu einem Klub und dessen Bestand sind mindestens drei Mitglieder des Gemeinderates
erforderlich. Die einer Gemeinderatspartei (§ 21 Abs. 7) zukommenden Rechte stehen einem Klub jedoch nur dann zu,
wenn er sich aus denselben Personen zusammensetzt.”

12. § 31 lautet:

»$ 31
Beginn und Enden des Mandates

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates beginnt mit dem Tag des Zusammentrittes des neugewiéhlten
Gemeinderates, bei spiter eintretenden Mitgliedern mit dem Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung,

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, Verzicht (Abs. 3}, Nichtigerklarung der
Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates.

(3} Der Verzicht auf das Mandat ist schrifitich zu erkldren und eigenhdndig zu unterschreiben. Er wird mit dem
Einlangen beim Magistrat wirksam, wenn die Verzichtserklirung nicht einen spéteren Zeitpunkt enthilt. Dem Verzicht

beigefiigte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserklarung kann nach ihrem Einlangen beim Ma-
gistrat nicht mehr widerrufen werden.

13. § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:
,Der Biirgermeister und die Mitglieder des Stadtsenates sind dem Gemeinderat fiir die Erfiilllung threr dem eigenen
Wirkungsbereich der Stadt zugehérigen Aufgaben verantwortlich.

14. In § 35 Abs. 2 wird die Wortfolge ,des Zustellgesetzes, BGBL Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung BGBL I Nr.
104/2018, durch die Abkiirzung ,,ZustG* ersetzt.

15. § 35 Abs. 2 letzter Satz lautet:

,Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der Einberufung auch an der Amtstafel und im Internet kundzu-
machen.*

I6. § 35 Abs. 3 lautet:
,(3) In den Sitzungen hat der Biirgermeister oder sein Stellvertreter den Vorsitz zu fiihren.”

17. In § 35 Abs. 4 wird die Wortfoige ,der Abs, 2 und 3“ durch die Worifolge ,,des Abs. 3“ ersetzi.

18. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

,{3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung ausnahmsweise die Behandlung einzelner Tages-
ordnungspunkte - ausgenommen die in Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht Offentlicher Sitzung vorsehen,
wenn dies zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinieressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf
Geschifts- und Betriebsgeheimnisse oder das Steuergeheimnis erforderlich erscheint. Der Gemeinderat kann jedoch auf
Antrag eines seiner Mitglieder in dieser nicht offentlichen Sitzung die Riickverweisung des Tagesordnungspunktes zur
Verhandlung in offentlicher Sitzung beschliefien.

19. § 36 Abs. 4 werden folgende Sdtze angefiigt:

,Der Gemeinderat kann beschliefien, dass dffentliche Sitzungen des Gemeinderates von der Stadt im Internet mit einer
Bildfixierung auf die Mitglieder des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bedienste-
ten iibertragen werden und der Inhait der Ubertragungen zeitlich befristet oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird.
Eine Ubertragung der mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bediensteten ist nur zuldssig, sofern diese schrift-
lich zustimmen."

20. § 39 4bs. 1 Z 1 lautet.

,,1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehdrigen (Abs. 2) oder eipe von ihm vertretene schutzberechtigte
Person beteiligt ist;"
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21. § 39 Abs. 3 erster Saiz lautet:

,Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft begriindete Eigenschaft einer Person als
Angehdriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht
mehr besteht.”

22 In § 39 Abs. 5 wird vor dem erstern Saiz folgender Satz eingefiigt:
Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.™

23, § 39 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»{6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fiir Beschliisse des Gemeinderates geméh § 67 Abs. 1 letzter Satz sowie
fiir die Abberufung von Mitgliedern des Stadtsenates und der Ausschiisse.®

24. § 40 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt.

»1m Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines einer Mitglieder.”

25. § 40 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

,»Als Antrige zur Geschifisbehandlung gelten insbesondere Antrige auf:
1. Vertagung;
. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung;
. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;
. Ausschluss der Offentlichkeit;
. Riickverweisung eines Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in 6ffentlicher Sitzung;
. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung oder Abstimmung mittels Stimmzettel;
9. Richtigstellung der Niederschrift.”

& -3 O h B W

26. § 48 Abs. 3 lautet:

..(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage zu stellen, so hat es dem Biirgermeister
im Wege des Magistrates den Wortlaut der beabsichfigten Anfrage schriftlich zu ibermitteln.
27.In § 49 Abs. 3 erster Satz entfdllt der Klammerausdruck .{§ 23 Abs. 3)*.

28 § 50 Abs. 1 lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom Gemeinderat gefasster Beschluss in Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde einem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung hat
den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates zu enthalten.™

29. § 50 Abs. 4 entfillt.
30. § 52 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

LAuf dem amtlichen Stimmzettel ist der Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates und die Frage, ob dieser Be-
schluss Geltung erlangen soll, abzudrucken.*
31§52 Abs. 2 erster Satz lautet:
e Grifle des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Lange des Wortlautes des Beschlusses des Gemeindera-
tes.”
32§33 Abs. 1 lautet:

»(1) Lautet mehr als die Hilfte der abgegebenen giiltigen Stimimen auf ,ja*, so erlangt der dem Volksentscheid un-
terzogene Beschluss des Gemeinderates Geltung.”
33. § 33 Abs. 4 lautet:

(4} Lautet die Halfie oder mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen auf ,,nein®, so wird der dem Volksent-
scheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates nicht wirksam.
34. § 55 werden folgende Bestimmungen angefligt.

»Das zustdndige Organ der Stadt hat {iber das Gemeindevolksbegehren innerhalb von sechs Monaten nach dessen Fin-
langen zu entscheiden. Diese Entscheidung ist an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und dem Be-
vollmichtigten nachweislich zuzustellen.”
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35§ 58 4bs. 2 lauter:

.(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter Angabe der Zahl der fir jede Ent-
scheidungsmdglichkeit abgegebenen giiltigen Stimmen an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und
dem zustindigen Organ der Stadt zur Behandlung zuzuleiten.

36. § 59 Abs. [ dritter Satz lautet:

.Die Biirgerversammlung kann auch fir einzeine Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne Gruppen, wie Jugendli-
che, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehaiten werden.”

37. Nach dem 11. Abschnitt wird folgender 11a. Abschnitt eingefiigt.

,»11a. Abschnitt
Petitionsrecht

§ 60a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt Eingaben allge-
meiner Art an die Organe der Stadt zu richten.

{2) Eingaben gemélB Abs. 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie
kénnen schriftlich, insbesondere elekironisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse anzu-
geben. Petitionen, die bei einem unzustindigen Organ eingebracht worden sind, sind unverziiglich an das zustindige
Organ weiterzuleiten. Wurde eine Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebracht, ist der Einbringende
an das zustindige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht
erkennen lassen, miissen nicht behandelt werden.

(3) Eingaben gemal Abs. 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat
wahlberechtigten Gemeindebiirger unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spétestens innerhalb
von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schriftlich zu beantworten. In derartigen Eingaben ist eine Person als Einbringer
zu benennen und eine Zustelladresse anzugeben.

(4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jahrlich bis spétestens 30. Juni einen schriftlichen Bericht iiber die Art
der Behandlung und die Beantwortung von Eingaben gemill Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.*

38 In § 64 Abs. 4 wird nach der Verweisung ,,28 Abs. 1 erster Satz" die Verweisung ,jund Abs. 13" eingefiigt.

39. § 66 Abs. 1 lit. a lautet:
,,a) durch Verzicht; § 31 Abs. 3 gilt;™

40. § 68 Abs. 4 erster Satz wird durch folgende Sdtze erseizt:

,Uber einen ordnungsgemifen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die
Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder jener
Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) gew#hlt worden ist.

41. In § 68b Abs. 1 wird die Worifolge ,,des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBL
Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung BGBL. I Nr. 138/2017," durch die Abkiirzung ,Unv-Transparenz-G* ersetzt,

42. § 69 Abs. 2 werden folgende Siitze angefiigt:
Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelmillig vorkommenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinde ohne
weittragende finanzielle, wirtschaftliche, politische oder dhnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem Biirgermeister
1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fiir Betrige bis einschlieBlich 5.000 Euro und
2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir
a) die Einbringung von Mahnklagen gemaf} Z 1,
b) Verfahren, in denen dic Stadt beklagte Partei ist, und

) Revisionen gemdB Ast. 133 Abs, 1 B-VG, sofern der Biirgermeister belangte Behorde gemaB
Art, 133 Abs. 6 Z2 B-VG ist.

Uber die Beauftragung der Rechtsvertretung hat der Bilrgermeister dem Gemeinderat zu berichten.*
43. In § 77 Abs. 3 erster Saiz entfdllt der Klammerausdruck .,(§ 23 Abs. 3)".

44, § 77 Abs. 6 dritter Satz lautet:

.Die Miiglieder des Stadtsenats haben das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse — ausgenommen die Sitzungen des
Kontrollausschusses - mit beratender Stimme teilzunehmen.*
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435 § 77 Abs. 6 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

»Die Ausschiisse konnen beschliefien, Mitglieder des Stadtsenats zu den Sitzungen als Auskunfispersonen beizu-
ziehen. Dieser Einladung zur Teilnahme als Aunskunitsperson ist Folge zu leisten.*

46. § 79 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt.

wDer Magistratsdirektor hat ein den Anfordervngen der Stadt angemessenes internes Kontrollsystem einzurichten und
zu fiihren

47 In § 84 Abs. 1 und 2 wird jeweils die Wortfolge ,Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV
2015, BGBL. 1l Nr. 313/20135, in der Fassung der Verordnung BGBI. IT Nr. 17/2018," durch die Abkiirzung ,,VRV 2015

ersetzt,
48. § 88 Abs. 3 entfallt.
49 In § 88a Abs. 1 enifillt die Wortfolge ,,, BGBI. Nr. 45, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 51/2012,*.

30. In § 88b lit, h und i wird jeweils die Wortfolge ,des E-GovG — E-Government-Gesetzes, BGBI1. T Nr. 10/2004, zu-
letzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. [ Nr. 104/2018," durch die Abkiirzung -E-GovG* ersetzt.

51 In § 91 Abs. I erster Satz entfdllt die Wortfolge ,und gegen Bescheide des Magistrates.

52. Nach § 94 wird folgender § 94a eingefiigt:
»8 9da
Feststellungsbescheid

(1) Wenn die Stadt bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs Gesetze oder Verordnungen verletzt, insbesonde-
e ihren Wirkungsbereich iiberschreitet oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann die Jandesre-
gierung den Rechtsverstofl mit Bescheid feststellen und der Stadt die erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsverstofl im Verhiltnis zur Bedeutung der durch das verletzte Gesetz oder die verletzte Verordnung
verfolgten Offentlichen Interessen gering ist und

2. dies notwendig scheint, um die Stadt von weiteren Rechtsverstéfien gleicher Art abzuhalten.
{2) Der Biirgermeister hat den Bescheid jenem Organ, dem der Rechisverstofl anzulasten ist, shestmdglich zur

Kenntnis zu bringen. Dariiber hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der nichsten
Sitzung zur Kenntnis zu bringen.”

53.In § 96 Abs. 1 entfiillt die Wortfolge ,den Magistrat,”,
54. In § 98 Abs. 3 wird nach dem Wort ,Gemeinderat” die Wortfolge ,und dem Kontrollausschuss™ eingefiigt.

55. 8§ 99a Abs. 3 Z I lautet:

,1. durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Bestimmungen, insbesondere die Voraussetzungen des
Abs. 2, oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht verletzt werden oder™

56. In § 99a Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem Osterreichischen Stabilitétspakt durch die Wort-
folge von Verpflichtungen aufgrund staatsrechtlicher Vereinbarungen™ ersetzz.

57. Nach § 99a wird folgender § 99b eingefligt:

»§ 99b
Aufsichtsbeschwerde

(1) Fiir eine Beschwerde iiber die Amtsfithrung von Organen der Stadt oder deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwer-
de) gilt Folgendes:
1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich beim Amt der Landesregierung einzubringen.
2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw, dessen Mitglied iiber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis

zu setzen und diesem Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist schriftlich dazn Stellung
zu nehmen.

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied durch sein Verhalten
Gesetze oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied,
der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu informieren. Dabei kann auch die Stellungnahme
gemih Z 2 tbermittelt werden.

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne unnétigen Aufschub, spétestens aber
sechs Monate nach dem Einlangen bei der Landesregierung zu erfolgen.

5. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der 7 3 ist dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesord-
nung der nichsien Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsbeschwerden:



15

1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;

2. in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerde-
fiihrers bereits erledigt wurden;

3. mit denen die Tatigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird;
4. in Angelegenheiten, die einer aufsichisbehdrdlichen Genehmigung bediirfen;

5.in Angelegenheiten, dic Gegenstand eines anhéngigen oder bereits abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens
oder Verwaltungsverfahrens sind;

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsverletzung beziehen und bei denen auch kein wesentliches &tfentliches
Interesse an einer Behandlung vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden.

. Artikel III
Anderung des Villacher Stadtrechtes 1998

Das Villacher Stadtrecht 1998 — K-VStR 1998, LGB Nr. 69/1998, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBl Nr.
80/2020, wird wie folgt gefindert:

1. In § 2 Abs. I wird das Wort Foderaun® durch das Wort , Federaun® ersetzt.

2. § 2 Abs. I wird folgender Satz angefiigt:

,,Auf Anderungen der Grenzen des Stadtgebietes ist § § der Kdrntner Allgemeinen Gemeindeordnung — K-AGO sinn-
gemaf} anzuwenden.*

3. § 9 lautet:

»§ 9
Sprachliche Gleichbehandlung

Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht
kommt und nicht ausdriicklich anderes bestimmit ist, alte Geschlechier gleichermalfien.*

4. § 9a lautet:

»8 92
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden.

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung
auf die nachstehend angefiihrte Fassung zu verstehen:

1. E-Government-Gesetz — E-GovG, BGBL I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL [ Nr.
119/2022;

2. Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz — Unv-Transparenz-G, BGBL Nr. 330/1983 zuletzt in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 70/2021;
3. Zustellgesetz — ZustG, BGBL Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 42/2020.
(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 86 Abs. 1 und 2 ist als Verweisung auf die Voranschlags- und Rech-

nungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBL II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBL. II Nr.
17/2018, zu verstehen.”

5. 8§ 11 Abs. 2 Z 13 lautet:
,.13. auBergerichtliche Vermittlung von Streitigkeiten in den Angelegenheiten des Zivilrechtswesens und des Straf-
rechtswesens;™

6. In § 18 Abs. 1 wird die Wortfolge ,Gesellschaften des Handelsrechts” durch die Wortfolge ,eingetragenen Personen-
gesellschaften” erserzz.

7. § 21 wird folgender Abs. 7 angefiigt.

(7) Die auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei von der Gemeindewahibehdrde als gewdhlt erklirten
Mitglieder des Gemeinderates bilden eine Gemeinderatspartei (Fraktion) im Sinne dieses Gesetzes. Eine Gemeinderats-
partei kann auch aus einem Mitglied des Gemeinderates bestehen. Die Zugehorigkeit zu einer Gemeinderatspartei leitet
sich von der Kandidatur auf demselben Wahlvorschlag ab und ist von spiteren Willenserklérungen unabhingig.

8 In § 23 Abs. 3 entfiillt die Wortfolge ,,, das ist die Gesamtheit der aus einem Wahlvorschlag gewihlten Mitglieder des
Gemeinderates,".
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9. § 26 Abs. 1 dritter Satz lautet:
LDer Gemeinderat hat jedenfalls einen Ausschuss filr die Kontrolle der Gebarung (Kontrollausschuss) zu bilden.*

10. § 26 Abs. I letzter Satz entfillL.

11§26 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
Im Kontrollausschuss muss jede Gemeinderatspartei mit mindestens einem Mitglied vertreten sein.”

12. Nach § 26 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:
{2a) Die Bildung und Wahl von Ausschiissen darf, falls erforderlich, jederzeit erfolgen.”

13. §26 Abs. 6 lautet:

»(6) Das Amt eines Mitgliedes des Ausschusses endet durch Verlust der Mitgliedschaft zum Gemeinderat, durch
Verzicht, durch Abberufung oder durch Tod. Fiir den Verzicht gilt § 67 Abs. 1 sinngemiB. Fir die Abberufung gilt § 69
sinngemifl.*

14. § 26 wird folgender Abs. 9 angefiigi:
»(9) Mit der Beendigung der Amtsperiode des Gemeinderates héren die Ausschiisse zu bestehen auf.*

13, § 28 Abs. I zweiter Saiz lautel.

»3ie haben — ausgenommen die Mitglieder des Stadtsenates im Kontrollausschuss — ferner das Recht, an Sitzungen von
Ausschiissen, deren Mitglieder sie nicht sind, als Zuhdrer teilzunehmen.*

16. § 28 Abs. I dritter bis fiinfier Satz entfallen.

17. Nach § 28 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt.

»1a) Die Mitglieder des Gemeinderates haben nach Bekanntgabe der Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinde-
rates oder eines Ausschusses, dessen Mitglied sie sind, wihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der Einsicht
in die zur Behandlung stehenden Akten und Aktenteile von Verhandlungsgegenstanden. Das Recht der Aktenecinsicht
besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach § 40 Abs. 1 begriinden.*

18. § 29 Abs. I zweiter Saitz wird durch folgende Sitze erseizt:

Lur den Zusammenschluss zu einem Klub und dessen Bestand sind mindestens drei Mitglieder des Gemeinderates
erforderlich. Die einer Gemeinderatsparte: (§ 21 Abs. 7) zukommenden Rechte stehen einem Klub jedoch nur dann zu,
wenn er sich aus denselben Personen zusammensetzt.™

19. § 31 lautet:

»§ 31
Beginn und Enden des Mandates

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates beginnt mit dem Tag des Zusammentrities des neugewihlten
Gemeinderates, bei spiter eintretenden Mitgliedern mit dem Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung.

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, Verzicht {Abs. 3}, Nichtigerklirung der
Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates.

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schriftlich zu erkldren und eigenhiindig zu unierschreiben. Er wird mit dem
Einlangen beim Magistrat wirksam, wenn die Verzichtserkldrung nicht einen spéteren Zeitpunkt enthilt. Dem Verzicht
beigefligte Bedingnngen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserkldrung kann nach ihrem Einlangen beim Ma-
gistrat nicht mehr widerrufen werden.”

20. § 35 Abs. I wird folgender Satz angefiigt:
.Der Biirgermeister und die Mitglieder des Stadtsenates sind dem Gemeinderat fiir die Erfiillung ihrer dem eigenen
Wirkungsbereich der Stadt zugehfrigen Aufgaben verantwortlich.*

21. In § 36 Abs. 2 wird die Wortfolge ,des Zustellgesetzes, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung BGBIL. I Nr.
104/2018,° durch die Abkiivzung , ZustG* ersetzt.

22. § 36 Abs. 2 letzter Satz lautet.

»Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der Einberufung auch an der Amtstafel und im Internet kundzu-
machen.*

23. In § 36 Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Abs. 2 und 3* durch die Wortfolge ,,des Abs. 3 ersetzt.
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24. Nach § 36 Abs. 5b wird folgender Abs. 5c eingefiigt:

,(5¢) Wird in einer Sitzung des Gemeinderates der Bericht durch den Berichterstatter oder seinen Stellvertreter
nicht erstattet, so hat das Ersatzmitglied die Berichterstattung wahrzunehmen.”

25. In § 36 Abs. 6 letzter Satz wird das Wort ,Biirgermeister” durch das Wort ,,Vorsitzende ersetzt.
26. Nach § 37 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(32) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung aunsnahmsweise die Behandlung einzelner Tages-
ordnungspunkte — ausgenommen die in Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht Sffentlicher Sitzung vorsehen,
wenn dies zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf
Geschifis- und Betriebsgeheimnisse oder das Steuergeheimnis erforderlich erscheint. Der Gemeinderat kann jedoch auf
Antrag eines seiner Mitglieder in dieser nicht 6ffentlichen Sitzung die Riickverweisung des Tagesordnungspunktes zur
Verhandiung in 6ffentlicher Sitzung beschlieflen.*

27. § 37 Abs. 4 werden folgende Sdtze angefiigt:

.Der Gemeinderat kann beschlieBen, dass 6ffentliche Sitzungen des Gemeinderates von der Stadt im Internet mit einer
Bildfixierung auf die Mitglieder des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bedienste-
ten ibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen zeitlich befristet oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird.
Eine Ubertragung der mit der Abfassung der Niederschrift betrauien Bediensteten ist nur zuldssig, sofern diese schrift-
lich zustimmen."

28. In § 38 Abs. 2 wird die Wortfolge ,derselben Tagesordnung® durch die Wortfolge ,,den noch unerledigten Tagesord-
nungspunkten® ersetzt.
29. § 40 Abs. 1 Z 1 lautet:
,,1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehérigen (Abs. 2) oder eine von ihm vertretene schutzberechtigte
Person beteiligt ist;*
30. § 40 Abs. 3 erster Satz lautet:

.Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft begriindete Eigenschaft einer Person als
Angehériger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht
mehr besteht.”

31. In § 40 Abs. 5 wird vor dem ersten Saiz folgender Satz eingefligt.

,.Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.”

32, § 40 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,.(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fiir Beschlisse des Gemeinderates geméil § 68 Abs. 1 letzter Satz sowie
fiir die Abberufung von Mitgliedern des Stadtsenates und der Ausschiisse.”

33. § 41 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

.Im Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder.”
34. In § 41 Abs. 4 wird das Wort ,,Gemeindevorstand* durch das Wort ,Stadtsenat” ersetzt.

35. § 41 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt.
,Als Antrige zur Geschiftsbehandiung gelten insbesondere Antrége auf:
1. Vertagung;
. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung;
. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;
. Ausschluss der Offentlichkeit;
. Riickverweisung eines Tagesordnungspunktes zur Verhandiung in 6ffentlicher Sitzung;
. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung cder Abstimmung mittels Stimmzettel;
. Richtigstellung der Niederschrift.”

Woto w1 O lh R W
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36. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefiigt:

»§41a
Fristsetzung zur Berichterstattung

(1) Der Gemeinderat kann nach Ablauf von zwei Monaten ab der Zuweisung eines Antrages an den Ausschuss auf
Vorschlag des Biirgermeisters, auf Antrag eines seiner Mitglieder oder auf Antrag des Stadtsenates dem Ausschuss eine
Frist zur Berichterstattung fiber den ihm zugewiesenen Antrag setzen.

(2) Nach Ablauf einer dem Ausschuss zur Berichterstattung gemafl Abs. 1 gesetzten Frist hat der Birgermeister
den Antrag in die Tagesordnung der dem Fristablauf nachfolgenden Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen, auch
wenn ein schriftlicher Ausschussbericht nicht vorliegt.”

37§42 Abs. 4 lautet:

,{4) Betrifft ein als Dringlichkeitsantrag bezeichneter Antrag die Aufldsung des Gemeinderates, die Geschiftsord-
nung oder einen Beschluss, der aufler- oder iiberplanmifige Mittelverwendungen der Stadt mit sich bringen wiirde, so
ist er ohne Abstimmung iber die Frage der Dringlichkeit vom Vorsitzenden dem Stadtsenat oder einem Ausschuss zur
Vorberatung zuzuweisen.”

38§ 43 Abs. 3 lautet:

»{3) Der Befragte ist verpflichtet, miindlich in der auf die Anfrage folgenden Sitzung des Gemeinderates oder in-
nerhalb von zwei Monaten schriftlich zu antworten oder bis zu diesen Zeitpunkten die Nichtbeantwortung zu begriin-
den.*

39. § 49 Abs. 3 laqutet:

.(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage zu stellen, so hat es dem Biirgermeister
im Wege des Magistrates den Wortlaut der beabsichtigten Anfrage schriftlich zu ibermitteln *

40. In § 50 Abs. 3 erster Sutz entfdllt der Klammerausduck ,,(§ 23 Abs. 3).

41§ 51 Abs. I lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom Gemeinderat gefasster Beschluss in Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde cinem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung hat
den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates zu enthalten
42§ 53 Abs. I zweiter Satz lautet:

»Auf dem amtlichen Stimmzette] ist der Wortlaut des Beschlusses des Gemeinderates und die Frage, ob dieser Be-
schluss Geltung erlangen soll, abzudrucken.”
43. § 53 Abs. 2 erster Satz lautet:

,Die Grofle des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Linge des Wortlautes des Beschlusses des Gemeindera-
tes.™

44. § 54 Abs. 1 lautet:

»{1) Lautet mehr als die Hilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf ,ja*, so erlangt der dem Volksentscheid un-
terzogene Beschluss des Gemeinderates Geltung.
45. § 54 Abs. 4 lautet:

.»(4) Lautet die Hilfte oder mehr als die Hilfte der abgegebenen Stimmen auf ,,nein”, so wird der dem Volksent-
scheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates nicht wirksam.*
46. § 56 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

,»,Das zustindige Organ der Stadt hat iiber das Gemeindevolksbegehren innerhalb von sechs Monaten nach dessen Ein-
langen zu entscheiden. Diese Entscheidung ist an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und dem Be-
vollméachtigten nachweislich zuzustellen.*

47. § 39 Abs. 2 lautet:

»(2) Der Birgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter Angabe der Zahl der fiir jede Ent-
scheidungsméglichkeit abgegebenen giltigen Stimmen an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und
dem zustindigen Organ der Stadt zur Behandlung zuzuleiten.”

48§ 60 Abs. 1 dritter Satz lautet:

,Die Biirgerversammiung kann auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne Gruppen, wie Jugendli-
che, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten werden.*
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49. Nach dem 11. Abschnitt wird folgender 11a. Abschnitt eingefiigt:

»11a. Abschnitt
Petitionsrecht

§61a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenheiten des cigenen Wirkungsbereiches der Stadt Eingaben allge-
meiner Art an die Organe der Stadt zu richten.

(2) Eingaben gemil} Abs, 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie
konnen schriftlich, insbesondere elektronisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse anzu-
geben. Petitionen, die bei einem unzustindigen Organ eingebracht worden sind, sind unverziiglich an das zustandige
Organ weiterzuleiten. Wurde eine Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebracht, ist der Einbringende
an das zustindige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht
erkennen lassen, miissen nicht behandelt werden.

(3) Eingaben gemil Abs. 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat
wahlberechtigten Gemeindebiirger unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spétestens innerhalb
von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schrifilich zu beantworten. In derartigen Eingaben ist eine Person als Einbringer
zu benennen und eine Zusielladresse anzugeben.

{4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jéhrlich bis spitestens 30. Juni einen schriftlichen Bericht iiber die Art
der Behandlung und die Beantwortung von Eingaben gemiB Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.”

50. In § 63 Abs. 4 wird nach der Verweisung ,.§ 28 Abs. 1“ die Verweisung ,erster Satz und Abs. 12" eingefiigt.

51. 8§ 67 Abs. I lit. a lautet:
,,a) durch Verzicht; § 31 Abs. 3 gilt;*

52. § 69 Abs. 4 erster Saiz wird durch folgende Sitze ersetzt:

,Uber einen ordnungsgemaBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die
Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder jener
Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) gewihit worden ist.”

53. In § 69b Abs. I wird die Wortfolge ,.des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBI.
Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung BGBL 1 Nr. 138/2017," durch die Abkiirzung ,,Unv-Transparenz-G* ersetzt,

54. § 70 Abs. 2 werden folgende Séitze angefiigi:
,Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelmiBig vorkommenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinde ohne
weittragende finanzielle, wirtschaftliche, politische oder dhnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem Biirgermeister
1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fir Betrage bis einschiiefilich 5.000 Euro und
2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir
a) die Einbringung von Mahnklagen gemif Z 1,
b) Verfahren, in denen die Stadt beklagie Partei #st, und

¢) Revisionen gemdl Art. 133 Abs. 1 B-VG, sofern der Biirgermeister belangte Behdrde gemdl
Art, 133 Abs. 6 Z 2 B-VG ist.

{Tber die Beauftragung der Rechtsvertretung hat der Birgermeister dem Gemeinderat zu berichten.”

55. In § 79 Abs. 1 wird die Wortfolge ,einem Drittel der AusschuBmitglieder” durch die Worifolge ,mindestens zwei
Ausschussmitgliedemn® ersefzt.

56. In § 79 Abs. 3 erster Satz entfdllt der Klammerausdruck ,(§ 23 Abs. 3).
57. § 79 Abs. 6 letzter Satz lautet:

,.Die Mitglieder des Stadtsenates haben das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse — ausgenommen die Sitzungen des
Kontrollausschusses — mit beratender Stimme teilzunehmen und dem Ausschuss zu den Verhandlungsgegenstinden zu
berichten.*

58. § 79 Abs. 6 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

,Die Ausschiisse konnen beschliefien, Mitglieder des Stadtsenats zu den Sitzungen als Auskunfispersonen beizuziehen.
Dieser Einladung zur Teilnahme als Auskunftsperson ist Folge zu leisten.™

39, Nach § 80 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt.

,.(12) Fiir Erledigungen, die der Beschlussfassung durch den Gemeinderat oder Stadtsenat bediirfen, sind vom Ma-
gistrat Sitzungsvortrage auszuarbeiten, die den fiir die Erledigung mafigebenden Sachverhalt und die vorgeschlagene
Erledigung zu enthalten haben. Sitzungsvortrige fiir Tagesordnungspunkte ciner Gemsinderatssitzung diirfen ein-
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schlieBlich der ihnen zugrunde liegenden Beschliisse der Ausschiisse oder des Stadisenates fir die Mitglieder des Ge-
meinderates gegen Nachweis ihrer Identitit im Intranet der Stadt bereitgestellt werden, sofern die Vertraulichkeit perso-
nenbezogener Daten, an deren Geheimhaltung ein schutzwiirdiges Interesse im Sinne der datenschutzrechtlichen Best-
immungen besteht, nicht verletzt wird und die Stadt die erforderlichen Vorkehrungen zur Gewihrleistung des Datenge-
heimnisses sowie zur Wahrung sonstiger Verschwiegenheitspflichten getroffen hat.

60. § 81 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

»Der Magistratsdirektor hat ein den Anforderungen der Stadt angemessenes internes Kontrollsystem einzurichten und
zu fihren.”

61. In § 86 Abs. I und 2 wird jeweils die Wortfolge ,Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV
2015, BGBL II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBL. I Nr. 17/2018,* durch die Abkiirzung VRV 2015*
erseizl.

62. & 90 Abs. 4 entfiillt,
63. In § 90a Abs. 1 entfiillt die Worifolge ,,, BGBL. Nr. 45, zuletzt in der Fassung BGBI1, I Nr. 51/2012,*,

64. In § 90b lit. h und i wird jeweils die Wortfolge ,.des E-GovG — E-Government-Gesetzes, BGBL. I Nr. 10/2004, zu-
letzt  in  der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 1 Nr. 104/2018,“ dwrch die  Abkiirzung
LE-GovG* ersetzi.

65. In § 94 Abs. I erster Saiz entfiillt die Wortfolge ,und gegen Bescheide des Magistrates®.

66. Nach § 97 wird folgender § 97a eingefiigt:
»§ 97a
Feststellungshescheid

(1) Wenn die Stadt bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs Gesetze oder Verordnungen verletzt, insbesonde-
re thren Wirkungsbereich iiberschreitet oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann die Landesre-
gierung den Rechtsverstoll mit Bescheid feststellen und der Stadt die erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsverstol im Verhilinis zur Bedeutung der durch das verletzte Gesetz oder die verletzte Verordnung
verfolgten &ffentlichen Interessen gering ist und

2. dies notwendig scheint, um die Stadt von weiteren Rechtsverstdfen gleicher Art abzuhalten.
(2) Der Biirgermeister hat den Bescheid jenemn Organ, dem der Rechtsverstof} anzulasten ist, ehestméglich zur

Kenntnis zu bringen. Darliber hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der nichsten
Sitzung zur Kenntnis zu bringen.”

67. In § 99 Abs. 1 entfllt die Wortfolge ,,den Magistrat,”
68. In § 100 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderat” die Wortfolge ,;und dem Kontrollausschuss™ eingefiigt.

69. § 101a Abs. 3 Z 1 lautet:

,.1. Durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Bestimmungen, insbesondere die Voraussetzungen des
Abs. 2, oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht verletzt werden oder

70. § 101a Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem Osterreichischen Stabilititspakt™ durch die Wort-
Jolge ,,von Verpflichtungen aunfgrund staatsrechtlicher Vereinbarungen™ ersetzr,

71. Nach § 101a wird folgender § 101b eingefiigt:

»8 101b
Aufsichtsbeschwerde

(1) Fiir eine Beschwerde iiber die Amtsfithrung von Organen der Stadt oder deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwer-
de) gilt Folgendes:

1. Die Aufsichtsheschwerde ist schriftlich bei der Landesregierung einzubringen.

2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied iiber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis
zu setzen und diesem Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist schriftlich dazu Stellung
zu nehmen.

3. Die Landesregicrung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw. dessen Miighied durch sein Verhalten
Gesetze oder Verordnungen verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied,
der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu informieren. Dabei kann auch die Stellungnahme
gemil Z 2 iibermittelt werden.

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne unnétigen Aufschub, spitestens aber
sechs Monate nach dem Einlangen bei der Landesregierung zu erfolgen.
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5. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 ist dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesord-
nung der niachsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.
(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsheschwerden:
1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;

2. in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerde-
fiihrers bereits erledigt wurden;

3. mit denen die Titigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in Anspruch genommen wird;
4. in Angelegenheiten, die einer aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung bediirfen;

5. in Angelegenheiten, die Gegenstand eines anhingigen oder bereits abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens
oder Verwaltungsverfahrens sind,

6. die sich auf keine wesentliche Rechisverletzung beziehen und bei denen auch kein wesentliches &ffentliches
Interesse an einer Behandlung vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden.*
Artikel IV
Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt, sofern in Abs. 2 nicht anderes bestimmt wird, mit 1. Janner 2023 in Kraft.

(2) Art. 1 Z 14 bis 18 (betreffend § 26 Abs. 2 bis 5a und § 26a K-AGO) treten mit Beginn der auf die Kundma-
chung dieses Gesetzes folgenden Amtsperiode des Gemeinderates in Kraft.

Der Schriftfiihrer: Der Prasident:

(Mag. WEISS) (Ing. ROHR)
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Regierungsvorlage
September 2022 zu Z1. 01-VD-LG-1739/2021-93

Entwurf eines Gesetzes,
mit dem die Kiarntner Allgemeine Gemeindeordnung,
das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher Stadtrecht 1998 geindert werden

Vorblatt

Problem:

Insbesondere aus der Vollziehung erfolgten zahlreiche Verbesserungsvorschlige zur Novellierung der
gesetzlichen Grundlagen. Dariiber hinaus sind redaktionelle Anpassungen erforderlich.

Ziel:

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Organisationsrecht der Gemeinden und der Statutarstadte
weiterentwickelt werden.

Inhalt:

Die Inhalte beruhen in erster Linie auf Vorschldgen der Vollziehung. Insbesondere folgende wesentliche
Themenbereiche der geplanten Novelle lassen sich identifizieren:

- Biirgerbeteiligung

- Transparenz

- Digitalisierung

- Verwaltungsvereinfachung

- Haushaltsdisziplin

- Legistische und redaktionelle Anpassungen

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe die ausfiihrlichen Darstellung in den Erlduterungen.

Unionsrechtliche Anforderungen:

Dieses Gesetz dient auch dazu, die nachhaltige Einhaltung der Kriterien tiber die Haushaltsdisziplin
insbesondere auf Basis der Art. 121, 126 und Art. 136 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV) sicherzustellen.
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Regierungsvorlage
September 2022 zu Z1. 01-VD-LG-1739/2021-93

Erliduterungen
zum Entwurf eines Gesetzes,
mit dem die Kiarntner Allgemeine Gemeindeordnung,
das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher Stadtrecht 1998
geindert werden

Allgemeiner Teil
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Organisationsrecht der Gemeinden und der Statutarstadte
weiterentwickelt werden. Die Inhalte beruhen in erster Linie auf Vorschligen der Vollziehung.
Insbesondere lassen sich folgende wesentliche Themenbereiche der geplanten Novelle identifizieren:
- Biirgerbeteiligung
- Transparenz
- Digitalisierung
- Verwaltungsvereinfachung
- Haushaltsdisziplin
- Legistische und redaktionelle Anpassungen

Der Entwurf enthdlt in § 34 Abs. 6 und § 104 Abs. 1 und 2 K-AGO Bestimungen fiiber die
Darlehensaufnahme. Aus diesem Grund ist gemd § 14 iVm. § 9 F-VG 1948 das Gesetz nach der
Beschlussfassung des Landtages und vor ihrer Kundmachung vom Landeshauptmann dem
Bundeskanzleramt bekanntzugeben.

Besonderer Teil

Anderung der Kirntner Allgemeinen Gemeindeordnung (Art. I)
1.Zu Z 1 (§ 4 Abs. 1):
Die Gemeinde Kottmannsdorf soll zur Marktgemeinde erhoben werden.
2.Zu Z2 (§ 6a):

Vor dem Hintergrund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes V{Slg. 20.258/2018 soll im
Hinblick auf die sprachliche Gleichbehandlung nicht nur auf Ménner und Frauen, sondern auf alle
Geschlechtsidentitdten Bedacht genommen werden, soweit dies nach den gesetzlichen Regelungen
inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist. Die Bestimmung entspricht
Art. 37 K-LVG idF LGBI. Nr. 97/2021.

3.Zu Z3,9,22,26, 63,78, 86,90 (§ 6b, § 18 Abs. 2, § 29 Abs. 13, § 34 Abs. 4, § 73 Abs. 2, § 84a Abs.
4, § 104 Abs. 3 lit. a und Abs. 6 lit. a):

Die aus verfassungsrechtlichen Griinden notwendigen statischen Verweisungen auf Bundesgesetze sollen
aus redaktionellen Griinden nunmehr gesammelt in § 6b Abs. 2 erfolgen.

In § 6b Abs. 3 erfolgt eine statische Verweisung auf die VRV 2015. Denn bei der VRV 2015 handelt es
sich grundsitzlich um eine verfassungsunmittelbare Verordnung, die in ihrer jeweils giiltigen Fassung, dh
dynamisch, von den Gemeinden anzuwenden ist. Wird aber durch den Landesgesetzgeber als
Organisationsgesetzgeber unabhéngig von der Geltung der VRV 2015 an dieser als Tatbestandsmerkmal
angekniipft, so kann dies aus verfassungsrechtlichen Griinden nur statisch erfolgen.

4. Zu Z 4 (§ 6¢):

Die Vollziehung der Gemeinden erfolgt schon seit Jahren auch durch die Anwendung elektronischer
Datenverarbeitungsverfahren. § 6¢ soll einerseits die ausdriickliche gesetzliche Grundlage fiir diese
Vollziehung schaffen, andererseits bestimmte Voraussetzungen fiir eine solche Vollziehung normieren. §
6¢ soll aber grundsitzlich (siehe indes die Verpflichtung in § 6¢ Abs. 4) keine Verpflichtung schaffen,
sondern lediglich eine Mdoglichkeit. Es ist ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass dariiber hinaus
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selbstverstandlich insbesondere gesetzliche Verschwiegenheitspflichten und datenschutzrechtliche
Bestimmungen zu beachten sind.

§ 6¢c Abs. 1 orientiert sich an § 57 K-GHG und § 58 Abs. 2 K-ROG 2021 (sieche auch § 104
Bundeshaushaltsgesetz 2013 — BHG 2013, BGBI. I Nr. 139/2009 idF BGBI. I Nr. 153/2020, § 3 der
Tiroler Gemeinde-Haushaltsverordnung 2012 — GHV, LGBIL. Nr. 113/2012 und § 29 Abs. 1 der
Burgenldndischen Gemeindehaushaltsordnung 2015 — GHO 2015, LGBI. Nr. 48/2014). Durch das Gebot
in § 6¢c Abs. 1 Z 1, dass ,,freigegebene Programme* verwendet werden miissen, soll sichergestellt werden,
dass nur Programme verwendet werden, die nach den entsprechenden Vorgaben beschafft und installiert
wurden.

Gemdl § 6c Abs. 2 darf eine Vollzichung unter Anwendung von elektronischen
Datenverarbeitungsverfahren auch in jenen Fillen erfolgen, in denen dieses Gesetz die Schriftlichkeit
vorsieht (siche aber zB die ausdriickliche gesetzliche Ausnahme in § 55 Abs. 3).

§ 6¢ Abs. 3 orientiert sich an § 18 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 —
AVG, BGBL. Nr. 51/1991 idF BGBI. I Nr. 58/2018.

GemdB § 6¢ Abs. 4 sollen die Einberufungen zu den Sitzungen des Gemeinderates und des
Gemeindevorstandes nunmehr grundsétzlich elektronisch erfolgen. Zu beachten ist allerdings, dass auf
Verlangen eines Mitglieds ihm weiterhin der Ausdruck der Tagesordnung zu iibermitteln ist (siche § 35
Abs. 2).

GemiB § 6¢c Abs. 5 soll eine Akteneinsicht gemiB § 28 oder eine Ubermittlung von Niederschriften
gemdl § 45 Abs. 4 in elektronischer Form nur unter besonderen Voraussetzungen méglich sein. Denn
diese Dokumente sind im Hinblick auf den Datenschutz und auf Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse
besonders sensibel. In diesem Zusammenhang ist auch ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass die
Mitglieder des Gemeinderates und des Gemeindevorstandes ua. der Verschwiegenheitspflicht geméal3 § 27
Abs. 4 unterliegen und zur Einhaltung von datenschutzrechtlichen Bestimmungen auch bei der Nutzung
von eigenen technischen Endgerdten verpflichtet sind. Schlussendlich dient dies auch der
Datenminimierung im Sinne des Art. 5 Abs. 1 lit. ¢ der Datenschutzgrundverordnung.

Gemil § 6¢ Abs. 6 sollen Ubermittlungen zwischen den Gemeinden und der Landesregierung in erster
Linie elektronisch erfolgen (so zB schon § 58 Abs. 5 K-ROG 2021). Die Einschrinkung, dass diese
Verpflichtung nur besteht, wenn die technischen Mdglichkeiten zur Verfligung stehen, soll zB
beriicksichtigen, dass die elektronische Ubermittlung von groBen Aktenkonvoluten, die nur analog
vorliegen, nicht mdglich sein wird, wenn keine entsprechende Scanstrafle vorhanden ist.

5.ZuZ5 (§ 10 Abs. 2 Z.13):
Die Bestimmung wird an Art. 118 Abs. 3 Z 10 B-VG angepasst.
6. Zu Z 6 bis 8 (§ 16 Uberschrift, Abs. 1 und 5):

Durch die Anfiigung in § 16 Abs. 1 soll klargestellt werden, dass der Gemeinderat nicht nur
Auszeichnungen verleihen kann, die mit einer Gesamtwiirdigung der Personlichkeit der geehrten Person
verbunden sind; vielmehr steht ihm auch die Ehrung von Personen fiir einzelne, konkret erbrachte
Leistungen oder fiir eine ldnger andauernde, bestimmte Tatigkeit zu (sog. ,,sektorale Ehrungen®).

Schon bisher wurde in der Literatur vertreten, dass der Widerruf von Ehrungen durch Bescheid zu
erfolgen hat (Sturm/Kempitner, Kirntner Allgemeine Gmeindeordnung® § 16 K-AGO Anm 2). Dies soll
nunmehr auch fiir die Ehrung ausdriicklich normiert werden.

7.7Zu Z 10 und 11 (§ 21 Abs. 1a und 1b):

Die Tagesordnungspunkte der ersten Sitzung des neugewihlten Gemeinderates werden nunmehr in § 21
Abs. la abschlieBend aufgelistet. Gewisse Tagesordnungspunkte miissen vorgesehen werden (,,hat®),
andere sind fakultativ (,,darf*). Zur Entsendung oder Bestellung von Personen in Kollegialorgane zihlt zZB
die Bestellung der Mitglieder der Ortsbildpflegekommission gemdfl § 11 des Kérntner
Ortsbildpflegegesetz 1990 oder die Entsendung in den Vorstand des Toursimusverbandes gemal § 18 des
Kéarntner Tourismusgesetzes 2011. Klargestellt wird in § 21 Abs. 1b, dass Antrige zu diesen
Tagesordnungspunkten keiner Vorberatung bediirfen (dies gilt zB auch fiir die Referatsaufteilung, wenn
sic in der ersten Sitzung des neugewdhlten Gemeinderates erfolgt) und Dringlichkeitsantrige und
selbststdndige Antrige zuldssig sind.

8. Zu Z 12 (§ 21 Abs. 4):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
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9.7Zu 7 13 (§ 24 Abs 1 dritter Satz):
Es wird ein Redaktionsversehen beseitigt.
10. Zu Z 14 bis 18 (§ 26 und § 26a):

§ 26 idgF umfasst achtzehn Absitze. Im Sinne der Verstidndlichkeit sollen die Bestimmungen tiber die
Bildung und Wahl des Kontrollausschusses wesentlich vereinfacht werden und in § 26a zusammengefasst
werden. Die Gemeinderatspartei, die im Gemeinderat mit den wenigsten Mitgliedern vertreten ist, soll das
Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses haben.

§ 26 Abs. 2 entspricht grundsétzlich § 26 Abs. 2a der geltenden Fassung. In die Zahl der Ausschiisse, fiir
deren Obménner die einzelnen Gemeinderatsparteien Wahlvorschlige erstatten diirfen, soll nunmehr der
Kontrollausschuss eingerechnet werden (,.einschlieBlich des Kontrollausschusses®). Kommt zB der
Gemeinderatspartei, die im Gemeinderat mit den wenigsten Mitgliedern vertreten ist, nach der
Bestimmung des § 26 Abs. 2 erster Satz das Recht zu, zwei Wahlvorschldge fiir Obménner zu erstatten,
ist ein Wahlvorschlag fiir einen Obmann schon konsumiert, da diese Gemeinderatspartei das Recht auf
Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses hat. Somit besteht nur mehr
das Recht auf einen Wahlvorschlag fiir einen weiteren Obmann.

11. Zu Z. 19 (§ 28 Abs. 1 zweiter bis fiinfter Satz):

Erstens sollen die Mitglieder des Gemeindevorstandes (somit einschlieflich des Biirgermeisters) im
Kontrollausschuss nicht mehr anwesend sein (siehe auch § 77 Abs. 5 erster Satz). Zweitens sollen
Mitglieder des Gemeinderates auch an Sitzungen des Gemeindevorstandes wihrend der Behandlung von
Verhandlungsgegenstinden, die ausschlieBlich durch den Gemeindevorstand vorberaten werden, als
Zuhorer teilnehmen kénnen. Drittens sollen Klarstellungen zur Akteneinsicht erfolgen.

12. Zu Z 20 (§ 28 Abs. 1a):

Da ein Akt unter Umstinden nur mehr elektronisch vorliegt (sieche § 6c¢), soll nunmehr zusétzlich auch auf
den Begriff ,,Ausdruck® abgestellt werden. Zu beachten ist, dass eine Akteneinsicht in elektronischer
Form, gemiB § 6¢ Abs. 5 nur zuldssig ist, wenn dies nach den Bestimmungen des 3. Abschnitts des ZustG
oder im Rahmen eines digitalen Datenraumes erfolgt (siche oben). Daraus ist abzuleiten, dass zB die
Erstellung eines digitalen Fotos des Aktes mittels ,,Smartphones® durch den Gemeinderat nicht zuléssig
ist. Denn vielfach werden den auf einem ,,Smartphone“ installierten Programmen Zugriffsrechte auf
gespeicherte Dateien eingerdumt. Regelméfig wiirden somit insbesondere die Verschwiegenheitspflicht
gemil § 27 Abs. 4 und datenschutzrechtliche Bestimmungen durch die Speicherung von Bilddateien des
Aktes auf dem ,,Smartphone* verletzt werden. Schlussendlich dient dies auch der Datenminimierung im
Sinne des Art. 5 Abs. 1 lit. ¢ der Datenschutzgrundverordnung.

Vor dem Hintergrund, dass nunmehr auch die Moglichkeit bestehen soll, dass eine elektronische
Akteneinsicht erfolgt (siche § 6¢), in Verbindung mit einer vollstdndigen Information der Mitglieder des
Gemeinderates, soll das Verbot Kopien anzufertigen, wenn das verfassungsgesetzlich gewéhrleistete
Recht auf Datenschutz entgegensteht oder Geschifts- und Betriebsgeheimnisse Dritter in Betracht
kommen, entfallen. In diesem Zusammenhang ist aber nochmals ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass
die Mitglieder des Gemeinderates ua. der Verschwiegenheitspflicht gemafl § 27 Abs. 4 unterliegen und
zur Einhaltung von datenschutzrechtlichen Bestimmungen verpflichtet sind.

13. Zu Z 21 (§ 29 Abs. 6):

Die Bestimmung wird im Sinne der Rechtsklarheit neu gefasst, sie entspricht § 5 Abs. 2 des Kérntner
Beziigegesetzes 1997 — K-BG 1997, LGBI. Nr. 130/1997 idF LGBI Nr. 46/2019.

14. Zu Z 23 (§ 29 Abs. 14):

In der Bestimmung soll nunmehr die Vorgehensweise bei der Valorisierung klar geregelt werden. Denn es
ist eine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches, dass der Biirgermeister die sich aus der
Verordnung der Landesregierung ergebenden Anderungen durch Verordnung kundmacht.

15.Zu Z 24 (§ 30 Abs. 2 und 3):

§ 30 Abs. 2 entspricht weitgehend § 30 Abs. 2 der geltenden Fassung. In § 30 Abs. 3 sollen nunmehr
ndhere Bestimmungen iiber die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes erfolgen. Es soll
insbesondere ermoglicht werden, einen Zeitpunkt fiir die Wirksamkeit des Verzichtes festzulegen.

16. Zu Z 25 (§ 34 Abs. 1):

Die Verantwortlichkeit des Biirgermeisters und der Mitglieder des Gemeindevorstandes gegeniiber dem
Gemeinderat als oberstes Organ soll ausdriicklich normiert werden.
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17. Zu Z. 27 (§ 34 Abs. 6):

Die Bestimmung wird im Sinne der leichteren Verstindlichkeit neu gefasst. Fiir den Tatbestand der
Belastung von unbeweglichem Gemeindevermoégen soll nunmehr auf die Einrdumung eines dinglichen
Rechtes abgestellt werden.

18. Zu Z 28 (§ 34 Abs. 7 und 8):

Diese Ubertragungsmoglichkeit des § 34 Abs. 7 besteht gemiB § 34 Abs. 6 K-KStR 1998 und § 35 Abs. 6
K-VStR 1998 fiir die Statutarstiddte und soll nunmehr auch in die K-AGO aufgenommen werden.

In § 34 Abs. 8 soll nach Vorbild von § 30a der NO Gemeindeordnung 1973 — NO GO 1973, LGBI.
1000-0 idF LGBI. Nr. 35/2021 die Moglichkeit geschaffen werden, Gemeinderidte mit besonderen
Aufgaben zu betrauen. Zu diesen besonderen Aufgaben zéhlen zB Jugend, Bildung, Umwelt oder EU.

19. Zu Z.29 (§ 35 Abs. 2):

In § 35 Abs. 2 soll beriicksichtigt werden, dass geméll § 6¢ Abs. 4 Einberufungen zu den Sitzungen des
Gemeinderates grundsitzlich in elektronischer Form zu erfolgen haben. Es soll aber auf Verlangen
weiterhin die Maoglichkeit bestehen, die Einberufung analog durch einen Ausdruck iibermittelt zu
bekommen.

Um Kundmachungsprobleme zu vermeiden, soll zur Klarstellung nunmehr fiir die Kundmachung auf den
Tag der Einberufung abgestellt werden.

20.Zu Z 30 (§ 36 Abs. 3):

Auch vertrauliche Zusatzberichte des Kontrollausschusses sollen in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt
werden.

21.7Zu Z 31 (§ 36 Abs. 3a):

Die Bestimmung soll — auch vor dem Hintergrund der in § 36 Abs. 4 vorgesehenen Moglichkeit einer
Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet — die Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen,
insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschifts- und Betriebsgeheimnisse oder das
Steuergeheimnis, sicherstellen.

22.7u Z.32 (§ 36 Abs. 4):

Im Sinn der Transparenz fiir die Biirger soll eine Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet
ermdglicht werden. Erfolgt keine Ubertragung, obwohl dies der Gemeinderat beschlossen hat (zB auf
Grund eines technischen Gebrechens), hat dies indes keinen Einfluss auf die Giiltigkeit eines Beschlusses
des Gemeinderates.

23.Zu Z 33 (§ 40 Abs.1Z 1):

Die Bestimmung soll hinsichtlich des Begriffes ,,schutzberechtigte Person an § 21 Abs. 1 des
Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches — ABGB, JGS Nr. 946/1811 idF BGBI. 1 Nr. 121/2021,
angepasst werden.

24.7Zu 7 34 (§ 40 Abs. 3 erster Satz):

In der Bestimmung soll nunmehr beriicksichtigt werden, dass gemdl § 40 Abs. 2 Z 5 auch Personen, die
in einer Lebensgemeinschaft leben, als Angehdrige anzusehen sind.
25. Zu Z 35 (§ 40 Abs. 5):

Es soll klargestellt werden, dass das befangene Mitglied des Gemeinderates den Sitzungssaal zu verlassen
hat.

26.Zu Z 36 (§ 40 Abs. 6):

In der Bestimmung sollen Angelegenheiten aufgenommen werden, in denen die Befangenheitsgriinde
mangels unmittelbaren privaten Interesses nicht zur Anwendung kommen sollen.

27. Zu Z 37 (§ 41 Abs. 2):

Da die Abgrenzung zwischen Abdnderungs- und Zusatzantragen und die Auswirkung von Abanderungs-
und Zusatzantrdgen auf den Hauptantrag mitunter schwierig zu beurteilen sind, soll im Zweifel der
Gemeinderat auf Antrag eines Mitgliedes dariiber entscheiden.

28.7Zu Z 38 (§ 41 Abs. 3):

Es soll im Sinne der Rechtsklarheit und Verwaltungsvereinfachung normiert werden, dass selbstindige
Antrige, die bis zum Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates keiner abschlieBenden Erledigung
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zugefiihrt wurden, mit Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates ihre Eigenschaft als
Verhandlungsgegenstand verlieren (vgl. § 76 Abs. 2).

29.Zu Z 39 (§ 41 Abs. 4):

Die Bestimmung soll im Sinne einer effizienten Erledigung erstens ermdglichen, dass nicht der ganze
Antrag verlesen werden muss, sondern nur der Name der Antragsteller und der Wortlaut des beantragten
Beschlusses. Zweitens soll klargestellt werden, dass die Zuweisung von Antrdgen zur Vorberatung
anhand der jeweiligen Zustdndigkeiten (insbesondere auch unter Beriicksichtigung der Geschéftsordnung)
zu erfolgen hat und nicht von allfdlligen Anregungen im Antrag abhéngig ist. Drittens soll ermdglicht
werden, dass die Zuweisung durhc durch den Vorsitzneden nicht in der Sitzung des Gemeinderates
erfolgt, sondern erst nach Sitzung.

30. Zu Z 40 (§ 41 Abs. 4a):

Die Bestimmung soll im Sinne einer effizienten Erledigung ermoglichen, dass Antrdge auch
zuriickgezogen werden kdnnen und somit nicht mehr behandelt werden miissen.

31. Zu Z 41 (§ 41 Abs. 5):

Die Bestimmung wird im Sinne der besseren Verstindlichkeit um eine beispielhafte Aufzéhlung von
Antrédgen zur Geschéftsbehandlung ergénzt.

32.7Zu Z 42 (§ 45 Abs. 4):

Die Anderungen in der Bestimmung sollen erstens gewihrleisten, dass die Gemeinderatsmitglieder ihr
Recht auf Richtigstellung der Niederschrift gemal § 45 Abs. 5 auch in jenen Féllen geltend machen
konnen, in denen binnen zwei Monaten die ndchste Gemeinderatssitzung stattfindet.

Zweitens soll beriicksichtigt werden, dass gemidB § 6¢c Abs. 5 eine Ubermittlung von Niederschriften
gemdl in elektronischer Form nur zulissig sein soll, wenn dies nach den Bestimmungen des 3. Abschnitts
des ZustG oder im Rahmen eines digitalen Datenraumes erfolgt (siche oben).

33.Zu Z 43 (§ 48 Abs. 3):

Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung soll die Verpflichtung zur Uberreichung von zusitzlichen
Ausfertigungen entfallen. In diesem Zusammenhang ist auch auf § 6¢ Abs. 2 hinzuweisen, nachdem eine
,schriftliche* Uberreichung auch elektronisch erfolgen.

34. Zu Z 44 (§ 48 Abs. 5):

Durch die Anderung der Bestimmung soll erméglicht werden, dass mit Zustimmung des zu befragenden
Mitgliedes die Anfrage aufgerufen werden kann, obwohl die Anfrage dem zu befragenden Mitglied nicht
mindestens eine Woche vor Beginn der Fragestunde personlich zugestellt wurde. Erfolgt keine
Zustimmung, darf die Anfrage in diesen Féllen weiterhin nicht aufgerufen werden.

35. Zu Z 45 bis 50 (§ 51 Abs. 1 und 4, § 53 Abs. 1 und 2, § 54 Abs. 1 und 4):

Hinkiinftig soll nach Vorbild der Volksabstimmung im Bereich der Bundesgesetzgebung (Art. 43 f. B-
VG) ein schon vorliegender Beschluss des Gemeinderates (in Analogie zu einem Verfassungs- oder
Gesetzesbeschlusses des Nationalrates) zum moglichen Gegenstand eines Volksentscheides gemacht
werden konnen.

36. Zu Z 51 (§ 55 Abs. 3):

Vor dem Hintergrund von § 6¢c Abs. 2 (sieche oben), soll ausdriicklich normiert werden, dass ein
Gemeindevolksbegehren nicht in elektronischer Form eingebracht werden darf.

37. Zu Z 52 (§ 56):

In der Bestimmung soll zur Gewihrleistung einer zeitnahen Erledigung eine Frist fiir die Entscheidung
iiber das Gemeindevolksbegehren sowie im Sinne der Transparenz die Kundmachung und Zustellung der
Entscheidung an den Bevollméichtigten aufgenommen werden.

38. Zu Z 53 (§ 59 Abs. 2):

In die Bestimmung soll aufgenommen werden, dass der Biirgermeister das Ergebnis der
Gemeindevolksbefragung auch dem zustidndigen Organ der Gemeinde zur Behandlung zuzuleiten hat.

39. Zu Z 54 (§ 60 Abs. 1):

Es soll eine Biirgerversammlung auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne
Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten
werden konnen.
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40. Zu Z 55 (12a. Abschnitt):
Im Sinne einer erweiterten Biirgerbeteiligung soll ein Petitionsrecht eingefiihrt werden.
41. Zu Z. 56 (§ 62 Abs. 2 und 2a):

§ 62 Abs 2 soll redaktionell in den Bereich ,,Vorberatung® (Abs. 2) und den Bereich ,,selbststindige
Antrage® (Abs. 2a) geteilt werden.

Dariiber hinaus soll im Sinne der Rechtsklarheit und Verwaltungsvereinfachung normiert werden, dass
selbstindige Antrdge, die bis zum Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates keiner abschlieBenden
Erledigung zugefiihrt wurden, mit Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates ihre Eigenschaft als
Verhandlungsgegenstand verlieren (vgl. § 76 Abs. 2).

42. Zu Z. 57 (§ 64 Abs. 1 letzter Satz):

Im Sinne einer besseren Verstindlichkeit der Bestimmung soll erstens an Stelle der Verweisung der
konkrete Norminhalt aufgenommen werden. Dartiber hinaus soll die Bestimmung um eine Frist fiir die
Anberaumung der Sitzung und die Akteneinsicht ergénzt werden.

43. Zu Z 58 (§ 64 Abs. 3 erster Satz):

Die Bestimmung soll erstens an die Anderungen in § 77 redaktionell angepasst werden. Zweitens soll in
der Bestimmung festgelegt werden, dass die Niederschrift nur den Mitgliedern des Gemeindevorstandes
zu libermitteln ist.

44. Zu Z.59 (§ 65 Abs. 1 lit. a):

In der Bestimmung soll redaktionell fiir die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes auf § 30 Abs. 3
verwiesen werden.

45.7Zu Z 60 (§ 67 Abs. 4 erster Satz):

Die Bestimmung soll um Regelungen iiber die Form der Stimmabgabe und die Stimmberechtigung
erginzt werden.

46. Zu Z 61 (§ 69 Abs. 3):

Die Bestimmung soll im Sinne der Rechtsklarheit um eine Definition des Begriffes ,laufende
Verwaltung™ erginzt werden. Dariiber hinaus soll auch die Einbringung von und der Einspruch gegen
Mahnklagen fiir Betrdge bis einschlieBlich 5.000 Euro im Sinne der Verwaltungsvereinfachung dem
Biirgermeister obliegen. Dies soll auch fiir die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir diese Mahnklagen
gelten. Denn die Beauftragung von Rechtsanwilten zahlt grundsitzlich nicht zur ,,laufenden Verwaltung*
(vgl. OGH 14.2.1985, 8 Ob 65/84; siche aber auch OGH 16.12.2013, 6 Ob 146/13h). Gleiches soll auch
fiir die Beauftragung im Rahmen von Revisionen an den VWGH geméal Art. 133 Abs. 1 B-VG gelten, da
in diesen Verfahren gemifl § 24 Abs. 2 VwWGG auch fiir die Behérden von Gemeinden Anwaltspflicht
besteht. Dies allerdings nur dann, wenn der Biirgermeister belangte Behorde ist und somit er fiir die
Erhebung der Revision zustindig ist (vgl. VwGH 4.8.2020, Ro 2020/16/0029). So entfiel mit LGBI. Nr.
48/2021 der innergemeindliche Instanzenzug an den Gemeindevorstand im Rahmen von Verfahren nach
der Kérntner Bauordnung 1996 und dem Kérntner Ortsbildpflegesetz 1990.

47.7Zu Z 62 (§ 69 Abs. 6a):

In dieser Bestimmung soll auf Grundlage der Entscheidung des VfGH V{Slg. 8228/1977 klargestellt
werden, dass nicht alle Angelegenheiten des § 69 Abs. 2 und 3 aufgeteilt werden konnen.

48. Zu Z 64 (§ 75 Abs. 1 letzter Satz):

In dieser Bestimmung soll eine Vertretungsregelung auch fiir den Fall geschaffen werden, dass der
neugewdhlte Biirgermeister an seiner Angelobung verhindert ist

49. Zu Z 65 (§ 76 Abs. 2):

Es wird Kklargstellt, dass selbstindige Antrdge, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde beziehen, vom Vorsitzenden als unzuldssig zuriickzuweisen sind (vgl
§ 41 Abs. 3 und § 62 Abs. 2a).

50.Zu Z 66 (§ 77 Abs. 1 und 1a):

Die Bestimmung wird im Sinne einer besseren Verstindlichkeit neu gefasst. Dariiber hinaus wird auch
aufgenommen, dass der Obmann die vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte jedenfalls in die
Tagesordnung aufzunehmen hat (vgl. § 35 Abs. 1 letzter Satz).

51. Zu Z 67 (§ 77 Abs. 2a):

Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
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52.Zu Z 68 (§ 77 Abs. 5 erster Satz):

In der Bestimmung soll nunmehr ausdriicklich beriicksichtigt werden, dass sich aus § 92 Abs. 2 ergibt,
dass der Biirgermeister und die sonstigen Mitglieder des Gemeindevorstandes nicht Mitglieder des
Kontrollausschusses sein diirfen.

53.Zu Z 69 (§ 77 Abs. 7):

Im Sinne einer besseren Information der Ausschussmitglieder sollen auch sonstige fachkundige Personen
und Mitglieder des Gmeinderates, die nicht Ausschussmitglieder sind, zur Erteilung von Auskiinften
beigezogen werden konnen und der Leiter des inneren Dienstes das Recht haben, an der Sitzung
teilzunehmen.

54.Zu Z.70 (§ 78 Abs. 1a):

Durch § 6¢c Abs. 5 iVm. § 28 wird eine rechtliche Grundlage fiir die elektronische Akteneinsicht
betreffend Akte und Aktenteilen von Verhandlungsgegenstinden geschaffen. Die Bestimmung kann
somit entfallen.

55.Zu Z.71 (§ 78 Abs. 2):

Erstens soll die Bestimmung im Sinne der besseren Verstiandlichkeit neu gefasst werden. Zweitens sollen
im Sinne der Verhinderung von Interessenkollisionen weitere Unvereinbarkeiten normiert werden (vgl.
schon derzeit flir den Finanzverwalter § 30 Abs. 3 K-GHG).

56. Zu Z.72 (§ 78 Abs. 3):

Durch ein internes Kontrollsystem soll insbesondere die Funktionsfiahigkeit und Wirtschaftlichkeit von
Verwaltungsprozessen, die  Zuverldssigkeit =~ von  haushaltsrelevanten  Informationen,  die
Vermogenssicherung und die Rechtstaatlichkeit sichergestellt werden.

57.Zu Z 73 (§ 78 Abs. 5):

In der Bestimmung soll klargestellt werden, dass es sich um eine Bestellung in ,,derselben Gemeinde*
handelt. Dariiber hinaus soll die Bestimmung redaktionell angepasst werden (siehe zB die Aufnahme der
Verweisung auf das K-GMG).

58.7Zu 7. 74 (§ 78 Abs. 6):
Die Bestimmung soll redaktionell angepasst werden.
59.7Zu Z.75 (§ 78 Abs. 7):

Die Zuléssigkeit der Fithrung des Archives in elektronischer Form soll sich nunmehr schon aus § 6c
ergeben (siche oben).

60. Zu Z.76 (§ 80 Abs. 1):
Es soll ermdglicht werden, dass die Amtstafel auch in Form eines Bildschirmes eingerichtet wird.
61. Zu Z.77 (§ 84 Abs. 11):

In der Bestimmung soll zum besseren Verstindnis die Anwendung von § 94 durch ausdriickliche
Benennung der jeweiligen Organe niher definiert werden.

62.Zu 779 (§ 93 Abs. 1):
Durch diese Bestimmung sollen Geschifts-, Betriebs- oder Amtsgeheimnisse geschiitzt werden.
63. Zu Z 80 (§ 98a):

Der VwWGH hat aus der allgemeinen aufsichtsbehordlichen Kontrollingerenz vereinzelt abgeleitet, dass die
Aufsichtsbehdrde Rechtsverstole auch mit gesondertem Feststellungsbescheid festzustellen befugt ist
(sieche zB VwWGH 25.4.1990, 89701/0156). Nach Vorbild von § 102a O6. GemO 1990 soll dieses
Instrument ausdriicklich gesetzlich normiert werden.

64. Zu 7. 81 (§ 102 Abs. 3):
Der Priifungsbericht soll auch dem Kontrollausschuss vorgelegt werden miissen.
65. Zu 7. 82 (§ 102 Abs. 4):

Nach Vorbild von § 105 Abs. 3 06. GemO 1990 soll durch die Landesregierung eine Verordnung zur
Uberpriifung der Gebarung erlassen werden. Im Gegensatz zur oberdsterreichischen Rechtslage soll diese
Verordnung indes nur das Verfahren ndher bestimmen (zB Ablauf, Prifungsmethoden), nicht den
Priifungsgegenstand.
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66. Zu Z 83 (§ 104 Abs. 1 lit. d):

Auch die Auflosung von Kapital- oder Personengesellschaften soll der Genehmigungspflicht unterliegen.
Indes sollen nur mehr ,,wesentliche* Anderungen von Gesellschaftsvertrigen umfasst sein.

67.Zu Z 84 (§ 104 Abs. 1a):

Hinsichtlich Darlehen sollen auch Anderungen von wesentlichen Vertragsbestandteilen, insbesondere des
Vertragspartners, der Zinshohe, des Darlehensbetrages oder der Laufzeit, der Genehmigungspflicht
unterliegen.

68. Zu Z 85 (§ 104 Abs. 2):

Es soll klargestellt werden, dass die Inanspruchnahme von Kontokorrentrahmen gemil § 37 K-GHG
nicht der Genehmigungspflicht nach § 104 Abs. 1 lit. a unterfallt.

69. Zu Z 86 (§ 104 Abs. 4 Z 1):

Es soll klargestellt werden, dass auch bei Verletzung von unmittelbar anzuwenden Unionsrecht die
Genehmigung zu versagen ist.

70. Zu Z 88 (§ 104 Abs. 4 Z 4):
In der Bestimmung soll nur mehr auf die Beistellung von Landesmitteln abgestellt werden.
71. Zu Z 89 (§ 104 Abs. 4a):

In der Bestimmung soll nicht nur spezifisch auf den Osterreichischen Stabilititspakt verwiesen werden,
sondern auch allgemein auf staatsrechtliche Vereinbarungen.

72. Zu Z 91 (§ 104a):

Das Recht der Erhebung einer Aufsichtsbeschwerde leitet sich schon aus dem Petitionsrecht nach Art. 11
StGG ab. Dariiber hinaus soll aber nunmehr nach Vorbild von § 102 06. GemO 1990 eine
Aufsichtsbeschwerde ausdriicklich in der K-AGO normiert werden.

Anderung des Klagenfurter Stadtrechtes 1998 (Art. II)
1.Zu Z1 (§ 2):

GemiB Art. 3 Abs. 2 K-LVG darf die Anderung des Gebietes einer Gemeinde — vom Fall einer
einvernehmlichen Grenzdnderung abgesehen — nur durch Landesgesetz erfolgen. Bislang war eine
einvernehmliche Grenzdnderung nur im Anwendungsbereich der K-AGO vorgesehen. Nunmehr soll auch
fiir die Stadt Klagenfurt am Worthersee eine solche Mdglichkeit durch Verweisung auf § 8 K-AGO
geschaffen werden.

2. ZuZ2 (§9):

Vor dem Hintergrund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 20.258/2018 soll im
Hinblick auf die sprachliche Gleichbehandlung nicht nur auf Ménner und Frauen, sondern auf alle
Geschlechtsidentitdten Bedacht genommen werden, soweit dies nach den gesetzlichen Regelungen
inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist. Die Bestimmung entspricht
Art. 37 K-LVG idF LGBI. Nr. 97/2021.

3.Zu 73,14, 41,47 und 50 (§ 9a; § 35 Abs. 2; § 68b Abs. 1; § 84 Abs. 1 und 2; § 88b lit. h und i):

Die aus verfassungsrechtlichen Griinden notwendigen statischen Verweisungen auf Bundesgesetze sollen
aus redaktionellen Griinden nunmehr gesammelt in § 9a Abs. 2 erfolgen.

In § 9a Abs. 3 erfolgt eine statische Verweisung auf die VRV 2015. Denn bei der VRV 2015 handelt es
sich grundsitzlich um eine verfassungsunmittelbare Verordnung, die in ihrer jeweils giiltigen Fassung, dh
dynamisch, von den Gemeinden anzuwenden ist. Wird aber durch den Landesgesetzgeber als
Organisationsgesetzgeber unabhéngig von der Geltung der VRV 2015 an dieser als Tatbestandsmerkmal
angekniipft, so kann dies aus verfassungsrechtlichen Griinden nur statisch erfolgen.

4.7ZuZ4 (§11 Abs. 2 Z 13):

Die Bestimmung wird an Art. 118 Abs. 3 Z 10 B-VG angepasst.
5.ZuZ5 (§ 18 Abs. 1):

Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.

6.Zu Z 6 (§ 21 Abs. 7):

Es soll § 21 Abs. 7 K-AGO in das Stadtrecht iibernommen werden.
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7.Zu Z7 (§ 23 Abs. 3):

Die Bestimmung soll redaktionell an § 21 Abs. 7 angepasst werden.

8.Zu Z 8 bis 10 (§ 28 Abs. 1 und 1a):

Erstens sollen die Mitglieder des Statdsenates (somit einschlieBlich des Biirgermeisters) im

Kontrollausschuss nicht mehr anwesend sein (siehe auch § 77 Abs. 6). Zweitens sollen Klarstellungen zur
Akteneinsicht erfolgen.

9.Zu Z 11 (§ 29 Abs. 1):

Fiir einen Klub sollen hinkiinftig mindestens drei Mitglieder des Gemeinderates erforderlich sein.

10. Zu Z 12 (§ 31):

§ 31 soll an § 30 K-AGO angepasst werden. In § 31 Abs. 3 sollen nunmehr nidhere Bestimmungen iiber
die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes erfolgen.

11. Zu Z 13 (§ 34 Abs. 1):

Die Verantwortlichkeit des Biirgermeisters und der Mitglieder des Stadtrates gegeniiber dem Gemeinderat
als oberstes Organ soll ausdriicklich normiert werden.

12. Zu Z 15 (§ 35 Abs. 2 letzter Satz):

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sollen nunmehr ,,am Tag der Einberufung® auch an der Amtstafel
und im Internet kundzumachen sein.

13.Zu Z. 16 (§ 35 Abs. 3):

Die Bestimmung soll an § 36 Abs. 3 K-VStR 1998 angepasst werden.

14. Zu Z 17 (§ 35 Abs. 4):

Die Bestimmung soll an § 35 Abs. 4 K-AGO angepasst werden.

15. Zu Z 18 (§ 36 Abs. 3a):

Die Bestimmung soll — auch vor dem Hintergrund der in § 36 Abs. 4 vorgesehenen Moglichkeit einer
Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet — die Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen,
insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse oder das
Steuergeheimnis, sicherstellen.

16. Zu Z. 19 (§ 36 Abs. 4):

Im Sinn der Transparenz fiir die Biirger soll eine Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet
ermdglicht werden. Erfolgt keine Ubertragung, obwohl dies der Gemeinderat beschlossen hat (zB auf
Grund eines technischen Gebrechens), hat dies indes keinen Einfluss auf die Giiltigkeit eines Beschlusses
des Gemeinderates.

17.Zu Z.20 (§ 39 Abs. 1 Z 1):

Die Bestimmung soll hinsichtlich des Begriffes ,,schutzberechtigte Person an § 21 Abs. 1 des
Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches — ABGB, JGS Nr. 946/1811 idF BGBI. 1 Nr. 121/2021,
angepasst werden.

18. Zu Z 21 (§ 39 Abs. 3 erster Satz):

In der Bestimmung soll nunmehr beriicksichtigt werden, dass geméll § 39 Abs. 2 Z 5 auch Personen, die
in einer Lebensgemeinschaft leben, als Angehdrige anzusehen sind.

19. Zu Z.22 (§ 39 Abs. 5):

Es soll klargestellt werden, dass das befangene Mitglied des Gemeinderates den Sitzungssaal zu verlassen
hat.

20.Zu Z 23 (§ 39 Abs. 6):

In der Bestimmung sollen Angelegenheiten aufgenommen werden, in denen die Befangenheitsgriinde
mangels unmittelbaren privaten Interesses nicht zur Anwendung kommen sollen.

21.Zu Z 24 (§ 40 Abs. 2):

Da die Abgrenzung zwischen Abdnderungs- und Zusatzantrigen und die Auswirkung von Zusatzantragen
auf den Hauptantrag mitunter schwierig zu beurteilen sind, soll im Zweifel der Gemeinderat auf Antrag
eines Mitgliedes dariiber entscheiden.
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22. Zu Z 25 (§ 40 Abs. 5):

Die Bestimmung wird im Sinne der besseren Verstindlichkeit um eine beispielhafte Aufziahlung von
Antriagen zur Geschiftsbehandlung erginzt.

23.7Zu Z.26 (§ 48 Abs. 3):

Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung soll die Verpflichtung zur Uberreichung von zusitzlichen
Ausfertigungen entfallen.

24.7Zu Z.27 (§ 49 Abs. 3):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
25.7Zu Z 28 bis 33 (§ 50 Abs. 1 und 4, § 52 Abs. 1 und 2, § 53 Abs. 1 und 4):

Hinkiinftig soll nach Vorbild der Volksabstimmung im Bereich der Bundesgesetzgebung (Art. 43 f. B-
VG) ein schon vorliegender Beschluss des Gemeinderates (in Analogie zu einem Verfassungs- oder
Gesetzesbeschlusses des Nationalrates) zum mdoglichen Gegenstand eines Volksentscheides gemacht
werden konnen.

26. Zu Z 34 (§ 55):

In der Bestimmung soll zur Gewéhrleistung einer zeitnahen Erledigung eine Frist fiir die Entscheidung
iiber das Gemeindevolksbegehren sowie im Sinne der Transparenz die Kundmachung und Zustellung der
Entscheidung an den Bevollmachtigten aufgenommen werden.

27.7Zn Z 35 (§ 58 Abs. 2):

In die Bestimmung soll aufgenommen werden, dass der Biirgermeister das Ergebnis der
Gemeindevolksbefragung auch dem zustdndigen Organ der Gemeinde zur Behandlung zuzuleiten hat.

28. Zu Z 36 (§ 59 Abs. 1 dritter Satz):

Es soll eine Biirgerversammlung auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne
Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten
werden konnen.

29. Zu Z 37 (11a. Abschnitt):
Im Sinne einer erweiterten Biirgerbeteiligung soll ein Petitionsrecht eingefiihrt werden.
30. Zu Z.38 (§ 64 Abs. 4):

Es soll fiir die Akteneinsicht auf die Bestimmungen fiir die Mitglieder des Gemeinderates sinngemal3
verwiesen werden.

31. Zu Z 39 (§ 66 Abs. 1 lit. a):

In der Bestimmung soll redaktionell fiir die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes auf § 31 Abs. 3
verwiesen werden.

32.7Zu Z 40 (§ 68 Abs. 4 erster Satz):

Die Bestimmung soll um Regelungen iiber die Form der Stimmabgabe und die Stimmberechtigung
erginzt werden.

33.Zu Z. 42 (§ 69 Abs. 2):

Die Bestimmung soll im Sinne der Rechtsklarheit um eine Definition des Begriffes ,laufende
Verwaltung™ ergidnzt werden. Dariiber hinaus soll auch die Einbringung von und der Einspruch gegen
Mahnklagen fiir Betrdge bis einschlieSlich 5.000 Euro im Sinne der Verwaltungsvereinfachung dem
Biirgermeister obliegen. Dies soll auch fiir die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir diese Mahnklagen
gelten. Denn die Beauftragung von Rechtsanwilten zahlt grundsitzlich nicht zur ,,laufenden Verwaltung*
(vgl. OGH 14.2.1985, 8 Ob 65/84; siche aber auch OGH 16.12.2013, 6 Ob 146/13h). Gleiches soll auch
fiir die Beauftragung im Rahmen von Revisionen an den VWGH geméal Art. 133 Abs. 1 B-VG gelten, da
in diesen Verfahren gemif3 § 24 Abs. 2 VwWGG auch fiir die Behdrden von Gemeinden Anwaltspflicht
besteht. Dies allerdings nur dann, wenn der Biirgermeister belangte Behorde ist und somit er fiir die
Erhebung der Revision zusténdig ist (vgl. VWGH 4.8.2020, Ro 2020/16/0029). So entfiel mit LGBI. Nr.
48/2021 der innergemeindliche Instanzenzug an den Gemeindevorstand im Rahmen von Verfahren nach
der Kérntner Bauordnung 1996 und dem Kérntner Ortsbildpflegesetz 1990.

34.Zu Z 43 (§ 77 Abs. 3):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
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35.Zu Z 44 und 45 (§ 77 Abs. 6):

In der Bestimmung soll nunmehr ausdriicklich beriicksichtigt werden, dass sich aus § 26 Abs. 3 ergibt,
dass der Biirgermeister und die sonstigen Mitglieder des Stadtsenates nicht Mitglieder des
Kontrollausschusses sein diirfen. Es soll ein Recht auf beratende Teilnahme geschaffen werden aber auch
eine Verpflichtung bestehen, als Auskunftspersonen zur Verfiigung zu stehen.

36.Zu Z 46 (§ 79 Abs. 3):
Durch ein internes Kontrollsystem soll insbesondere die Funktionsfihigkeit und Wirtschaftlichkeit von

Verwaltungsprozessen, die  Zuverldssigkeit von  haushaltsrelevanten  Informationen,  die
Vermdgenssicherung und die Rechtstaatlichkeit sichergestellt werden.

37.Zu Z 48 (§ 88 Abs. 3):
Da § 14 Abs. 1 F-VG entfallen ist, kann auch § 88 Abs. 3 entfallen.
38.Zu Z 49 (§ 88a Abs. 1):

Da es sich nur um deklarative Verweisungen handelt bzw. nur an die verwiesene Norm angekniipft wird,
ohne dass der Inhalt der verwiesenen Norm zum Norminhalt wird, bedarf es keiner statischen
Verweisung.

39. Zu Z 51 (§ 91 Abs. 1 erster Satz):
Da dem Magistrat keine behordlichen Aufgaben zukommen, soll die Wortfolge entfallen.
40. Zu 7. 52 (§ 94a):

Der VwGH hat aus der allgemeinen aufsichtsbehordlichen Kontrollingerenz vereinzelt abgeleitet, dass die
Aufsichtsbehorde Rechtsverstofie auch mit gesondertem Feststellungsbescheid festzustellen befugt ist
(siche zB VWGH 25.4.1990, 89701/0156). Nach Vorbild von § 102a O6. GemO 1990 soll dieses
Instrument ausdriicklich gesetzlich normiert werden.

41.7Zu Z.53 (§ 96 Abs. 1):

Da dem Magistrat keine behordlichen Aufgaben zukommen, soll die Wortfolge entfallen.
42. Zu 7. 54 (§ 98 Abs. 3):

Der Priifungsbericht soll auch dem Kontrollausschuss vorgelegt werden miissen.

43.7Zu Z.55 (§ 99a Abs. 3 Z 1):

Es soll klargestellt werden, dass auch bei Verletzung von unmittelbar anzuwenden Unionsrecht die
Genehmigung zu versagen ist.

44. 7u 7.56 (§ 99a Abs. 4):

In der Bestimmung soll nicht nur spezifisch auf den Osterreichischen Stabilititspakt verwiesen werden,
sondern auch allgemein auf staatsrechtliche Vereinbarungen.

45. Zu Z 57 (§ 99b):

Das Recht der Erhebung einer Aufsichtsbeschwerde leitet sich schon aus dem Petitionsrecht nach Art. 11
StGG ab. Dariiber hinaus soll aber nunmehr nach Vorbild von § 102 06. GemO 1990 eine
Aufsichtsbeschwerde ausdriicklich normiert werden.

Anderung des Villacher Stadtrechtes 1998 (Art. III)
1.Zu Z 1 und 2 (§ 2):

GemiB Art. 3 Abs. 2 K-LVG darf die Anderung des Gebietes einer Gemeinde — vom Fall einer
einvernehmlichen Grenzédnderung abgesehen — nur durch Landesgesetz erfolgen. Bislang war eine
einvernehmliche Grenzdnderung nur im Anwendungsbereich der K-AGO vorgesehen. Nunmehr soll auch
fiir die Stadt Villach eine solche Mdglichkeit durch Verweisung auf § 8 K-AGO geschaffen werden.

Dariiber hinaus soll ein Redaktionsversehen beseitigt werden.
2.7Zu 73 (§9):

Vor dem Hintergrund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 20.258/2018 soll im
Hinblick auf die sprachliche Gleichbehandlung nicht nur auf Ménner und Frauen, sondern auf alle
Geschlechtsidentititen Bedacht genommen werden, soweit dies nach den gesetzlichen Regelungen
inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist. Die Bestimmung entspricht
Art. 37 K-LVG idF LGBI. Nr. 97/2021.
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3.Zu Z 4,21, 53, 61 und 664 (§ 9a; § 36 Abs. 2; § 69b Abs. 1; § 86 Abs. 1 und 2; § 90b lit. h und i):

Die aus verfassungsrechtlichen Griinden notwendigen statischen Verweisungen auf Bundesgesetze sollen
aus redaktionellen Griinden nunmehr gesammelt in § 9a Abs. 2 erfolgen.

In § 9a Abs. 3 erfolgt eine statische Verweisung auf die VRV 2015. Denn bei der VRV 2015 handelt es
sich grundsitzlich um eine verfassungsunmittelbare Verordnung, die in ihrer jeweils giiltigen Fassung, dh
dynamisch, von den Gemeinden anzuwenden ist. Wird aber durch den Landesgesetzgeber als
Organisationsgesetzgeber unabhingig von der Geltung der VRV 2015 an dieser als Tatbestandsmerkmal
angekniipft, so kann dies aus verfassungsrechtlichen Griinden nur statisch erfolgen.

4.7ZuZ5 (§ 11 Abs. 2 Z13):

Die Bestimmung wird an Art. 118 Abs. 3 Z 10 B-VG angepasst.
5.ZuZ6 (§ 18 Abs. 1):

Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.

6.ZuZ7 (§ 21 Abs. 7):

Es soll § 21 Abs. 7 K-AGO in das Stadtrecht iibernommen werden.
7.Zu Z 8 (§ 23 Abs. 3):

Die Bestimmung wird redaktionell an § 21 Abs. 7 angepasst.

8.Zu Z 9 und 10 (§ 26 Abs. 1):

Wie in der K-AGO und im K-KStR 1998 soll nur mehr der Kontrollausschuss zwingend vorgesehen
werden.

9.Zu Z 11 (§ 26 Abs. 2):

Im Sinne der Transparenz sollen im Kontrollausschuss alle Gemeinderatsparteien vertreten sein.
10. Zu Z 12 (§ 26 Abs. 2a):

Es soll § 26 Abs. 9 K-AGO iibernommen werden.

11. Zu Z 13 (§ 26 Abs. 6):

Es soll § 26 Abs. 12 bis 14 K-AGO iibernommen werden.

12. Zu 7. 14 (§ 26 Abs. 9):

Es soll § 26 Abs. 10 K-AGO iibernommen werden.

13. Zu Z 15 bis 17 (§ 28 Abs. 1 und 1a):

Erstens sollen die Mitglieder des Statdsenates (somit einschlielich des Biirgermeisters) im
Kontrollausschuss nicht mehr anwesend sein (sieche auch § 79 Abs. 6). Zweitens sollen Klarstellungen zur
Akteneinsicht erfolgen.

14. Zu 7 18 (§ 29 Abs. 1):
Fiir einen Klub sollen hinkiinftig mindestens drei Mitglieder des Gemeinderates erforderlich sein.
15. Zu Z. 19 (§ 31):

§ 31 soll an § 30 K-AGO angepasst werden. In § 31 Abs. 3 sollen nunmehr néhere Bestimmungen iiber
die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes erfolgen.

16. Zu Z 20 (§ 35 Abs. 1):

Die Verantwortlichkeit des Biirgermeisters und der Mitglieder des Stadtrates gegeniiber dem Gemeinderat
als oberstes Organ soll ausdriicklich normiert werden.

17. Zu Z 22 (§ 36 Abs. 2 letzter Satz):

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sollen nunmehr ,,am Tag der Einberufung® auch an der Amtstafel
und im Internet kundzumachen sein.

18. Zu Z 23 (§ 36 Abs. 4):
Die Bestimmung soll an § 35 Abs. 4 K-AGO angepasst werden.
19. Zu Z 24 (§ 36 Abs. 5¢):

Nach Vorbild von § 35 Abs. 5¢ K-AGO soll eine Bestimmung aufgenommen werden, die regelt wer die
Berichterstattung vorzunehmen hat, wenn der Berichterstatter oder sein Stellvertreter den Bericht nicht
erstattet.
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20. Zu Z 25 (§ 36 Abs. 6):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
21.Zu Z 26 (§ 37 Abs. 3a):

Die Bestimmung soll — auch vor dem Hintergrund der in § 36 Abs. 4 vorgesehenen Moglichkeit einer
Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet — die Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen,
insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschifts- und Betriebsgeheimnisse oder das
Steuergeheimnis, sicherstellen.

22.7u Z 27 (§ 37 Abs. 4):

Im Sinn der Transparenz fiir die Biirger soll eine Ubertragung der Gemeinderatssitzung im Internet
ermodglicht werden. Erfolgt keine Ubertragung, obwohl dies der Gemeinderat beschlossen hat (zB auf
Grund eines technischen Gebrechens), hat dies indes keinen Einfluss auf die Giiltigkeit eines Beschlusses
des Gemeinderates.

23.7Zu Z 28 (§ 38 Abs. 2):

Es sollen nur die noch unerledigten Tagesordnungspunkte in die Tagesordnung aufgenommen werden
miissen.

24. 70 Z.29 (§ 40 Abs.1Z 1):

Die Bestimmung soll hinsichtlich des Begriffes ,,schutzberechtigte Person an § 21 Abs. 1 des
Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches — ABGB, JGS Nr. 946/1811 idF BGBI. 1 Nr. 121/2021,
angepasst werden.

25. Zu Z 30 (§ 40 Abs. 3 erster Satz):

In der Bestimmung soll nunmehr beriicksichtigt werden, dass gemél § 40 Abs. 2 Z 5 auch Personen, die
in einer Lebensgemeinschaft leben, als Angehdrige anzusehen sind.

26.Zu Z 31 (§ 40 Abs. 5):

Es soll klargestellt werden, dass das befangene Mitglied des Gemeinderates den Sitzungssaal zu verlassen
hat.

27.7Zu Z 32 (§ 40 Abs. 6):

In der Bestimmung sollen Angelegenheiten aufgenommen werden, in denen die Befangenheitsgriinde
mangels unmittelbaren privaten Interesses nicht zur Anwendung kommen sollen.

28.7Zu Z 33 (§ 41 Abs. 2):

Da die Abgrenzung zwischen Abdnderungs- und Zusatzantragen und die Auswirkung von Zusatzantrigen
auf den Hauptantrag mitunter schwierig zu beurteilen sind, soll im Zweifel der Gemeinderat auf Antrag
eines Mitgliedes dariiber entscheiden.

29.7Zu 7.34 (§ 41 Abs. 4):
Es wird ein Redaktionsversehen beseitigt.
30. Zu Z.35 (§ 41 Abs. 5):

Die Bestimmung wird im Sinne der besseren Verstdndlichkeit um eine beispielhafte Aufzidhlung von
Antrdgen zur Geschéftsbehandlung ergénzt.

31. Zu Z 36 (§ 41a):

Nach Vorbild von § 41a K-AGO und § 40a K-KStR 1998 soll eine Bestimmung iiber die Fristsetzung zur
Berichterstattung aufgenommen werden.

32. Zu Z 37 (§ 42 Abs. 4):

Nach Vorbild von § 42 Abs. 4 K-AGO sollen auch Beschliisse, die auBler- oder iiberplanméaBige
Mittelverwendungen der Stadt mit sich bringen wiirden, in die Bestimmung aufgenommen werden.

33. Zu Z 38 (§ 43 Abs. 3):

Die Beantwortung soll nunmehr uva ,,in der auf die Anfrage folgenden Sitzung des Gemeinderates*
erfolgen.

34.7Zu Z.39 (§ 49 Abs. 3):

Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung soll die Verpflichtung zur Uberreichung von zusitzlichen
Ausfertigungen entfallen.
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35.Zu Z 40 (§ 50 Abs. 3):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
36. Zu Z 41 bis 45 (§ 51 Abs. 1, § 53 Abs. 1 und 2, § 54 Abs. 1 und 4):

Hinkiinftig soll nach Vorbild der Volksabstimmung im Bereich der Bundesgesetzgebung (Art. 43 f. B-
VG) ein schon vorliegender Beschluss des Gemeinderates (in Analogie zu einem Verfassungs- oder
Gesetzesbeschlusses des Nationalrates) zum moglichen Gegenstand eines Volksentscheides gemacht
werden konnen.

37. Zu Z 46 (§ 56):

In der Bestimmung soll zur Gewéhrleistung einer zeitnahen Erledigung eine Frist fiir die Entscheidung
iiber das Gemeindevolksbegehren sowie im Sinne der Transparenz die Kundmachung und Zustellung der
Entscheidung an den Bevollméchtigten aufgenommen werden.

38. Zu Z 47 (§ 59 Abs. 2):

In die Bestimmung soll aufgenommen werden, dass der Biirgermeister das Ergebnis der
Gemeindevolksbefragung auch dem zustdndigen Organ der Gemeinde zur Behandlung zuzuleiten hat.

39.Zu Z 48 (§ 60 Abs. 1 dritter Satz):

Es soll eine Biirgerversammlung auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes oder fiir einzelne
Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten
werden konnen.

40. Zu Z 49 (11a. Abschnitt):
Im Sinne einer erweiterten Biirgerbeteiligung soll ein Petitionsrecht eingefiihrt werden.
41. Zu Z.50 (§ 65 Abs. 4):

Es soll fir die Akteneinsicht auf die Bestimmungen fiir die Mitglieder des Gemeinderates sinngemél
verwiesen werden.

42. 7Zu Z 51 (§ 67 Abs. 1 lit. a):

In der Bestimmung soll redaktionell fiir die Form und die Rechtswirkung eines Verzichtes auf § 31 Abs. 3
verwiesen werden.

43. Zu Z. 52 (§ 69 Abs. 4 erster Satz):

Die Bestimmung soll um Regelungen iiber die Form der Stimmabgabe und die Stimmberechtigung
erginzt werden.

44. Zu Z.54 (§ 70 Abs. 2):

Die Bestimmung soll im Sinne der Rechtsklarheit um eine Definition des Begriffes ,laufende
Verwaltung™ erginzt werden. Dariiber hinaus soll auch die Einbringung von und der Einspruch gegen
Mahnklagen fiir Betrdge bis einschlieflich 5.000 Euro im Sinne der Verwaltungsvereinfachung dem
Biirgermeister obliegen. Dies soll auch fiir die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir diese Mahnklagen
gelten. Denn die Beauftragung von Rechtsanwilten zahlt grundsitzlich nicht zur ,,laufenden Verwaltung*
(vgl. OGH 14.2.1985, 8 Ob 65/84; siche aber auch OGH 16.12.2013, 6 Ob 146/13h). Gleiches soll auch
fiir die Beauftragung im Rahmen von Revisionen an den VWGH gemil3 Art. 133 Abs. 1 B-VG gelten, da
in diesen Verfahren gemifl § 24 Abs. 2 VwWGG auch fiir die Behérden von Gemeinden Anwaltspflicht
besteht. Dies allerdings nur dann, wenn der Biirgermeister belangte Behorde ist und somit er fiir die
Erhebung der Revision zustdndig ist (vgl. VWGH 4.8.2020, Ro 2020/16/0029). So entfiel mit LGBI. Nr.
48/2021 der innergemeindliche Instanzenzug an den Gemeindevorstand im Rahmen von Verfahren nach
der Kérntner Bauordnung 1996 und dem Kérntner Ortsbildpflegesetz 1990.

45.7Zu Z.55 (§ 79 Abs. 1):

Nach Vorbild von § 65 Abs. 1 sollen mindestens zwei Ausschussmitglieder die Einberufung des
Ausschusses verlangen konnen.

46. Zu 7. 56 (§ 79 Abs. 3 erster Satz):
Die Bestimmung wird redaktionell angepasst.
47.7Zu Z 57 und 58 (§ 79 Abs. 6):

In der Bestimmung soll nunmehr ausdriicklich beriicksichtigt werden, dass sich aus § 92 Abs. 2 ergibt,
dass der Biirgermeister und die sonstigen Mitglieder des Stadtsenates nicht Mitglieder des
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Kontrollausschusses sein diirfen. Es soll ein Recht auf beratende Teilnahme geschaffen werden aber auch
eine Verpflichtung bestehen, als Auskunftspersonen zur Verfiigung zu stehen.

48. Zu Z.59 (§ 80 Abs. 1a):
Die Bestimmung entspricht § 78 Abs. 1a K-AGO.
49. Zu Z 60 (§ 81 Abs. 3):

Durch ein internes Kontrollsystem soll insbesondere die Funktionsfiahigkeit und Wirtschaftlichkeit von
Verwaltungsprozessen, die  Zuverldssigkeit ~von  haushaltsrelevanten  Informationen, die
Vermdogenssicherung und die Rechtstaatlichkeit sichergestellt werden.

50. Zu Z 62 (§ 90 Abs. 4):
Da § 14 Abs. 1 F-VG entfallen ist, kann auch § 90 Abs. 4 entfallen.
51.7Zu Z 63 (§ 90a Abs. 1):

Da es sich nur um deklarative Verweisungen handelt bzw. nur an die verwiesene Norm angekniipft wird,
ohne dass der Inhalt der verwiesenen Norm zum Norminhalt wird, bedarf es keiner statischen
Verweisung.

52. Zu Z 65 (§ 94 Abs. 1 erster Satz):
Da dem Magistrat keine behordlichen Aufgaben zukommen, soll die Wortfolge entfallen.
53.Zu Z 66 (§ 97a):

Der VwGH hat aus der allgemeinen aufsichtsbehordlichen Kontrollingerenz vereinzelt abgeleitet, dass die
Aufsichtsbehorde Rechtsverstole auch mit gesondertem Feststellungsbescheid festzustellen befugt ist
(siche zB VWGH 25.4.1990, 89701/0156). Nach Vorbild von § 102a O5. GemO 1990 soll dieses
Instrument ausdriicklich gesetzlich normiert werden.

54.Zu Z 67 (§ 99 Abs. 1):

Da dem Magistrat keine behordlichen Aufgaben zukommen, soll die Wortfolge entfallen.
55.Zu Z 68 (§ 100 Abs. 3):

Der Priifungsbericht soll auch dem Kontrollausschuss vorgelegt werden miissen.

56.Zu Z 69 (§ 101a Abs. 3 Z 1):

Es soll klargestellt werden, dass auch bei Verletzung von unmittelbar anzuwenden Unionsrecht die
Genehmigung zu versagen ist.

57.Zu Z.70 (§ 101a Abs. 4):

In der Bestimmung soll nicht nur spezifisch auf den Osterreichischen Stabilititspakt verwiesen werden,
sondern auch allgemein auf staatsrechtliche Vereinbarungen.

58.Zu Z 71 (§ 101b):

Das Recht der Erhebung einer Aufsichtsbeschwerde leitet sich schon aus dem Petitionsrecht nach Art. 11
StGG ab. Dariiber hinaus soll aber nunmehr nach Vorbild von § 102 06. GemO 1990 eine
Aufsichtsbeschwerde ausdriicklich normiert werden.

Finanzielle Auswirkungen

Mit Schreiben vom 22. April 2022, Z1. 03-ALL-906/1-2022, teilte die Abteilung 3 — Gemeinden,
Raumordnung und Katastrophenschutz des Amtes der Kdrntner Landesregierung zu den finanziellen
Auswirkungen Folgendes mit:

Hlu Art. T Z. 4 (§ 6¢c Abs. 1 und 2 K-AGO): Durch Schaffung einer Regelung, nach welcher die
Vollziehung der Aufgaben der Gemeinde nunmehr — soweit gesetzlich nicht anderes bestimm wird — auch
unter Anwendung von elektronischen Datenverarbeitungsverfahren erfolgen darf, fallen natiirlich
entsprechende Kosten fiir die Anschaffung bzw. Errichtung und Wartung der -elektronischen
Datenverarbeitungsverfahren, welche den Voraussetzungen des § 6¢ Abs. 1 K-AGO entsprechen miissen,
an, sofern man tberhaupt als Gemeinde von dieser Regelung Gebrauch machen moéchte (Kann-
Bestimmung).

Da der Einsatz der elektronischen Datenverarbeitungsverfahren nur sehr vage formuliert wird, ist der
finanzielle Aufwand schwer zu beziffern. Den durch die Einrichtung eines elektronischen
Datenverarbeitungsverfahren verursachten Kosten sind aber jedenfalls die zeitlichen und personellen
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Ressourcen-Einsparungen bei den betroffenen Verwaltungsabldufen gegeniiberzustellen, sodass man
letztendlich von einer Kostenneutralitit der Regelung ausgehen kann.

Zu Art. 1Z. 4 und Z. 27 (§ 6¢ Abs. 4 und § 35 Abs. 2 K-AGO): Die Regelung, dass die Einberufung zu
den Sitzungen des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes und der Ausschiisse — soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist — in elektronischer Form zu erfolgen haben, ist kostenneutral, da die Ubermittlung
per E-Mail zwischenzeitlich in der kommunalen Praxis — bis auf wenige Ausnahmen — den Standard
darstellen sollte. Sollten einzelne Gemeindemandatare auf die schriftliche Zustellung in Papierform
bestehen, so diirfte es sich hierbei um ziffernméBig vernachlissigbare Ausnahmefille handeln.

Zu Art. I Z. 4 (§ 6¢c Abs. 5 K-AGO): Die Ermoglichung einer Akteneinsicht geméfl § 28 oder einer
Ubermittlung von Niederschriften gemidB § 45 Abs. 4 in elektronischer Form, sofern dies nach den
Bestimmungen des 3. Abschnittes des ZustG oder im Rahmen eines digitalen Datenraumes erfolgt, stellt
eine Kann-Bestimmung dar. Wenn Gemeinden von dieser Regelung Gebrauch machen, kdnnen jedenfalls
Kosten durch die Einrichtung eines digitalen Datenraumes und die Anschaffung entsprechender
Scangerite verursacht werden. Unter der Annahme, dass zeitgemifBle Drucker bzw. Kopiergeréte ohnehin
iiber eine Scanfunktion verfiigen, sollte die Anschaffung von Scangeriten im Regelfall nicht notwendig
sein.

Zu Art. 1 Z. 4 (§ 6¢ Abs. 6 K-AGO): Die Regelung, dass Ubermittlungen zwischen den Gemeinden und
die Landesregierung in elektronischer Form zu erfolgen haben, soweit die Gemeinden und die
Landesregierung iiber die technischen Mdoglichkeiten verfiigen und gesetzlich nicht anderes bestimmt ist,
ist kostenneutral, da die elektronische Ubermittlung zwischen den Gemeinden und der Landesregierung
eben nur dann verpflichtend ist, wenn beide Seiten iiber die technischen Mdglichkeiten verfiigen. Das
Gemeinde-Servicezentrum stellt den Gemeinden mit der CNC-Cloud eine Datenaustauschplattform zur
Verfiigung, die fiir derartige Zwecke verwendet werden kann.

Zu Art. 1 Z. 19 (§ 29 Abs. 6 K-AGO): Die Regelung, dass einem Mitglied des Gemeindevorstandes,
welches die Funktion nicht wéahrend des vollen Monats ausgeiibt hat, in diesem Monat nur fiir jeden Tag
der Funktionsausiibung ein Dreiligstel des Bezuges gebiihrt, ist im Vergleich zur bisherigen Regelung,
nach welcher der Bezug im aliquoten Ausmaf gebiihrte, im Wesentlichen kostenneutral.

Zu. Art. 1 Z. 30 (§ 36 Abs. 4 K-AGO), Art. II Z. 19 (§ 36 Abs. 4 K-KStR 1998) und Art III Z. 26
(§ 37 Abs. 4 K-VStR 1998): Die Regelung, dass der Gemeinderat beschlieBen kann, dass offentliche
Sitzungen des Gemeinderates von der Gemeinde bzw. Stadt im Internet mit einer Bildfixierung auf die
Mitglieder des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bediensteten
iibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen zeitlich befristet oder unbefristet zum Abruf
bereitgestellt wird, stellt eine Kann-Bestimmung dar.

Wenn Gemeinden von dieser Regelung Gebrauch machen, so fallen jedenfalls Mehrkosten durch die
Anschaffung der notwendigen technischen Einrichtung fiir die Aufnahme und die Bereitstellung
ebendieser zum Abruf an. Fiir die professionelle Einrichtung einer Infrastruktur fiir Live- und/oder
Streaming von Gemeinderatssitzungen sind einmalige Kosten iHv mehreren Tausend Euro pro Gemeinde
einzuplanen. Die laufenden Kosten belaufen sich je nach GemeindegréBe aufgrund der bisher bekannten
Angebote auf zwischen 100 und 2.000 Euro netto pro Monat exklusive technische Ausriistung und
notwendigem Personal. Aufgrund der bisherigen Riickmeldungen von Gemeinden ist davon auszugehen,
dass derartige Systeme eher fiir groflere Gemeinden relevant sind.

Zu. Art. 1 Z. 36 (§ 41 Abs. 3 K-AGO): Die Regelung, dass selbstindige Antrige von
Gemeinderatsmitgliedern, durch die aufler oder iiberplanmiflige Mittelverwendungen der Gemeinden
eintreten wiirden, eine Darstellung der abschétzbaren finanziellen Auswirkungen und einen
Bedeckungsvorschlag enthalten miissen, ist kostenneutral, da der bzw. die Antragsteller — und nicht die
Gemeinde — die Darstellung der abschitzbaren finanziellen Auswirkungen wund einen
Bedeckungsvorschlag dem Antrag beilegen miissen.

Zu Art. I Z. 53 (§ 60 Abs. 1 K-AGO), Art II. Z. 36 (§ 59 Abs. 1 K-KStR 1998) und Art. III Z. 47
(§ 60 Abs. 1 K-VStR 1998): Beziiglich der Regelung, dass der Biirgermeister zumindest alle zwei Jahre
in einer offentlichen Biirgerversammlung iiber Angelegenheiten aus dem eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinde berichten muss, ist festzuhalten, dass die Raumkosten vernachldssigt werden kdnnen, sofern
die Biirgerversammlung in einer Rdumlichkeit der Gemeinde (Kulturhaus, Schulgebéude, etc.) abgehalten
werden kann. Die Einladung zur Biirgerversammlung konnte iiber die Gemeindezeitung und/oder einen
Gemeindenewsletter erfolgen, sodass hierfiir keine wesentlichen Extrakosten zu erwarten sind.

Die Biirgerversammlung kann auch oOfter als alle zwei Jahre und nur fir einzelne Teile des
Gemeindegebietes oder fiir einzelne Gruppen abgehalten werden, sodass man wohl mit mehr als einer
Versammlung alle zwei Jahre rechnen kénnen wird.
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Zu Art. 1 Z. 54 (§ 61a K-AGO), Art. I1 Z. 38 (§ 60a K-KStR 1998), und Art. III Z. 49 (§ 61a K-VStR
1998): Zur Einfilhrung eines Rechtes jeder Person, in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde bzw. Stadt Eingaben allgemeiner Art an die Organe der Gemeinde
richten zu diirfen (Petitionsrecht), wird festgehalten, dass aufgrund des Umstandes, dass Petitionen fiir
eine Behandlung durch die Gemeinde zumindest von fiinf Prozent der zum Zeitpunkt des Einlangens zum
Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger unterfertigt sein miissen, der durch die zu erwartende
Menge an Petitionen verursachter Mehraufwand der Gemeindeorgane und des Gemeindeamtes wohl im
Rahmen des alltdglichen Gemeindebetriebes abfangbar sein und damit keine besonderen Mehrkosten
verursachen wird.

Zu Art. I Z. 55 (§ 62 Abs. 2a K-AGO) und Z. 65 (§ 76 Abs. 2 K-AGO): Dic Regelung, dass
selbstindige Antrige von Ausschiissen und des Gemeindevorstandes, durch die auBler oder
iiberplanmifBige Mittelverwendungen der Gemeinden eintreten wiirden, eine Darstellung der
abschitzbaren finanziellen Auswirkungen und einen Bedeckungsvorschlag enthalten miissen, ist im
Wesentlichen kostenneutral, da die Gemeindebediensteten auch ohne dieser Regelung bereits die
wesentlichen finanziellen Auswirkungen darstellen miissen, da andernfalls eine abschlieBende
Behandlung der Antrage im Gemeinderat nicht moglich wire.

Zu Art. I Z. 60 (§ 69 Abs. 1 K-AGO), Art. II Z. 42 (§ 69 Abs. 1 K-KStR 1998) und Art. III Z. 53
(§70 Abs. 1 K-VStR 1998): Die Ubertragung der Einbringung von Mahnklagen fiir Betrige bis
einschlieBlich 5.000 Euro auf den Biirgermeister, welche im Sinne der Verwaltungsvereinfachung erfolgt,
stellt wohl eine vernachlédssigbare Reduzierung von internem Verwaltungsaufwand und -kosten dar.

Zu Art. 1 Z. 71 (§ 78 Abs. 3 K-AGO), Art. II Z. 46 (§ 79 Abs. 3 K-KStR 1998) und Art. III Z. 59
(§81 Abs. 3 K-VStR 1998): Zur Verpflichtung des Leiters des Inneren Dienstes bzw. des
Magistratsdirektors zur Einrichtung und Fithrung eines den Anforderungen der Gemeinde bzw. Stadt
angemessenen internen Kontrollsystems ist festzuhalten, dass diese Regelung kostenneutral ist, da auch
ohne ausdriickliche Normierung in jeder Gemeinde ein entsprechendes internes Kontrollsystem
einzurichten und zu fiihren ist.

Zu Art. I Z. 82 (§ 104 Abs. 1 lit. d K-AGO): Die mit der Normierung einer Genehmigungspflicht fiir
die Auflésung von Kapital- oder Personengesellschaften verbundenen Kosten werden als
vernachlédssigbar eingeschétzt und der Mehraufwand mit dem bestehenden Landespersonal abgewickelt
werden konnen.

Die mit der Einschrinkung der Genehmigungspflicht auf wesentliche Anderungen von
Gesellschaftsvertragen verbundenen Kostenersparnisse sind vernachldssigbar.

Zu Art. I Z. 83 (§ 104 Abs. 1a K-AGO): Die mit der Normierung einer Genehmigungspflicht fiir
Anderungen von wesentlichen Vertragsbestandteilen eines Darlehens oder Leasingvertrages —
insbesondere des Vertragspartners, der Zinshdhe, des Darlehensbetrages oder der Laufzeit — verbundenen
Kosten werden als vernachlissigbar eingeschétzt und mit dem bestehenden Landespersonal abgewickelt
werden konnen.

Zu Art. I Z. 84 (§ 104 Abs. 2 K-AGO): Dass die Inanspruchnahme von Kontokorrentrahmen geméf
§ 37 K-GHG nicht der Genehmigungspflicht nach § 104 Abs. 1 lit. a K-AGO unterliegt, ist eine
Klarstellung und somit kostenneutral.

Zu Art. ITI Z. 58 (§ 80 Abs. 1a K-VStR 1998): Die Normierung einer verpflichtenden Ausarbeitung von
Sitzungsvortrdgen durch den Magistrat fiir Erledigungen, die der Beschlussfassung durch den
Gemeinderat oder Stadtsenat bediirfen, wird grundsitzlich als kostenneutral angesehen, da davon
ausgegangen wird, dass derartige Sitzungsvortrage auch bisher schon durch den Magistrat ausgearbeitet
worden.

Selbst wenn der Magistrat von der Kann-Bestimmungen, Sitzungsvortridge fiir Tagesordnungspunkte
einer Gemeinderatssitzung einschlieBlich der ihnen zugrundeliegenden Beschliisse der Ausschiisse oder
des Stadtsenates fiir die Mitglieder des Gemeinderates gegen Nachweis ihrer Identitdt im Intranet der
Stadt bereitstellen zu kénnen, Gebrauch macht, sind ebenso keine nennenswerte Kosten zu erwarten, da
davon ausgegangen wird, dass dieser bereits iiber ein die Voraussetzungen des § 80 Abs. 1a K-VStR 1998
erflillendes Intranet verfiigt.*

Unionsrechtliche Auswirkungen

Dieses Gesetz dient auch dazu, die nachhaltige Einhaltung der Kriterien iiber die Haushaltsdisziplin
insbesondere auf Basis der Art. 121, 126 und Art. 136 des Vertrages liber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV) sicherzustellen (siehe zB § 42 Abs. 4 K-VStR 1998).
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zu Z1. 01-VD-LG-1739/2021-93

Entwurf eines Gesetzes,
mit dem die Kiarntner Allgemeine Gemeindeordnung,

das Klagenfurter Stadtrecht 1998 und das Villacher Stadtrecht 1998

Geltende Fassung

geandert werden

Textgegeniiberstellung

Vorgeschlagene Fassung

B Artikel I
Anderung der Kiirntner Allgemeinen Gemeindeordnung

Die Kaérntner Allgemeine Gemeindeordnung — K-AGO, LGBI. Nr.
66/1998, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 80/2020, wird wie folgt
gedndert:
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LGBI Nr 65/2012
LGBI Nr 58/2013
LGBI Nr 85/2013
LGBINr 3/2015
LGBINr 7/2017
LGBI Nr 25/2017
LGBINr 71/2018
LGBI Nr 80/2019
LGBI Nr 29/2020
LGBI Nr 80/2020

§4
Marktgemeinden, Stadtgemeinden
(1) Das Recht zur Fithrung der Bezeichnung “Marktgemeinde” haben
folgende Gemeinden:

Arnoldstein, Bad Bleiberg, Briickl, Ebenthal in Kéarnten, Eberndorf, Eberstein,
Eisenkappel-Vellach, Feistritz im Rosental, Feistritz ob Bleiburg, Finkenstein am
Faaker See, Frantschach-St. Gertraud, Grafenstein, Greifenburg, Griffen, Gurk,
Guttaring, Hiittenberg, Kirchbach, Klein St. Paul, Kotschach-Mauthen,
Lavamiind, Liebenfels, Lurnfeld, Magdalensberg, Maria Saal, Metnitz, Millstatt
am See, Moosburg, Notsch im Gailtal, Oberdrauburg, Obervellach, Paternion,
Poggersdorf, Reichenfels, Rennweg am Katschberg, Rosegg, Sachsenburg,
Schiefling am Worthersee, Seeboden am Millstétter See, St. Jakob im Rosental,
St. Paul im Lavanttal, Steinfeld, Treffen am Ossiacher See, Velden am Worther
See, Weillenstein, Weitensfeld im Gurktal, Winklern.

(2) Das Recht zur Fithrung der Bezeichnung “Stadtgemeinde” haben
folgende Gemeinden:

Althofen, Bad St. Leonhard im Lavanttal, Bleiburg, Feldkirchen in Kérnten,
Ferlach, Friesach, Gmiind in Kéarnten, Hermagor-Pressegger See, Radenthein,
Spittal an der Drau, St. Andrd, St. Veit an der Glan, Straburg, Volkermarkt,
Wolfsberg.

§ 6a
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

Soweit in diesem Gesetz Funktionsbezeichnungen in ausschlieSlich ménnlicher
Form festgelegt sind, sind sie fiir weibliche Amtsinhaber in der weiblichen Form
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1. In § 4 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Kotschach-Mauthen,” das Wort
»Kottmannsdorf,* eingefiigt.

2. § 6a lautet:

§ 6a
Sprachliche Gleichbehandlung

Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke
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zu verwenden. betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich
anderes bestimmt ist, alle Geschlechter gleichermal3en.

3. § 6b lautet:

§ 6b
Verweise § 6b
o . . . Verweisungen
Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, S g ) ) )
beziehen sich diese Verweise auf die Landesgesetze in der jeweils geltenden (.1) Sowe}t m filesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind
Fassung. diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend
angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung auf die nachstehend angefiihrte
Fassung zu verstehen:

1. Bundesverfassungsgesetz iiber die Begrenzung von Beziigen
offentlicher Funktionidre — BezBegrBVG, BGBI. I Nr. 64/1997, zuletzt
in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes, BGBI. I Nr. 166/2017;

2. E-Government-Gesetz — E-GovG, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 119/2022;

3. Finanzausgleichsgesetz 2017 — FAG 2017, BGBL I Nr. 116/2016,
zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 133/2022;

4. Liegenschaftsteilungsgesetz — LiegTeilG, BGBI. Nr. 3/1930, zuletzt in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 190/2013;

5. Zustellgesetz — ZustG, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 42/2020.

(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in den § 34 Abs. 4, § 73 Abs. 2
und § 104 Abs. 6 lit. a ist als Verweisung auf die Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBL. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, zu verstehen.

4. Nach § 6b wird folgender § 6¢ eingefiigt:
§ 6¢
Automationsunterstiitzte Vollziechung

(1) Die Vollziechung der Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz darf
— soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist — auch unter Anwendung von
elektronischen Datenverarbeitungsverfahren erfolgen, soweit sichergestellt ist,
dass

1. dokumentierte, freigegebene, geeignete und giiltige Programme



REG.SITZG
Seite 4 von 118

verwendet werden,

2. die Richtigkeit und Vollstdndigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe,
Datenspeicherung und Datenausgabe durch Kontrollen gewihrleistet
sind,

3. in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann,

4. Vorkehrungen gegen ecinen Verlust oder eine unkontrollierte
Verdnderung der gespeicherten Daten getroffen sind,

5. die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziechung
Beteiligten festgelegt und gegeneinander abgegrenzt sind,

6.bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur
Fortfithrung der Vollziehung im unbedingt notwendigen Ausmal
getroffen werden und

7. nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten wihrend der
Aufbewahrungsfrist so sichergestellt sind, dass diese Daten innerhalb
einer angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollstindigen
Wiedergabe visuell lesbar gemacht werden kdnnen.

(2) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, gilt Abs. 1 auch in jenen
Féllen, in denen dieses Gesetz die Schriftlichkeit vorsieht.

(3) Bei elektronischer Fertigung ist sicherzustellen, dass an die Stelle einer
Unterschrift ein Verfahren zum Nachweis der Identitdt im Sinne von § 2 Z 1 E-
GovG des Fertigenden und der Authentizitét im Sinne von § 2 Z 5 E-GovG tritt.

(4) Die Einberufungen zu den Sitzungen des Gemeinderates, des
Gemeindevorstandes und der Ausschiisse haben — soweit gesetzlich nicht
anderes Dbestimmt ist — in elektronischer Form =zu erfolgen. Die
Ubermittlungsbestitigung dient als nachweisliche Zustellung.

(5) Eine Akteneinsicht gemdB § 28 oder eine Ubermittlung von
Niederschriften geméf § 45 Abs. 4 in elektronischer Form ist nur zuléssig, wenn
dies nach den Bestimmungen des 3. Abschnitts des ZustG oder im Rahmen
eines digitalen Datenraumes unter Nachweis der eindeutigen Identitdt im Sinne
von § 2 Z 2 E-GovG des Berechtigten und der Authentizitit im Sinne von § 2 Z
5 E-GovG erfolgt.

(6) Soweit die Gemeinden und die Landesregierung iiber die technischen
Moglichkeiten verfiigen und gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, haben
Ubermittlungen zwischen den Gemeinden und der Landesregierung in
elektronischer Form zu erfolgen.
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§10
Eigener Wirkungsbereich
(1) Der eigene Wirkungsbereich der Gemeinde umfafit neben den
Angelegenheiten des § 1 Abs. 2 alle Angelegenheiten, die im ausschlieBlichen
oder iiberwiegenden Interesse der in ihr verkorperten Ortlichen Gemeinschaft
gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer ortlichen
Grenzen besorgt zu werden.

(2) Der Gemeinde sind zur Vollziehung im eigenen Wirkungsbereich die
behordlichen  Aufgaben insbesondere in folgenden  Angelegenheiten
gewdhrleistet:

1. Bestellung der Gemeindeorgane, unbeschadet der Zustindigkeit
uberortlicher Wahlbehorden;

2. Regelung der inneren  Einrichtungen zur Besorgung der
Gemeindeaufgaben,;

3. Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausiibung der Diensthoheit,
unbeschadet der Zustandigkeit iiberortlicher Disziplinar-, Qualifikations-
und Priifungskommissionen;

. ortliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG);

. ortliche Veranstaltungspolizei;

. Verwaltung der Verkehrsflaichen der Gemeinde; Ortliche StraBenpolizei;
. Flurschutzpolizei;

. ortliche Marktpolizei;

. ortliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiet des
Hilfs- und Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens;

10. Sittlichkeitspolizei;
11. ortliche Baupolizei; 6rtliche Feuerpolizei;
12. ortliche Raumplanung;

13. offentliche Einrichtungen zur auBergerichtlichen Vermittlung von
Streitigkeiten;
14. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen.

O 00 3 N L

5.5 10 Abs. 2 Z 13 lautet:

13. auBergerichtliche =~ Vermittlung  von  Streitigkeiten in  den
Angelegenheiten des Zivilrechtswesens und des Strafrechtswesens;

(3) Jedenfalls fallen jene Angelegenheiten in den eigenen Wirkungsbereich,
die durch ein Bundesgesetz oder ein Landesgesetz ausdriicklich als solche des
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde bezeichnet sind.
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(4) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
im Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in
eigener Verantwortung frei von Weisungen unter Ausschluf3 eines Rechtsmittels
an Verwaltungsorgane au3erhalb der Gemeinde zu besorgen.

(5) Auf Antrag des Gemeinderates kann die Besorgung -einzelner
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, soweit sie zum Bereich der
Landesvollziehung gehdren, durch Verordnung der Landesregierung auf eine
staatliche Behorde iibertragen werden. Soweit durch eine solche Verordnung eine
Zustandigkeit auf eine Bundesbehorde iibertragen werden soll, bedarf sie der
Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben,
sobald der Grund fiir ihre Erlassung weggefallen ist. Die Ubertragung darf sich
nicht auf das Recht zur Erlassung ortspolizeilicher Verordnungen erstrecken.

(6) Fiir einen Antrag im Sinne des Abs.5 ist auch hinsichtlich der
Bundesvollziehung der Gemeinderat zustandig.

(7) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind
solche des eigenen Wirkungsbereiches. Nicht in den eigenen Wirkungsbereich
fallen diejenigen Aufgaben nach diesem Gesetz, die ausdriicklich als solche des
iibertragenen Wirkungsbereiches bezeichnet sind sowie die Kundmachung von
Verordnungen der Gemeinde (§ 15) in Angelegenheiten des iibertragenen
Wirkungsbereiches.

§16
Ehrenbiirger

(1) Personen, die sich um die Gemeinde besonders verdient gemacht haben,
konnen vom Gemeinderat durch Ehrungen ausgezeichnet werden. Sie kdnnen
insbesondere zu Ehrenbiirgern der Gemeinde ernannt werden.

(2) Die Ehrung kann vom Gemeinderat widerrufen werden, wenn sich der
Geehrte der Auszeichnung als unwiirdig erweist.

(3) Die Ehrung gilt als widerrufen, wenn der Ausgezeichnete geméfl § 18
der Kirntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 vom
Wabhlrecht ausgeschlossen wird.

(4) Die Ernennung zum Ehrenbiirger und der Widerruf einer solchen
Ernennung bedarf der Zustimmung von mindestens drei Vierteln der in
beschlullfahiger Anzahl Anwesenden.
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6. Die Uberschrift von § 16 lautet:

»Ehrenbiiger und Ehrungen von verdienten Personlichkeiten*

7. § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Der Gemeinderat darf auch Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer
umfassenden Wiirdigung der Personlichkeit des Ausgezeichneten verbunden
sind, wie insbesondere Anerkennungen fiir einzelne besondere Leistungen auf
verschiedensten Gebieten, wie etwa der Wissenschaft, der Kultur, der Wirtschaft
oder des Sports.
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§18
Zusammensetzung des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat setzt sich zusammen in Gemeinden bis zu 1000
Einwohnern aus 11 Mitgliedern,

bis zu 2000 Einwohnern aus 15 Mitgliedern,

bis zu 3000 Einwohnern aus 19 Mitgliedern,

bis zu 6000 Einwohnern aus 23 Mitgliedern,

bis zu 10.000 Einwohnern aus 27 Mitgliedern,

bis zu 20.000 Einwohnern aus 31 Mitgliedern

und in Gemeinden iiber 20.000 Einwohnern aus 35 Mitgliedern.

(2) Fir die Ermittlung der Einwohnerzahl nach Abs. 1 ist die Volkszahl
gemal § 10 Abs. 7 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 — FAG 2017, BGBI. I Nr.
116/2016, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr.30/2018, vor dem Tag der
Ausschreibung der Wahl des Gemeinderates mafigebend. Seit diesem Zeitpunkt
eingetretene Anderungen des Gebietes einer Gemeinde sind zu beriicksichtigen.

(3) Verringert sich die im Abs.1 vorgesehene Zahl von
Gemeinderatsmitgliedern und ist die Nachbesetzungsmoglichkeit ausgeschaltet
(§ 83 Abs. 6 der Kdrntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002),
so ist diese verringerte Zahl den fiir die BeschluBfahigkeit, die BeschluBfassung
und fiir Wahlen gesetzlich vorgesehenen Anwesenheitsvoraussetzungen sowie
den in §35 Abs. 1, §51 Abs.4 und § 66 Abs.1 vorgesehenen Mehrheiten
solange zugrunde zu legen, als noch mehr als die Hélfte der in Abs. 1
vorgesehenen Zahl von Gemeinderatsmitgliedern vorhanden ist.

§21
Zusammentritt des neugewéihlten Gemeinderates
(1) Der neugewéhlte Gemeinderat ist binnen vier Wochen nach der Wahl
vom bisherigen Biirgermeister einzuberufen. Die Einberufung hat so zu erfolgen,
daB der neugewihlte Gemeinderat innerhalb von sechs Wochen nach der Wahl
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8. § 16 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

(5) Ehrungen und der Widerruf einer Ehrung geméfl Abs. 2 haben durch
Bescheid zu erfolgen.

9.In § 18 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Finanzausgleichsgesetzes 2017 — FAG
2017, BGBL I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 30/2018, durch
die Abkiirzung ,,FAG 2017 ersetzt.
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zu seiner ersten Sitzung zusammentreten kann. Von der Einberufung ist bis zu
einer Woche nach Zustellung der Entscheidung der Landeswahlbehdrde
abzusehen, wenn ein Einspruch gegen die Wahl bei der Gemeindewahlbehdrde
eingebracht worden ist. Von der Einberufung ist auch abzusehen, wenn die Wahl
des Gemeinderates fiir nichtig erklart wird.

(1a) Die Tagesordnung der ersten Sitzung des neugewéhlten Gemeinderates
hat jedenfalls in nachstehender Reihenfolge die Angelobung der Mitglieder des
Gemeinderates (§ 21 Abs.3), im Fall des § 23 Abs. 3 die Wahl des
Biirgermeisters (§ 23a), die Angelobung des neugewdhlten Biirgermeisters
(§ 25), die Angelobung von Ersatzmitgliedern des Gemeinderates (§ 21 Abs. 4),
die Wahl der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder des
Gemeindevorstandes sowie deren Ersatzmitglieder (§ 24), die Angelobung der
Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder des Gemeindevorstandes sowie
deren Ersatzmitglieder (§ 25) und die Bildung und Wahl der Ausschiisse (§ 26)
zu enthalten. Eine Umstellung der Reihenfolge dieser Tagesordnungspunkte ist
unzuldssig.

(2) Im neugewdhlten Gemeinderat hat der nach der Kérntner Gemeinderats-
und Biirgermeisterwahlordnung 2002 neugewaihlte Bilirgermeister (§ 23 Abs. 1) -
auch vor seiner Angelobung - den Vorsitz zu fiihren. Ist der neugewéhlte
Biirgermeister verhindert oder erfolgt eine Wahl des Biirgermeisters durch den
Gemeinderat, so hat bis zur Angelobung des neugewéhlten Biirgermeisters das
an Jahren élteste Mitglied des Gemeinderates - auch vor seiner Angelobung - den
Vorsitz zu fithren.

(3) Die Mitglieder des neugewdhlten Gemeinderates haben vor dem
Gemeinderat durch die Worte “Ich gelobe” folgendes Gelobnis abzulegen: “Ich
gelobe, der Verfassung, der Republik Osterreich und dem Land Kirnten Treue zu
halten, die Gesetze zu beachten, fiir die Selbstverwaltung einzutreten, meine
Amtspflicht unparteiisch und uneigenniitzig zu erfiillen, die mir obliegende
Verschwiegenheit zu wahren und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen
und Gewissen zu fordern.”

(4) Es sind mindestens so viele Ersatzmitglieder des Gemeinderates
anzugeloben, als die einzelnen Gemeinderatsparteien Mitglieder im Gemeinderat
haben.

(5) Spéter eintretende Mitglieder des Gemeinderates haben das Geldbnis bei
der ersten Sitzung des Gemeinderates, an der sie teilnechmen, zu leisten.

(6) Ein Gelobnis unter Beschrinkungen oder Vorbehalten gilt als
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10. § 21 Abs. 1a lautet:

(1a) Die Tagesordnung der ersten Sitzung des neugewihlten Gemeinde-
rates hat in nachstehender Reihenfolge ausschlielich folgende Tagesordnungs-
punkt zu enthalten:

1. die Angelobung der Mitglieder des Gemeinderates (§ 21 Abs. 3);
2. die Bestellung von zwei anwesenden Mitgliedern des Gemeinderates
fiir die Unterfertigung der Niederschrift (§ 45 Abs. 4);
3. im Fall des § 23 Abs. 1a die Wahl des Biirgermeisters (§ 23a);
. die Angelobung des neugewihlten Biirgermeisters (§ 25);
. die Angelobung von Ersatzmitgliedern des Gemeinderates (§ 21 Abs.
4);
6. dic Wahl der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder des
Gemeindevorstandes sowie deren Ersatzmitglieder (§ 24);
7. die Angelobung der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder
des Gemeindevorstandes sowie deren Ersatzmitglieder (§ 25);
8. die Bildung und Wahl der Ausschiisse (§ 26 und § 26a).
Eine Umstellung der Reihenfolge dieser Tagesordnungspunkte ist unzuléssig.
Die Tagesordnung der ersten Sitzung des neugewihlten Gemeinderates darf
anschliefend in nachstehender Reihenfolge folgende Tagesordnungspunkt
enthalten:
1. die Aufteilung der Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches (§ 69 Abs.
4 bis 6);
2. die Entsendung oder Bestellung von Personen in Kollegialorgane.

DN

11. Nach § 21 Abs. 1a wird folgender Abs. 1b eingefiigt:

(1b) Antrige zu den Tagesordnungspunkten gemill Abs. la bediirfen
keiner Vorberatung. Dringlichkeitsantrige und selbststindige Antrége sind in
der ersten Sitzung des neugewéhlten Gemeinderates zuldssig.

12.In § 21 Abs. 4 wird das Wort ,,als* durch das Wort ,,wie* ersetzt.
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verweigert. Die Beifiigung einer religiésen Beteuerung ist zuléssig.

(6a) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates darf vor der Ablegung
des Gelobnisses abgesehen von einer Vorsitzfithrung nach Abs. 2 keine sonstigen
Handlungen als Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates setzen.

(7) Die auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei von der
Gemeindewahlbehdrde als gewdhlt erklirten Mitglieder des Gemeinderates
bilden eine Gemeinderatspartei (Fraktion) im Sinne dieses Gesetzes. Eine
Gemeinderatspartei kann auch aus einem Mitglied des Gemeinderates bestehen.
Die Zugehorigkeit zu einer Gemeinderatspartei leitet sich von der Kandidatur auf
demselben Wahlvorschlag ab und ist von spdteren Willenserkldrungen
unabhéngig.

§24
Wahl der Vizebiirgermeister und der sonstigen Mitglieder
des Gemeindevorstandes

(1) Der Vorsitzende hat die nach dem Verhéltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 der

Kéarntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002) auf die
Gemeinderatsparteien entfallende Anzahl der Mitglieder des
Gemeindevorstandes ~ festzustellen.  Gehort der  Biirgermeister  einer

Gemeinderatspartei an, die Anspruch auf Vertretung im Gemeindevorstand hat,
so ist er auf das letzte seiner Gemeinderatspartei zufallende Mandat anzurechnen.
Hierauf sind aus der Mitte des Gemeinderates die Vizebiirgermeister und sie
sonstigen Gemeindevorstandsmitglieder zu wéhlen. In gleicher Weise und im
gleichen Wahlgang ist fiir jedes Mitglied des Gemeindevorstandes ausschlielich
des Biirgermeisters ein Ersatzmitglied zu wéhlen.

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschldgen, die beim
Vorsitzenden einzubringen sind. Sie miissen von mehr als der Hélfte der
Angehdrigen jener Gemeinderatsparteien unterschrieben sein, denen nach dem
Verhéltniswahlrecht Anspruch auf Vertretung im Gemeindevorstand zukommt.
Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag sind im Rahmen der
Gemeinderatssitzung zu leisten. Der Vorsitzende hat die vorgeschlagenen
Personen in der Reihenfolge, die sich aus der Anwendung des
Verhiltniswahlrechtes ergibt, als Vizebiirgermeister und als sonstige
Gemeindevorstandsmitglieder fiir gewdhlt zu erkldren. Als Vizebiirgermeister,
sonstiges Gemeindevorstandsmitglied und Ersatzmitglied sind nur Mitglieder des
Gemeinderates mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft wahlbar.
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13. In § 24 Abs. 1 dritter Satz wird die Wortfolge ,sie sonstigen™ durch die
Wortfolge ,,die sonstigen® ersetzt.
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(3) Haben zwei Gemeinderatsparteien gleichen Anspruch auf Vertretung
durch einen Vizeblirgermeister oder durch ein sonstiges
Gemeindevorstandsmitglied, so entscheidet das Los.

(4) (entfallt)
(5) (entfallt)
(6) (entfallt)
(7) (entfallt)

(7a) Macht eine Gemeinderatspartei von ihrem Anspruch, nach Mallgabe
ihrer Stirke im Gemeindevorstand vertreten zu sein, dadurch nicht Gebrauch,
daB} sie fiir die Wahl des Vizeblirgermeisters, eines sonstigen Mitgliedes des
Gemeindevorstandes oder eines Ersatzmitgliedes spétestens in der auf die Wahl
des Biirgermeisters folgenden Sitzung des Gemeinderates - bei Nachwahlen
spatestens in der gemil3 Abs. 8 stattfindenden Sitzung des Gemeinderates und im
Fall einer Nichtannahme einer Wahl in der auf die Nichtannahme folgenden
Sitzung des Gemeinderates - keinen oder keinen giiltigen Wahlvorschlag
erstattet, so hat der Gemeinderat diese Funktion in einem getrennten Wahlgang
durch Wahl aus der Mitte aller Mitglieder des Gemeinderates mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu besetzen; fiir die Durchfithrung dieser
Wahl gilt §23a Abs.2 bis 4 sinngemdB. Ist ein Anspruch einer
Gemeinderatspartei auf Vertretung im Gemeindevorstand durch Los (Abs. 3)
entstanden, sind die Bestimmungen des ersten Satzes nur dann anzuwenden,
wenn die in der Losentscheidung unterlegene Gemeinderatspartei von ihrem
Anspruch auf Vertretung im Gemeindevorstand im Sinne des ersten Satzes nicht
Gebrauch macht.

(8) Im Falle des Endens des Amtes eines Vizebiirgermeisters oder eines
sonstigen Mitgliedes des Gemeindevorstandes sind innerhalb von acht Wochen
Nachwahlen durchzufiihren. Dies gilt in gleicher Weise fiir Ersatzmitglieder
eines  Vizebiirgermeisters oder eines  sonstigen  Mitgliedes  des
Gemeindevorstandes.

§26
Bildung und Wahl der Ausschiisse

(1) Nach der Angelobung der Mitglieder des Gemeindevorstandes und ihrer
Ersatzmitglieder hat der Gemeinderat mit Mehrheit (§ 39) die Zahl der
erforderlichen Ausschiisse, ihren Wirkungskreis und die Zahl ihrer Mitglieder
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festzusetzen. Ein Ausschuss muss mindestens drei Mitglieder haben. Ist danach
eine Gemeinderatspartei, die Anspruch auf Vertretung im Gemeindevorstand hat
(§ 24 Abs. 1), in einem Ausschuss nicht vertreten, ist der Ausschuss — mit
Ausnahme des Kontrollausschusses — jedenfalls um ein Mitglied dieser
Gemeinderatspartei zu erweitern. Wéahrend der Amtsperiode des Gemeinderates
darf eine Verdnderung der festgesetzten Ausschiisse und eine Verringerung der
Zahl der Mitglieder der Ausschiisse nur dann vorgenommen werden, wenn die
von der Verdnderung betroffenen anspruchsberechtigten Gemeinderatsparteien
zustimmen.

(2) Der Gemeinderat hat jedenfalls einen Ausschuss fiir die Kontrolle der
Gebarung (Kontrollausschuss) festzusetzen. Die Zahl der Mitglieder des
Kontrollausschusses hat der Zahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes (§ 22
Abs. 1) zu entsprechen. Ist danach eine Gemeinderatspartei mit mindestens zwei
Mitgliedern nicht im Kontrollausschuss vertreten, ist sie berechtigt, ein weiteres
Mitglied des Kontrollausschusses namhaft zu machen.

(2a) Die Zahl der Ausschiisse, fir deren Obménner die einzelnen
Gemeinderatsparteien Wahlvorschldge erstatten diirfen, richtet sich — mit
Ausnahme des Kontrollausschusses — nach dem Verhéltniswahlrecht (§ 80 Abs.
3 der Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002). Der
Gemeinderat hat mit Mehrheit (§ 39) zu bestimmen, fiir welche Ausschiisse — mit
Ausnahme des Kontrollausschusses — den einzelnen Gemeinderatsparteien das
Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann zukommt.

(3) Die Obménner und sonstigen Mitglieder der einzelnen Ausschiisse sind
vom Gemeinderat aus seiner Mitte nach dem Verhiltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3
der Kirntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002) zu wiahlen. §
24 Abs. 1 mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 2 mit Ausnahme des letzten
Satzes, Abs. 3, Abs. 7a und Abs. 8 gelten sinngeméal. Hinsichtlich des Obmannes
des Kontrollausschusses steht das Recht zur Einbringung eines Wahlvorschlages
unter den in Abs. 4 angefiihrten Voraussetzungen der stirksten im
Gemeindevorstand nicht vertretenen Partei zu und geht unter den
Voraussetzungen des Abs. 5 auf diejenige im Gemeindevorstand vertretene
Gemeinderatspartei iiber, auf die der geringste Anteil an der Verwaltung (§ 69
Abs. 4 bis 6) aufgeteilt wurde; die Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister
anzurechnen ist (§ 24 Abs. 1), hat in keinem Fall Anspruch auf die Erstattung
eines Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses, es sei denn,
dass nur eine einzige Gemeinderatspartei vertreten ist.

(4) Der stirksten im  Gemeindevorstand nicht  vertretenen
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14. § 26 Abs. 2 lautet:

(2) Die Zahl der Ausschiisse einschlielich des Kontrollausschusses, fiir
deren Obminner die einzelnen Gemeinderatsparteien Wahlvorschldge erstatten
diirfen, richtet sich nach dem Verhiltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 K-GBWO
2002). Der Gemeinderat hat mit Mehrheit (§ 39) zu bestimmen, fiir welche
Ausschiisse — mit Ausnahme des Kontrollausschusses — den einzelnen
Gemeinderatsparteien das Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den
Obmann zukommt.

15. § 26 Abs. 2a entfillt.

16. In § 26 Abs. 3 entfillt die Wortfolge: ,Hinsichtlich des Obmannes des
Kontrollausschusses steht das Recht zur Einbringung eines Wahlvorschlages
unter den in Abs. 4 angefiihrten Voraussetzungen der stdrksten im
Gemeindevorstand nicht vertretenen Partei zu und geht unter den
Voraussetzungen des Abs. 5 auf diejenige im Gemeindevorstand vertretene
Gemeinderatspartei {iber, auf die der geringste Anteil an der Verwaltung (§ 69
Abs. 4 bis 6) aufgeteilt wurde; die Gemeinderatspartei, der der Biirgermeister
anzurechnen ist (§ 24 Abs. 1), hat in keinem Fall Anspruch auf die Erstattung
eines Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses, es sei denn,
dass nur eine einzige Gemeinderatspartei vertreten ist.

17. § 26 Abs. 4 bis Sa entfillt.



REG.SITZG

Gemeinderatspartei steht das Recht auf Einbringung des Wahlvorschlages fiir
den Obmann des Kontrollausschusses (Abs. 3) dann zu, wenn sie im
Gemeinderat mit mindestens zwei Mitgliedern vertreten ist. Hat unter diesen
Voraussetzungen mehr als eine Gemeinderatspartei Anspruch auf Erstattung des
Wahlvorschlages, so steht dieses Recht jener Gemeinderatspartei zu, die bei der
Gemeinderatswahl weniger Stimmen auf sich vereinigt hat; ist auch diese Zahl
gleich, so entscheidet das Los.

(5) Das Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann des
Kontrollausschusses geht auf diejenige Gemeinderatspartei iiber (Abs. 3), auf die
der geringste Anteil an der Verwaltung aufgeteilt wurde, wenn alle
Gemeinderatsparteien im Gemeindevorstand vertreten oder die im Abs. 4
geforderten Voraussetzungen nicht gegeben sind. Bei der Ermittlung des Anteiles
an der Verwaltung ist davon auszugehen, dafl den Vizebiirgermeistern in der
Reihenfolge ihrer Wahl mehr Anteil an der Verwaltung zukommt als den iibrigen
Mitgliedern des Gemeindevorstandes; im iibrigen ist von der Zahl der
Gemeindevorstandsmitglieder auszugehen, auf die Aufgaben gemél § 69 Abs. 4
bis 6 aufgeteilt worden sind. Bei gleichen Anspriichen auf Erstattung des
Wahlvorschlages gilt Abs. 4 letzter Satz sinngemal.

(5a) Kommt das Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir den Obmann
des Kontrollausschusses nach Abs. 3 bis 5 einer Gemeinderatspartei zu, die im
Gemeinderat nur mit zwei Mitgliedern vertreten ist und der auch das Recht auf
die Erstattung eines Wahlvorschlages fiir ein Mitglied (Ersatzmitglied) des
Gemeindevorstandes zukommt, so geht das Recht auf Erstattung des
Wahlvorschlages fir den Obmann des Kontrollausschusses auf jene
Gemeinderatspartei iiber, die im Gemeinderat mit mehr als einem Mitglied, nicht
aber im Gemeindevorstand vertreten ist. Sind alle Gemeinderatsparteien im
Gemeindevorstand  vertreten, so kommt das Recht auf Erstattung des
Wahlvorschlages fiir den Obmann des Kontrollausschusses jener
Gemeinderatspartei zu, die im Gemeinderat mit zwei oder mehr Mitgliedern
vertreten ist und den geringsten Anteil an der Verwaltung hat (Abs. 5).

(5b) Die Einberufung eines Ausschusses zu seiner ersten Sitzung wihrend
der Amtsperiode des Gemeinderates darf erst nach der Wahl von mindestens
mehr als der Halfte der AusschuBBmitglieder erfolgen.

(6) Der Stellvertreter des Obmannes ist vom Ausschuf} aus seiner Mitte mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wihlen. Die Rechte und
Pflichten des Obmannes gehen fiir die Dauer seiner Verhinderung auf seinen
Stellvertreter - ist auch dieser verhindert, auf das an Jahren dlteste Mitglied des
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Ausschusses - iiber.
(7) Antrage nach Abs. 1 bediirfen keiner Vorberatung.

(8) Im Fall des Endens des Amtes eines Mitgliedes eines Ausschusses oder
im Fall nachtriglicher Beschliisse des Gemeinderates iiber die Anzahl der
Mitglieder eines Ausschusses sind innerhalb von acht Wochen Nachwahlen
vorzunehmen.

(9) Die Bildung und Wahl von Ausschiissen darf, falls erforderlich, jederzeit
erfolgen.

(10) Mit der Beendigung der Amtsperiode des Gemeinderates horen die
Ausschiisse zu bestehen auf.

(11) Der Gemeinderat kann in die Ausschiisse dem Gemeinderat nicht
angehorende fachkundige Personen mit beratender Stimme berufen.

(11a) Die Obminner der Ausschiisse sind verpflichtet, zu
Ausschuflsitzungen, in denen medizinisch umweltrelevante Fragen behandelt
werden, einen in Umweltfragen besonders ausgebildeten Arzt einzuladen, mit
beratender Stimme teilzunehmen. § 27 Abs. 4 gilt sinngemaB fiir diese Arzte.

(12) Das Amt eines Mitgliedes eines Ausschusses endet durch Verlust der
Mitgliedschaft zum Gemeinderat, durch Verzicht (Abs. 13), durch Abberufung
(Abs. 14) oder durch Tod.

(13) Fiir den Verzicht gilt § 65 Abs. 1 sinngeméB.

(14) Fir die Abberufung ecines Mitgliedes des Ausschusses gilt § 67
sinngemal.
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18. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefiigt:

»§ 262
Bildung und Wahl des Kontrollausschusses

(1) Der Gemeinderat hat jedenfalls einen Ausschuss fiir die Kontrolle der
Gebarung (Kontrollausschuss) festzusetzen. Die Zahl der Mitglieder des
Kontrollausschusses hat der Zahl Mitglieder des Gemeindevorstandes zu
entsprechen.

(2) Die Gemeinderatspartei, die im Gemeinderat mit den wenigsten
Mitgliedern vertreten ist, hat das Recht auf Erstattung des Wahlvorschlages fiir
den Obmann des Kontrollausschusses. Hat unter diesen Voraussetzungen mehr
als eine Gemeinderatspartei Anspruch auf Erstattung des Wahlvorschlages, so
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§28
Rechte

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben das Recht, im Gemeinderat und
in den Ausschiissen, deren Mitglieder sie sind, an der Abstimmung
teilzunechmen,  Antrdge zu  stellen sowie zu den  einzelnen
Verhandlungsgegenstinden und zur Geschéftsbehandlung das Wort zu ergreifen.
Sie haben ferner das Recht, an Sitzungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie
nicht sind, als Zuhorer teilzunehmen. Sie haben nach Bekanntgabe der

Tagesordnung des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes und eines
Ausschusses wihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der Einsicht in
die zur Behandlung stehenden @ Akten oder  Aktenteile  von

Verhandlungsgegenstdnden. Das Recht der Einsicht besteht hinsichtlich der
Akten von Verhandlungsgegenstinden des Gemeindevorstandes oder eines
Ausschusses, die eine individuelle behordliche Entscheidung oder eine sonstige
individuelle personenbezogene Malinahme zum Gegenstand haben, nur fiir
diejenigen Mitglieder des Gemeinderates, die an der Beratung und
Beschlufassung iiber den Verhandlungsgegenstand im Gemeindevorstand
beziehungsweise im Ausschufl mitzuwirken haben. Das Recht der Akteneinsicht
besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach
§ 40 Abs. 1 Z 1 bis 4 begriinden.

(1a) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. 1) umfalt auch das Recht, im
Gemeindeamt nach Mallgabe der vorhandenen technischen Mittel auf eigene
Kosten Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst
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steht dieses Recht jener Gemeinderatspartei zu, die bei der Gemeinderatswahl
weniger Stimmen auf sich vereinigt hat. Ist auch diese Zahl gleich, so
entscheidet das Los. Die restlichen Mitglieder des Kontrollausschusses sind vom
Gemeinderat nach dem Verhiltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 K-GBWO 2002) zu
wiahlen.

(3) In einen Wahlvorschlag diirfen nur Mitglieder des Gemeinderates
aufgenommen werden. Personen, die gemdBl § 92 Abs. 2 nicht Mitglieder des
Kontrollausschusses sein diirfen, diirfen nicht in einen Wahlvorschlag
aufgenommen werden.

(4) § 24 Abs. 1 mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 2 mit Ausnahme des
letzten Satzes, Abs. 3, 7a und 8 sowie § 26 Abs. 5b bis 8, 10, 11 und 12 bis 14
gelten sinngemal.

19. § 28 Abs. 1 zweiter bis fiinfter Satz werden durch folgende Bestimmungen
ersetzt:

Sie haben — ausgenommen die Mitglieder des Gemeindevorstandes im
Kontrollausschuss — ferner das Recht,
1. an Sitzungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie nicht sind, und
2. an Sitzungen des Gemeindevorstandes wéhrend der Behandlung von
Verhandlungsgegenstinden,  die  ausschlieBlich ~ durch  den
Gemeindevorstand vorberaten werden,

als Zuhorer teilzunehmen. Die Mitglieder des Gemeinderates haben nach
Bekanntgabe der Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinderates oder eines
Ausschusses, dessen Mitglied sie sind oder an dessen Sitzung sie gemil § 77
Abs. 5 erster und zweiter Satz teilnehmen, wihrend der Amtsstunden bis zur
Sitzung das Recht der Einsicht in die zur Behandlung stehenden Akten und
Aktenteile von Verhandlungsgegenstéinden. Das Recht der Akteneinsicht besteht
nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach § 40
Abs. 1 begriinden.

20. § 28 Abs. 1a lautet:

(1a) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. 1) umfasst auch das Recht, im
Gemeindeamt Abschriften selbst anzufertigen oder nach Maligabe der
vorhandenen technischen Mittel auf eigene Kosten Kopien oder Ausdrucke
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anzufertigen; Kopien dirfen nicht angefertigt werden, wenn das
verfassungsgesetzlich gewihrleistete Recht auf Datenschutz entgegensteht oder
Geschifts- und Betriebsgeheimnisse Dritter in Betracht kommen.

(2) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde
sind die Mitglieder des Gemeinderates berechtigt, Anfragen an den
Biirgermeister, die Vizebiirgermeister und die sonstigen Mitglieder des
Gemeindevorstandes zu richten.

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind bei der Ausiibung ihres
Mandates an keinen Auftrag gebunden.

§29
Entschadigung

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates {iben ihre Funktionen ehrenamtlich
aus.

(2) Den Mitgliedern des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes und der
Ausschiisse gebiihrt, soweit sie nicht Anspruch auf einen Bezug nach Abs. 4 bis
6 oder als Biirgermeister haben, fiir jede Sitzung, an der sie als Mitglied
(Ersatzmitglied) teilgenommen haben, ein durch Verordnung des Gemeinderates
festzulegendes Sitzungsgeld. Wird ein Mitglied des Gemeinderates in ein und
derselben Sitzung durch ein oder in zeitlicher Abfolge mehrere Ersatzmitglieder
des Gemeinderates — bei Ausschusssitzungen auch durch ein oder in zeitlicher
Abfolge mehrere Mitglieder des Gemeinderates — vertreten, so gebiihrt das
Sitzungsgeld nur fiir ein einziges an der Sitzung teilnehmendes Mitglied
(Ersatzmitglied). Die Aufteilung hat durch die in Betracht kommende
Gemeinderatspartei zu erfolgen. Das Sitzungsgeld darf fiir Mitglieder des
Gemeinderates und der Ausschiisse in Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohnern
170,- Euro und in Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern 260,- Euro nicht
iibersteigen; es muss in Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohnern mindestens
70,- Euro und in Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern mindestens 160,-
Euro betragen. Den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) des Gemeindevorstandes
gebiihrt das fiir Mitglieder des Gemeinderates festgelegte Sitzungsgeld fiir jede
Sitzung des Gemeindevorstandes, an der sie als Mitglied oder Ersatzmitglied
teilgenommen haben, im doppelten Ausmal.

(3) Dem Obmann eines Ausschusses gebiihrt das Sitzungsgeld im doppelten
Ausmal, selbst dann, wenn er mehrere Obmannfunktionen austibt.

(4) Wurden Beschliisse nach § 69 Abs. 4, 5 oder 6 gefasst, gebiihrt den

erstellen zu lassen.
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Mitgliedern des Gemeindevorstandes — ausgenommen dem Biirgermeister — ein
monatlicher Bezug. Wurden die Aufgaben auf alle Mitglieder des
Gemeindevorstandes aufgeteilt, betrdgt dieser Bezug in Gemeinden

mit 3.001 bis 5.000 Einwohnern ............ccccccoeeevveeeeeiveeeeceeeeeeneennn 778,-- Euro
mit 5.001 bis 10.000 Einwohnern ...........ccccccooevveveeeieeeieceeeeeeneennn 842,-- Euro
mit 10.001 bis 20.000 Einwohnern ..............ccccceeeevveeeevneeeeennenn.. 1.404,-- Euro
mit mehr als 20.000 Einwohnern ...........cccccoovvvvvviiiiiiiiiiinneeneen. 2.041,-- Euro

(5) Erfolgte die Aufteilung gemdB § 69 Abs. 4 oder 5 nicht auf alle
Mitglieder des Gemeindevorstandes, betrdgt der Bezug nach Abs. 4 in
Gemeinden

mit bis zu 2.500 EINWONNEIN ..........ooovviiiiiiiiiiciicceiie e
mit 2.501 bis 5.000 Einwohnern .............ccccoooevveeeevneeeceineee e 1.134,-- Euro
mit 5.001 bis 10.000 Einwohnern 1.263,-- Euro

(6) Wird die Funktion als Mitglied des Gemeindevorstandes nicht wéhrend
des vollen Monats ausgeiibt, so gebiihrt der Bezug nur im aliquoten AusmaB.

794,-- Euro

(7) Dienstreisen des Biirgermeisters oder eines sonstigen Mitgliedes des
Gemeindevorstandes oder des Gemeinderates sind nach den Bestimmungen des
Kérntner Dienstrechtsgesetzes 1994 — K-DRG 1994, LGBI. Nr. 71/1994,
abzugelten, soweit in Abs. 8 und 9 nicht anderes bestimmt wird.

(8) Fiir Reisen im Inland gebiihrt keine Tagesgebiihr.

(9) Die Nichtigungsgebiihr ist in der Hohe der tatséchlich anfallenden
Kosten festzusetzen.

(10) Abs. 7 und 9 sind nicht auf Dienstreisen anzuwenden, soweit deren
Kosten unmittelbar von der betreffenden Gemeinde getragen werden.

(11) Nach mehr als zweimonatiger Verhinderung des Biirgermeisters (§ 75
Abs. 1) gebiihrt dem ihn vertretenden Vizebiirgermeister fiir die Dauer der
weiteren Vertretung der gleiche Bezug wie dem Biirgermeister; wihrend dieser
Zeit hat der Biirgermeister nur Anspruch auf zwei Drittel seines Bezuges. Dauert
diese Vertretung lidnger als ein halbes Jahr, so ruht der dem Biirgermeister
zukommende Bezug fiir die Dauer seiner weiteren Verhinderung. Ein einem
Vizebiirgermeister auf Grund seiner Stellung als Vizebiirgermeister
zukommender Bezug gemal Abs. 4 oder 5 ruht, solange er den gleichen Bezug
erhilt wie der Biirgermeister. Hat der Biirgermeister nach beziigerechtlichen
Bestimmungen Pensions(versicherungs)beitrdge zu entrichten, bleibt diese
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21. § 29 Abs. 6 lautet:

(6) Wird die Funktion als Mitglied des Gemeindevorstandes nicht wihrend
des vollen Monats ausgeiibt, gebiihrt in diesem Monat nur flir jeden Tag der
Funktionsausiibung ein Dreifligstel des Bezuges.
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Verpflichtung auch dann aufrecht, wenn er keinen oder nicht den vollen Bezug
bezieht. Eine Verminderung oder ein Ruhen des Bezuges nach diesem Gesetz hat
keine Auswirkungen auf MaBinahmen nach beziigerechtlichen Bestimmungen.

(12) Die Bestimmungen des Abs. 11 gelten nicht fiir Biirgermeister von
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern, die wihrend ihrer Amtstétigkeit
keinen Beruf mit Erwerbsabsicht ausiiben; in diesen Fillen gebiihrt nach einer
mehr als zweimonatigen Verhinderung des Biirgermeisters (§ 75 Abs. 1) den
zwei Vizebiirgermeistern fiir die Dauer der weiteren Vertretung ein Zuschlag zu
dem ihnen nach Abs. 4 oder 5 gebiihrenden Bezug in der Hohe von 100 v. H.

(13) Fiir die Ermittlung der Einwohnerzahl nach Abs. 2, 4, 5 und 12 ist die
Volkszahl gemdB § 10 Abs. 7 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 — FAG 2017,
BGBI. I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 30/2018, vor dem Tag
der Ausschreibung der Wahl des Gemeinderates maf3gebend.

(14) Die Anpassung der in Abs. 2 festgelegten Betrdge sowie der in Abs. 4
und 5 festgelegten Beziige richtet sich nach § 3 des Bundesverfassungsgesetzes
iiber die Begrenzung von Beziigen oOffentlicher Funktionidre, BGBI. I Nr.
64/1997, in der Fassung des Gesetzes BGBL I Nr. 121/2011. Die
Landesregierung hat die sich daraus ergebenden, auf den nichsten durch zehn
teilbaren Centbetrag gerundeten Betrége durch Verordnung im Landesgesetzblatt
kundzumachen. Bei der Rundung sind Betrdge ab einschlieBlich fiinf Cent
aufzurunden und Betrige unter fiinf Cent abzurunden.

§30
Beginn und Enden des Mandates

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates beginnt mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates, bei spiter eintretenden
Mitgliedern mit dem Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung.

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, durch
einen an das Gemeindeamt gerichteten schriftlichen Verzicht, durch
Nichtigerklarung der Wahl, durch Mandatsverlust oder mit dem Tag des
Zusammentrittes des neugewahlten Gemeinderates.
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22. In § 29 Abs. 13 wird die Wortfolge ,des Finanzausgleichsgesetzes 2017 —
FAG 2017, BGBL. I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 30/2018,*
durch die Abkiirzung ,,FAG 2017 ersetzt.

23.§ 29 Abs. 14 lautet:

(14) Die Anpassung der in Abs. 2 festgelegten Betrdge, des mit
Verordnung des Gemeinderates festgelegten Sitzungsgeldes sowie der in Abs. 4
und 5 festgelegten Beziige richtet sich nach §3 BezBegrBVG. Die
Landesregierung hat die sich daraus ergebenden, auf den nichsten durch zehn
teilbaren Centbetrag gerundeten Betrdge geméll Abs. 2, 4 und 5 durch Verord-
nung im Landesgesetzblatt kundzumachen. Der Biirgermeister hat die sich
daraus ergebenden, auf den nédchsten durch zehn teilbaren Centbetrag
gerundeten Betrdge fiir das mit Verordnung des Gemeinderates festgelegte
Sitzungsgeld durch Verordnung kundzumachen. Bei der Rundung sind jeweils
Betridge ab einschlieBlich fiinf Cent aufzurunden und Betrdge unter fiinf Cent
abzurunden.

24. § 30 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 und 3 ersetzt:

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod,
Verzicht (Abs. 3), Nichtigerkldarung der Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewidhlten Gemeinderates.

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schriftlich zu erkldren und eigenhéndig
zu unterschreiben. Er wird mit dem Einlangen beim Gemeindeamt wirksam,
wenn die Verzichtserkldrung nicht einen spiteren Zeitpunkt enthdlt. Dem
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§ 34
Aufgaben

(1) Der Gemeinderat ist das oberste Organ in den Angelegenheiten des
eigenen Wirkungsbereiches.

(2) Dem Gemeinderat obliegen alle Aufgaben, die ihm durch Gesetz
iibertragen sind, und alle nichtbehordlichen Aufgaben des eigenen
Wirkungsbereiches, die durch Gesetz nicht einem anderen Organ iibertragen
sind.

(3) Stellt der Gemeinderat Verletzungen des Grundsatzes der
GesetzmafBigkeit der Verwaltung des eigenen Wirkungsbereiches sowie des
Gebotes der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit der Gebarung
insbesondere anldBlich von Priifungsberichten des Kontrollausschusses oder der
Landesregierung fest, so hat er die ihm zur Abhilfe erforderlich erscheinenden
MaBnahmen zu treffen.

(4) Der Gemeinderat darf in der Geschéftsordnung bestimmen, dass
nichtbehdrdliche Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches, die durch Gesetz
nicht einem anderen Organ iibertragen sind (Abs. 2), dem Gemeindevorstand zur
selbstdndigen Erledigung iibertragen werden, sofern dies im Interesse der
ZweckmaBigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. Die
Ubertragung  darf sich nicht auf Aufgaben erstrecken, mit denen
Mittelverwendungen fiir die Gemeinde verbunden sind, die im Einzelfall fiinf
Prozent der Summe des Abschnittes 92 ,Offentliche Abgaben” der
Finanzierungsrechnung geméf Anlage 2 der VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015,
in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des zweitvorangegangenen
Finanzjahres iibersteigt, oder fiir die im Voranschlag keine Bedeckung
vorgesehen ist. Der Gemeinderat darf die im zweiten Satz festgelegte
Mittelverwendungsobergrenze in der Geschiftsordnung unter Bedachtnahme auf
die Hohe der Mittelaufbringungen des laufenden Finanzjahres im Interesse der
Sparsamkeit, ZweckmiBigkeit und Wirtschaftlichkeit herabsetzen.

(5) Einzelne nichtbehordliche Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches,
die weder durch Gesetz einem anderen Organ iibertragen sind (Abs. 2) noch nach
Abs. 4 ibertragen worden sind, diirfen vom Gemeinderat im Einzelfall mit
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Verzicht beigefliigte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine
Verzichtserkldrung kann nach ihrem Einlangen beim Gemeindeamt nicht mehr
widerrufen werden.

25. § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Der Biirgermeister und die Mitglieder des Gemeindevorstandes sind dem
Gemeinderat fiir die Erflillung ihrer dem eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinde zugehorigen Aufgaben verantwortlich.

26. In § 34 Abs. 4 entfdllt die Wortfolge ,,, BGBI. II Nr. 313/2015, in der
Fassung der Verordnung BGBI. 1T Nr. 17/2018,*.
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Beschluss unter den Voraussetzungen des Abs. 4 dem Gemeindevorstand zur
selbstdndigen Erledigung iibertragen werden. Anlésslich der Ubertragung darf
der Gemeinderat Richtlinien fiir die Erflillung dieser Aufgaben festlegen.

(6) Die Angelegenheiten der Aufnahme von Darlehen und des Abschlusses
von Leasingvertragen, soweit sie der Genehmigung der Landesregierung
bediirfen, der Ubernahme von Haftungen und der VeriuBerung oder Belastung
von unbeweglichem Gemeindevermogen diirfen nicht auf den Gemeindevorstand
iibertragen werden.

§35
Sitzungen des Gemeinderates

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind vom Biirgermeister nach Bedarf,
mindestens aber viermal im Jahr, einzuberufen. Der Biirgermeister ist
verpflichtet, eine Sitzung innerhalb einer Woche einzuberufen, wenn ein
Mitglied des Gemeindevorstandes oder wenigstens ein Viertel der Mitglieder des
Gemeinderates dies unter Vorschlag der Tagesordnung verlangen. Die Sitzung ist
innerhalb von drei Wochen anzuberaumen. Der Biirgermeister hat die
vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung
aufzunehmen; er kann diesen Punkten jedoch weitere Punkte anfiigen.

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist den Mitgliedern des
Gemeinderates unter Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens eine Woche, in
dringenden Féllen mindestens 24 Stunden vor der Sitzung gegen Nachweis
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27. § 34 Abs. 6 lautet:

(6) Auf den Gemeindevorstand diirfen nicht tibertragen werden:

1. die Aufnahme von Darlehen und der Abschluss von Leasingvertriagen,
soweit sie der Genehmigung der Landesregierung bediirfen;

2. die Ubernahme von Haftungen;
3. die VerduBlerung von unbeweglichem Gemeindevermdogen;

4. die Belastung von unbeweglichem Gemeindevermdgen durch die
Einrdumung eines dinglichen Rechtes.

28. § 34 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt:

(7) Der Gemeinderat kann einzelne, in seine Zustandigkeit fallende Ange-
legenheiten der ortlichen StraBenpolizei mit Verordnung ganz oder zum Teil
dem Biirgermeister iibertragen, sofern dies im Interesse der ZweckmaiBigkeit,
Raschheit und Einfachheit gelegen ist.

(8) Mitglieder des Gemeinderates konnen zur Wahrung der Interessen der
Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich vom Gemeinderat mit besonderen
Aufgaben betraut werden. Sie haben ihre Berichte dem Gemeinderat zu erstatten
und den zustdndigen Organen der Gemeinde Empfehlungen fiir die in diesen
Bereichen in einem bestimmten Fall zu treffenden MalBlnahmen zu geben.

29. § 35 Abs. 2 lautet:

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist den Mitgliedern des
Gemeinderates unter schriftlicher Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens
eine Woche, in dringenden Fillen mindestens 24 Stunden vor der Sitzung gegen
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zuzustellen. Ersatzzustellung im Sinne des § 16 des Zustellgesetzes, BGBI. Nr.
200/1982, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr.40/2017, ist zuldssig. Die
Einberufung kann auch in jeder anderen technisch moglichen Weise,
insbesondere elektronisch, {iibermittelt werden, wenn das Mitglied des
Gemeinderates dieser Ubertragungsart schriftlich zugestimmt hat. In diesem Fall
geniligt die Sendebestitigung als nachweisliche Zustellung. Ersatzmitglieder
diirfen in dringenden Fillen in der Reihenfolge der Liste der Ersatzmitglieder des
betreffenden Wahlvorschlages miindlich oder telefonisch einberufen werden.
Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind gleichzeitig mit der Einberufung an
der Amtstafel und im Internet kundzumachen.

(3) In den Sitzungen hat der Biirgermeister den Vorsitz zu fithren. Sind der
Biirgermeister und die Vizebiirgermeister bei der Beratung und Beschlufifassung
einzelner Tagesordnungspunkte insbesondere zufolge Befangenheit (§ 40) an der
Vorsitzfiihrung verhindert, so hat fir die Dauer dieser gleichzeitigen
Verhinderung das an Jahren élteste anwesende Mitglied des Gemeinderates den
Vorsitz zu fiithren.

(4) Unter Nichtbeachtung der Bestimmungen des Abs. 3 gefafite Beschliisse
des Gemeinderates haben keine rechtliche Wirkung; Bescheide, denen solche
Beschliisse zugrundeliegen, sind mit Nichtigkeit bedroht.

(4a) Sind bei Tagesordnungspunkten, die Wahlen betreffen, der
Biirgermeister und die Vizebiirgermeister an der Vorsitzfithrung verhindert, so
hat fiir die Dauer dieser gleichzeitigen Verhinderung das an Jahren é&lteste
anwesende Mitglied des Gemeinderates den Vorsitz zu fiihren.

(5) Fir einen Beschlul, daB ein Verhandlungsgegenstand in die
Tagesordnung aufgenommen wird oder dafl die Tagesordnung umgestellt wird,
sind - soweit § 36 Abs. 1, § 37 Abs. 2 und § 67 Abs. 3 nicht anderes bestimmen -
zwei Drittel der Stimmen der in beschluBfahiger Anzahl Anwesenden
erforderlich.

(5a) Tagesordnungspunkte, die Personalangelegenheiten betreffen (§ 36
Abs. 3), sind nach sonstigen Tagesordnungspunkten zu reihen.

(5b) Soweit vor der Behandlung eines Verhandlungsgegenstandes im
Gemeinderat ein Ausschul oder der Gemeindevorstand zu befassen ist, darf
dieser Verhandlungsgegenstand erst nach der Vorberatung (§§ 41, 62 Abs. 2, 76
Abs. 1) oder der Befassung des Gemeindevorstandes nach § 76 Abs. 3 in die
Tagesordnung aufgenommen (Abs. 1, 2 und 5) und behandelt werden. Abs. 4 gilt
sinngemal.
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Nachweis zuzustellen. Auf vorheriges schriftliches Verlangen eines Mitgliedes
des Gemeinderates sind diesem die Einberufungen als Ausdruck zuzustellen. In
diesem Fall ist Ersatzzustellung im Sinne des § 16 ZustG zulédssig. Ersatz-
mitglieder diirfen in dringenden Féllen in der Reihenfolge der Liste der
Ersatzmitglieder des betreffenden Wahlvorschlages miindlich oder telefonisch
einberufen werden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der
Einberufung auch an der Amtstafel und im Internet kundzumachen.
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(5¢) Wird in einer Sitzung des Gemeinderates der Bericht durch den
Berichterstatter oder seinen Stellvertreter nicht erstattet, so hat der Biirgermeister
die Berichterstattung wahrzunehmen.

(6) Der Leiter des inneren Dienstes hat an den Sitzungen des Gemeinderates
teilzunechmen. Der Vorsitzende kann ihm zur sachlichen oder rechtlichen
Aufklarung das Wort erteilen. Der Vorsitzende kann den Sitzungen auch andere
Bedienstete der Gemeinde oder sonstige fachkundige Personen zur Erteilung von
Auskiinften beiziehen.

. §36
Offentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 6ffentlich, doch kann auf Antrag
des Vorsitzenden oder eines Mitgliedes des Gemeinderates ohne Wechselrede
der AusschluB der Offentlichkeit aus Griinden der 6ffentlichen Ordnung oder aus
sonstigen Offentlichen Interessen mit zwei Dritteln der Stimmen der in
beschluBBfdhiger Anzahl Anwesenden beschlossen werden. Wird der Ausschluf3
der Offentlichkeit beschlossen, so hat der Vorsitzende diesen
Tagesordnungspunkt zur weiteren Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung an
das Ende der Tagesordnung - sind auch Personalangelegenheiten zu behandeln,
vor diese Tagesordnungspunkte - zu reihen. § 35 Abs. 5 ist in diesen Féllen nicht
anzuwenden.

(2) Bei der Behandlung des Voranschlages und der Wirtschaftspldne der
Unternehmungen ohne eigene Rechtspersonlichkeit der Gemeinde, des
Rechnungsabschlusses sowie der Rechnungsabschliisse der Unternehmungen
ohne eigene Rechtspersonlichkeit darf die Offentlichkeit nicht ausgeschlossen
werden.

(3) Personalangelegenheiten und vertrauliche Zusatzberichte
Landesrechnungshofes sind in nichtdffentlicher Sitzung zu behandeln.

des
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30. In § 36 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,,des Landesrechnungshofes die
Wortfolge ,,oder des Kontrollausschusses* eingefiigt.

31. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

(3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung
ausnahmsweise die  Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte —
ausgenommen die in Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht 6ffentlicher
Sitzung vorsehen, wenn dies zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungs-
interessen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschifts- und
Betriebsgeheimnisse oder das Steuergeheimnis erforderlich erscheint. Der
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(4) Zu den oOffentlichen Sitzungen hat jedermann nach Maligabe des
verfiigbaren Raumes Zutritt. Die Zuhorer haben sich jeder AuBerung zu
enthalten. Stdren sie die Beratung, so hat der Vorsitzende sie nach ergebnisloser
Mahnung aus dem Zuhdrerraum entfernen oder iiberhaupt den Zuhérerraum
raumen zu lassen. Die Verwendung von Film- oder Tonbandgeridten bedarf der
Genehmigung des Gemeinderates.

(5) Im Sitzungssaal diirfen nur solche Personen Waffen tragen, die aufgrund
ihres 6ffentlichen Dienstes dazu verpflichtet sind

§ 40
Befangenheit
(1) Ein Mitglied des Gemeinderates ist befangen und darf an der Beratung
und Beschlussfassung nicht teilnehmen

1. in Sachen, in denen es selbst, einer seiner Angehdrigen (Abs. 2) oder
einer seiner Pflegebefohlenen beteiligt ist;

2. in Sachen, in denen es als Bevollméchtigter einer Partei bestellt war oder
noch bestellt ist;

3. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, seine volle
Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen;

4. in Berufungsverfahren, wenn es an der Erlassung des angefochtenen
Bescheides oder der Berufungsvorentscheidung mitgewirkt hat.
(2) Angehorige im Sinne des Abs. 1 Z 1 sind
1. der Ehegatte;

2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten
und vierten Grades in der Seitenlinie;

3. die Verschwiégerten in gerader Linie und die Verschwégerten zweiten
Grades in der Seitenlinie;

4. die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder;

5. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder
und Enkel einer dieser Personen im Verhiltnis zur anderen Person;

6. der eingetragene Partner.
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Gemeinderat kann jedoch auf Antrag eines seiner Mitglieder in dieser nicht
Offentlichen Sitzung die Riickverweisung des Tagesordnungspunktes zur
Verhandlung in 6ffentlicher Sitzung beschlieBen.

32. § 36 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

Der Gemeinderat kann beschlieBen, dass offentliche Sitzungen des Gemeinde-
rates von der Gemeinde im Internet mit einer Bildfixierung auf die Mitglieder
des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten
Bediensteten iibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen zeitlich
befristet oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird. Eine Ubertragung der
mit der Abfassung der Niederschrift betrauten Bediensteten ist nur zuléssig,
sofern diese schriftlich zustimmen.

33.§40 Abs. 1 Z 1 lautet:

1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehorigen (Abs. 2) oder
eine von ihm vertretene schutzberechtigte Person beteiligt ist;
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(3) Die durch eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft begriindete
Eigenschaft einer Person als Angehoriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe
oder eingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht. Abs. 2 Z 3 gilt fiir
eingetragene Partner sinngemal.

(4) Ob ein wichtiger Grund im Sinne des Abs. 1 Z 3 vorliegt, entscheidet im
Zweifelsfall der Gemeinderat.

(5) Der Gemeinderat kann beschlieBen, ein befangenes Mitglied des
Gemeinderates den Beratungen zur Erteilung von Auskiinften beizuziehen; auch
in diesem Fall ist jedoch der Beschluss des Gemeinderates in Abwesenheit des
befangenen Mitgliedes zu fassen.

§ 41
Antriige

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, Antrige auf
Abédnderung von dem Gemeinderat zur Beschlufifassung vorliegenden
Gegenstianden, Antrdge zur Geschiftsbehandlung und selbstidndige Antrdge an
den Gemeinderat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches zu
stellen.

(2) Abanderungs- und Zusatzantrége sind dem Vorsitzenden vor Erledigung
des Gegenstandes schriftlich zu iiberreichen. Uber Abinderungsantriige ist vor
der Abstimmung iiber den Hauptantrag, iiber Zusatzantrige ist nach der
Abstimmung iiber den Hauptantrag abzustimmen. Stehen die Zusatzantrige mit
der beschlossenen Fassung des Hauptantrages im Widerspruch, so hat die
Abstimmung iiber sie zu entfallen.

(3) Seclbstindige Antrige sind in den Sitzungen des Gemeinderates
schriftlich dem Vorsitzenden zu iiberreichen. Selbstindige Antrige, die sich
nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches beziehen, sind vom
Vorsitzenden als unzuldssig zuriickzuweisen.

(4) Die selbstdndigen Antrage sind vom Vorsitzenden vor dem Eingehen in
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34. § 40 Abs. 3 erster Satz lautet:

Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft
begriindete Eigenschaft einer Person als Angehdriger bleibt aufrecht, auch wenn
die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht mehr
besteht.

35. In § 40 Abs. 5 wird vor dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:
Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.

36. § 40 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fiir Beschliisse des Gemeinderates
gemil § 66 Abs. 1 letzter Satz sowie fiir die Abberufung von Mitgliedern des
Gemeindevorstandes und der Ausschiisse.

37. § 41 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
Im Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder.

38. §41 Abs. 3 lautet:

(3) Selbstindige Antrige sind in den Sitzungen des Gemeinderates
schriftlich dem Vorsitzenden zu iiberreichen. Selbstindige Antrdge, die sich
nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde
beziehen, sind vom Vorsitzenden als unzulédssig zuriickzuweisen. Werden
selbstédndige Antrdge bis zum Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates
keiner abschlieBenden Erledigung zugefiihrt, so verlieren sie mit Ablauf der
Amtsperiode des Gemeinderates ihre Eigenschaft als Verhandlungsgegenstand.
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die Tagesordnungspunkte, die in nichtdffentlicher Sitzung zu behandeln sind
(§36 Abs.1 und 3), zu verlesen und dem Gemeindevorstand oder einem
Ausschul} zur Vorberatung zuzuweisen.

(5) Antrdge zur Geschiftsbehandlung diirfen miindlich gestellt werden.

§ 45
Niederschrift

(1) Uber die Verhandlungen des Gemeinderates ist unter der Verantwortung
des Leiters des inneren Dienstes (§ 78) eine Niederschrift zu fiihren.

(2) Die Niederschrift hat zu enthalten: Ort und Zeit der Sitzung, die Namen
des Vorsitzenden, der anwesenden und der abwesenden Mitglieder des
Gemeinderates sowie die allfalligen Entschuldigungsgriinde fiir die Abwesenbheit,
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39. § 41 Abs. 4 lautet:

(4) Die Verlesung der selbstindigen Antrdge hat zumindest den Namen der
Antragsteller und den Wortlaut des beantragten Beschlusses zu umfassen. Die
Zuweisung hat nach Zustdndigkeit zu erfolgen, im Zweifel entscheidet der
Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder. Der Gemeinderat darf
beschlieBen, dass der Vorsitzende die Zuweisungen nach der Sitzung des
Gemeinderates vornimmt. In diesen Féllen hat der Vorsitzende in der nidchsten
Sitzung des Gemeinderates iiber die erfolgten Zuweisungen zu berichten.

40. Nach § 41 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefiigt:

(4a) Selbststidndige Antrdge konnen vom Antragsteller bis zum Beginn der
Gemeinderatssitzung, in der dieser Antrag behandelt werden soll,
zuriickgezogen werden.

41. § 41 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

Als Antrdge zur Geschéftsbehandlung gelten insbesondere Antréige auf:
1. Vertagung;
. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung;
. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;
. Ausschluss der Offentlichkeit;

. Riickverweisung eines Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in
offentlicher Sitzung;

. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung oder Abstimmung mittels Stimmzettel;
9. Richtigstellung der Niederschrift.

AN L B~ W N

[C BN
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die Namen der an der Sitzung teilnehmenden Ersatzmitglieder, die wesentlichen
Ergebnisse der Beratungen, insbesondere die im Verlauf der Sitzung gestellten
Antrége, die Art ihrer Erledigung, die vom Gemeinderat gefaften Beschliisse
nach ihrem genauen Wortlaut und das Ergebnis der Abstimmung.

(3) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderates unmittelbar nach der
Abstimmung verlangt, so ist seine vor der Abstimmung zum Gegenstand
gedullerte abweichende Meinung in die Niederschrift aufzunehmen. In diesem
Fall hat das Gemeinderatsmitglied den Wortlaut der gewiinschten
Protokollierung vorzugeben.

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, von zwei weiteren durch den
Gemeinderat jeweils zu bestellenden anwesenden Mitgliedern des Gemeinderates
und vom Schriftfithrer zu unterfertigen. Der Leiter des inneren Dienstes hat die
Niederschrift nach Mdoglichkeit binnen zwei Wochen nach der Sitzung, jedenfalls
aber innerhalb von zwei Monaten, nach Tunlichkeit allen Mitgliedern des
Gemeinderates, jedenfalls aber jeder Gemeinderatspartei, zu iibermitteln. Die
Ubermittlung ~ darf  mit  schriftlicher ~ Zustimmung der jeweiligen
Gemeinderatspartei und des jeweiligen Gemeinderatsmitglieds in jeder technisch
mdglichen Weise, insbesondere auch elektronisch, erfolgen. In diesem Fall
geniigt die Sendebestitigung als nachweisliche Zustellung.

(5) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, Richtigstellungen der
Niederschrift spitestens in der ihrer Fertigstellung folgenden Sitzung des
Gemeinderates zu verlangen. Der Vorsitzende ist berechtigt, die beantragte
Anderung im Einvernehmen mit den zwei Mitgliedern des Gemeinderates, die
die Niederschrift unterfertigt haben, vorzunehmen. Wird die verlangte Anderung
verweigert, so hat der Gemeinderat zu entscheiden.

(6) Die endgiiltige Niederschrift {iiber oOffentliche Sitzungen des
Gemeinderates ist im Gemeindeamt zur 6ffentlichen Einsicht wihrend der fiir
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen; im Internet sind
jedenfalls die vom Gemeinderat gefassten Beschliisse nach ihrem genauen
Wortlaut und das Ergebnis der Abstimmung bereitzustellen. Jede Person hat das
Recht, Abschriften der Niederschrift, gegen Kostenersatz auch Kopien,
herzustellen. Zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere
im Hinblick auf den Datenschutz und auf Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse,
sind geeignete Vorkehrungen zu treffen.
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42. § 45 Abs. 4 zweiter bis vierter Satz wird durch folgende Sdtze ersetzt:

Der Leiter des inneren Dienstes hat die Niederschrift nach Moglichkeit binnen
zwei Wochen nach der Sitzung, nach Tunlichkeit allen Mitgliedern des
Gemeinderates, jedenfalls aber jeder Gemeinderatspartei, zu iibermitteln.
Spétestens ist die Niederschrift binnen zwei Monaten, gegebenenfalls spétestens
eine Woche vor der nichsten Gemeinderatssitzung, zu ibermitteln. Die
Ubermittlung  darf mit  schriftlicher ~ Zustimmung der jeweiligen
Gemeinderatspartei und des jeweiligen Gemeinderatsmitglieds in elektronischer
Form erfolgen.
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§ 48
Ausiibung des Fragerechtes

(1) Die Anfragen diirfen nur Angelegenheiten des

Wirkungsbereiches der Gemeinde zum Inhalt haben.

eigenen

(2) Jede Anfrage darf - abgesehen von allfilligen ndheren Hinweisen - nur
eine konkrete, kurzgefalite Frage enthalten und darf nicht in mehrere Unterfragen
geteilt sein. Anfragen, die diese Bedingungen nicht erfiillen, sind vom
Biirgermeister an das anfragende Mitglied des Gemeinderates zuriickzustellen.

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Wege des Gemeindeamtes den
Wortlaut der beabsichtigten Anfrage schriftlich in zweifacher Ausfertigung -
wenn ein BeschluB gemil § 69 Abs. 4, 5 oder 6 gefaBit wurde, in dreifacher
Ausfertigung - zu liberreichen.

(4) Die Anfragen sind im Gemeindeamt nach dem Zeitpunkt ihres
Einlangens zu reihen und in ein eigenes Verzeichnis einzutragen.

(5) Der Biirgermeister ist verpflichtet, die schriftliche Anfrage sofort dem zu
befragenden Mitglied des Gemeindevorstandes zuzustellen. Erhélt der
Biirgermeister oder das sonstige zu befragende Mitglied des Gemeindevorstandes
die Anfrage nicht mindestens eine Woche vor Beginn der Fragestunde, in der die
Frage aufgerufen werden soll, personlich zugestellt, so darf die Anfrage in der
Fragestunde vom Biirgermeister nicht aufgerufen werden.

§ 51
Anordnung

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, da ein dem
Gemeinderat zur Beschlu3fassung vorliegender Antrag des Gemeindevorstandes
oder eines Ausschusses einem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung
hat den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des
beantragten Beschlusses zu enthalten.

(2) Der Tag des Volksentscheides ist auf einen Sonntag, der Stichtag auf
einen Monatsersten festzusetzen.

(3) Abgaben, Tarife und Gegenstiande, die ausschlieBlich eine individuelle
behordliche Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene
MaBnahme erfordern, diirfen nicht Gegenstand eines Volksentscheides sein.
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43. § 48 Abs. 3 lautet:

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Wege des Gemeindeamtes den
Wortlaut der beabsichtigten Anfrage schriftlich zu tibermitteln.

44. In § 48 Abs. 5 wird das Wort ,nicht* durch die Wortfolge ,nur mit
Zustimmung des zu befragenden Mitgliedes* ersetzt.

45. § 51 Abs. 1 lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom
Gemeinderat  gefasster Beschluss in  Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde einem Volksentscheid unterzogen wird. Die
Verordnung hat den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut
des Beschlusses des Gemeinderates zu enthalten.
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(4) Der Antrag auf Anordnung eines Volksentscheides mufl von mindestens
einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates unterfertigt sein.

§ 53
Stimmzettel

(1) Die Abstimmung erfolgt mit amtlichem Stimmzettel, der als “Amtlicher
Stimmzettel fiir den Volksentscheid” zu bezeichnen ist. Auf dem amtlichen
Stimmzettel ist der beantragte Beschlufl wortlich abzudrucken. Auflerdem hat der
amtliche Stimmzettel links unten das Wort “ja” und daneben einen Kreis, rechts
unten in gleicher Druckschrift das Wort “nein” und daneben einen gleich groflen

Kreis zu enthalten.

(2) Die GroBe des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Lénge des
BeschluBantrages. Die Linge und die Breite des Stimmzettels haben im
Verhiltnis 3 zu 2 zu stehen.

(3) Die Kosten fiir die Herstellung des amtlichen Stimmzettels hat die
Gemeinde zu tragen.

(4) Im dbrigen gilt fiir das Abstimmungsverfahren die Kérntner
Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 sinngemdf mit der
MaBgabe, dal die Giiltigkeit und Ungiiltigkeit der Stimmzettel nach dem
Kérntner Volksabstimmungsgesetz zu beurteilen ist, und dafl die Wahlbehdrden
statt der auf die einzelnen Parteien abgegebenen giiltigen Stimmen die Zahl der
abgegebenen giiltigen Ja- und Neinstimmen festzustellen haben.

§ 54
Wirkung
(1) Lautet mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf “ja”,

so hat dies die Wirkung einer Annahme des BeschluBantrages durch den
Gemeinderat.

(2) Das Ergebnis des Volksentscheides ist vom Biirgermeister zu
verlautbaren.

(3) Ist eine Verordnung durch Volksentscheid angenommen worden, so hat
ihre Kundmachung unter Berufung auf den Volksentscheid zu erfolgen.

(4) Lautet die Hélfte oder mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen
Stimmen auf ,nein“, so gilt der Beschlussantrag als durch den Gemeinderat
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46. § 51 Abs. 4 entfillt.

47. § 53 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

Auf dem amtlichen Stimmzettel ist der Wortlaut des Beschlusses des
Gemeinderates und die Frage, ob dieser Beschluss Geltung erlangen soll,
abzudrucken.

48. § 53 Abs. 2 erster Satz lautet:

Die Grofe des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Liange des
Wortlautes des Beschlusses des Gemeinderates.

49. § 54 Abs. 1 lautet:

(1) Lautet mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf ,,ja“,
so erlangt der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates
Geltung.

50. § 54 Abs. 4 lautet:

(4) Lautet die Hélfte oder mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen
auf ,nein“, so wird der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des
Gemeinderates nicht wirksam.



REG.SITZG

abgelehnt.

§55
Einbringung

(1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde -
ausgenommen Abgaben, Tarife und Gegenstinde, die aus schlielich eine
individuelle behordliche Entscheidung oder eine sonstige individuelle
personenbezogene Mallnahme erfordern - konnen Gemeindebiirger (§ 2) Antrige
an die zustidndigen Organe der Gemeinde stellen (Gemeindevolksbegehren).

(2) Zur Stellung eines Gemeindevolksbegehrens sind 5v. H. der zum
Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger berechtigt.

(3) Ein Gemeindevolksbegehren schriftlich

einzubringen; es hat zu enthalten:

a) einen auch den Wortlaut des zu fassenden Beschlusses umfassenden
Antrag,

b) das Gemeindeorgan, an das sich der Antrag richtet,
¢) die Bezeichnung des zur Vertretung der Antragsteller Bevollméchtigten
(Abs. 5).
(4) Dem Gemeindevolksbegehren sind anzuschlieBen:
a) die Begriindung des Antrages einschlieBlich allfdlliger Unterlagen,

b) die erforderliche Anzahl von Unterschriften von Gemeindebiirgern
(Abs. 2) unter gleichzeitiger Angabe des Familien- und Vornamens, des
Geburtsdatums und der Anschrift der Unterzeichner (Antragslisten).

ist beim Biirgermeister

(5) Als Bevollmiachtigter kann jeder Gemeindebiirger namhaft gemacht
werden. Ist der Bevollméchtigte verhindert, so gilt der in der Antragsliste an
erster Stelle Unterzeichnete, und falls auch dieser verhindert oder mit dem
Bevollmichtigten identisch ist, der in der Antragsliste jeweils an nichster Stelle
Unterzeichnete als Bevollméchtigter.

(6) Die nach der Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung
2002 jeweils im Amt befindliche Gemeindewahlbehdrde hat zu priifen, ob die
gesetzlichen Voraussetzungen fir das Gemeindevolksbegehren vorliegen.
Entspricht der Antrag nicht den gesetzlichen Erfordernissen, so hat die
Gemeindewahlbehorde dies mit Bescheid auszusprechen.
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51. In § 55 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,schriftlich einzubringen® die
Wortfolge .,, eine Einbringung in elektronischer Form ist unzuldssig* eingefiigt.
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§ 56
Wirkung
Erfiullt ein Gemeindevolksbegehren die gesetzlichen Voraussetzungen, so hat es
die  Gemeindewahlbehorde unter gleichzeitiger  Verstindigung  des

Bevollméchtigten im Weg des Biirgermeisters dem bezeichneten Organ als
Antrag zu iibermitteln. Diese Antrdge sind gleich zu behandeln, wie dies in
diesem Gesetz fiir sonstige dem Gemeinderat oder dem Gemeindevorstand zur
BeschluBfassung vorliegende Antriage vorgesehen ist.

§59
Ergebnis, Kundmachung
(1) Die Gemeindewahlbehorde hat das Gesamtergebnis der

Gemeindevolksbefragung festzustellen und in einer Niederschrift zu beurkunden.

(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmoglichkeit abgegebenen giiltigen
Stimmen an der Amtstafel des Gemeindeamtes wihrend zweier Wochen
kundzumachen.

§ 60
Allgemeines

(1) Der Biirgermeister kann in einer 6ffentlichen Biirgerversammlung tiber
Angelegenheiten aus dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde berichten.
AnschlieBend an den Bericht ist den Gemeindebiirgern Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Die Biirgerversammlung kann auch fiir einzelne Teile
der Gemeinde gesondert abgehalten werden.

(2) Eine Biirgerversammlung ist innerhalb von sechs Wochen nach dem
Einlangen eines Antrages durchzufithren. Der Antrag mufl von 5 v. H. der zum
Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger unterstiitzt sein. Dem Antrag
sind die erforderliche Anzahl von eigenhidndigen Unterschriften von
Gemeindebiirgern unter gleichzeitiger Angabe des Familien- und Vornamens,
des Geburtsdatums und der Anschrift der Unterzeichner anzuschlieBen. § 55
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52. § 56 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

Das zustindige Organ der Gemeinde hat iiber das Gemeindevolksbegehren
innerhalb von sechs Monaten nach dessen Einlangen zu entscheiden. Diese
Entscheidung ist an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und
dem Bevollmichtigten nachweislich zuzustellen.

53. §59 Abs. 2 lautet:

(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmoglichkeit abgegebenen giiltigen
Stimmen an der Amtstafel wiahrend zweier Wochen kundzumachen und dem
zustdndigen Organ der Gemeinde zur Behandlung zuzuleiten.

54. § 60 Abs. 1 dritter Satz lautet:

Die Biirgerversammlung kann auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes
oder fiir einzelne Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, bestimmte
Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten werden.
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Abs. 5 und 6 gelten sinngemas.
55. Nach dem 12. Abschnitt wird folgender 12a. Abschnitt eingefiigt:

12a. Abschnitt
Petitionsrecht

§ 61a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde Eingaben allgemeiner Art an die Organe der
Gemeinde zu richten.

(2) Eingaben gemif3 Abs. 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung
allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie kdnnen schriftlich, insbesondere
elektronisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse
anzugeben. Petitionen, die bei einem unzustindigen Organ eingebracht worden
sind, sind unverziiglich an das zustindige Organ weiterzuleiten. Wurde eine
Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebracht, ist der
Einbringende an das zustéindige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und
solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht erkennen lassen, miissen
nicht behandelt werden.

(3) Eingaben geméifl Abs. 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum
Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger
unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spétestens
innerhalb von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schriftlich zu beantworten. In
derartigen Eingaben ist eine Person als Einbringer zu benennen und eine
Zustelladresse anzugeben.

(4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jéhrlich bis spétestens 30. Juni
einen schriftlichen Bericht {iber die Art der Behandlung und die Beantwortung
von Eingaben gemidf Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.

§ 62
Aufgaben
(1) Dem Gemeindevorstand obliegen alle Aufgaben, die ihm durch Gesetz 6. § 62 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 und 2a ersetzt:
oder durch die Geschiftsordnung iibertragen wurden. (2) Der Gemeindevorstand hat alle Antrdge vorzuberaten, die ihm

(2) Der Gemeindevorstand hat alle Antrége Vorzuberaten’ die ihm Zugewiesen wurden und das Ergebnis der Beratungen dem Gemeinderat
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zugewiesen wurden. Der Gemeindevorstand ist in den Angelegenheiten des
eigenen Wirkungsbereiches berechtigt, an den Gemeinderat selbstindige Antrige
zu stellen. Solche Antrige konnen vom Biirgermeister einem Ausschuf3 zur
Vorberatung zugewiesen werden. Der Gemeindevorstand hat das Ergebnis der
Beratungen hinsichtlich aller ihm zur Vorberatung zugewiesenen Antrige dem
Gemeinderat vorzulegen.

(3) Der Gemeindevorstand kann verlangen, da3 bestimmte Gruppen von
Verhandlungsgegenstinden seines Aufgabenbereiches oder einzelne solcher
Verhandlungsgegenstédnde einem Ausschull zur Vorberatung zugewiesen werden.

§ 64
Sitzungen des Gemeindevorstandes

(1) Der Biirgermeister hat die Sitzungen des Gemeindevorstandes nach
Bedarf, nach Tunlichkeit in regelmdBigen Abstinden, einzuberufen. Der
Biirgermeister ist verpflichtet, eine Sitzung innerhalb einer Woche einzuberufen,
wenn ein Mitglied des Gemeindevorstandes dies unter Vorschlag der
Tagesordnung verlangt. § 35 Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemal.

(2) In den Sitzungen des Gemeindevorstandes hat der Biirgermeister den
Vorsitz zu fithren. Der Gemeindevorstand ist beschlu8fdhig, wenn die Hilfte der
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

(3) Die §§ 27 Abs. 2 und 4, 28 Abs. 1, 35 Abs. 2 mit Ausnahme des letzten
Satzes, 3 letzter Satz, 5, 5c und 6, 37 Abs. 3, 39 Abs. 1 bis 3, 40, 44 und 45
Abs. 1 bis 5 sowie 77 Abs. 1 letzter Satz und 78 Abs. la letzter Satz gelten
sinngemil mit der MaB3gabe, da3 die Tagesordnung nach Tunlichkeit mindestens
zwei Tage vor der Sitzung zuzustellen ist, da} bei Stimmengleichheit die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag gibt und dafl die Niederschrift von diesem,
einem Mitglied des Gemeindevorstandes und vom Schriftfithrer zu unterfertigen
ist. §41 Abs.1, 2 und 5 gilt sinngemid mit der MalBgabe, daB
Abénderungsantridge hinsichtlich der dem Gemeindevorstand zugewiesenen
Antrage nicht moglich sind.

(4) Ist der Biirgermeister in die Gesamtzahl der Mitglieder des
Gemeindevorstandes nicht einzurechnen (§§ 22 Abs. 3, 24 Abs. 1), so hat er kein
Stimmrecht. In diesem Fall gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt.
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vorzulegen.

(2a) Der Gemeindevorstand ist in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches berechtigt, an den Gemeinderat selbststindige Antrige zu
stellen. Selbstindige Antridge, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde bezichen, sind vom Vorsitzenden als
unzuléssig zuriickzuweisen. Werden selbstdndige Antrige bis zum Ablauf der
Amtsperiode des Gemeinderates keiner abschlieBenden Erledigung zugefiihrt, so
verlieren sie mit Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates ihre Eigenschaft
als Verhandlungsgegenstand.

57. § 64 Abs. 1 letzter Satz wird durch folgende Siitze ersetzt:

Die Sitzung ist innerhalb von drei Wochen anzuberaumen. Der Biirgermeister
hat die vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung
aufzunehmen; er kann diesen Punkten jedoch weitere Punkte anfligen. Jedes
Mitglied des Gemeindevorstandes hat das Recht, nach Bekanntgabe der
Tagesordnung wihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung in die zur Behandlung
stehenden Aktenstiicke Einsicht zu nehmen.

58. In § 64 Abs. 3 erster Satz wird das Zitat ,;77 Abs. 1 letzter Satz“ durch das
Zitat ,,77 Abs. 1a* ersetzt und nach dem Wort ,unterfertigen™ die Wortfolge
,»und nur den Mitgliedern des Gemeindevorstandes zu iibermitteln‘ eingefiigt.
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(4a) Ist eine Angelegenheit so dringend, dass die ndchste Sitzung des
Gemeindevorstandes ohne Gefahr eines Nachteiles fiir die Gemeinde nicht
abgewartet werden kann, so kann die Beschlussfassung ausnahmsweise
schriftlich im Umlaufweg erfolgen. In diesem Fall ist derselbe Beschlussantrag
allen Mitgliedern des Gemeindevorstandes zuzuleiten. Die Zustimmung wird
durch die Unterfertigung des Beschlussantrages unter Beifligung des Datums
erteilt. Beschliisse im Umlaufweg kdnnen nur einstimmig gefasst werden; sie
sind in der Niederschrift der darauffolgenden Sitzung des Gemeindevorstandes
zu protokollieren.

(5) Die Sitzungen des Gemeindevorstandes sind nicht 6ffentlich.

(6) Verursacht die Befangenheit in einem Verhandlungsgegenstand die
BeschluBunfahigkeit des Gemeindevorstandes, so geht die Zustdndigkeit auf den
Gemeinderat iiber.

65
Enden des Amtes eines Mitg§liedes des Gemeindevorstandes
(1) Wéhrend der Amtsperiode des Gemeinderates endet das Amt eines
Mitgliedes des Gemeindevorstandes

a)durch eine an das Gemeindeamt gerichtete  schriftliche
Verzichtserklarung;

b) im Fall einer rechtskraftigen strafgerichtlichen Verurteilung, wenn die
den Gegenstand des Verfahrens bildende strafbare Handlung mit einer
Mindestfreiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht war, mit der
Rechtskraft der Verurteilung;

c¢) im Fall des Amtsverlustes nach § 68a oder § 74 Abs. 3;

d) mit dem Enden des Mandates als Mitglied des Gemeinderates (§ 30
Abs. 2);

e) durch eine Abberufung nach § 67, soweit es sich nicht um den
Biirgermeister handelt;

f) durch die Absetzung als Biirgermeister nach § 66.

(2) In den Féllen des Abs. 1 lit. a, b, ¢, e und f wird die Mitgliedschaft zum
Gemeinderat nicht beriihrt.

(3) Abs. 1 lit. a bis d und f gelten auch fiir einen Biirgermeister, der in die
Gesamtzahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes nicht einzurechnen ist
(§§ 22 Abs. 3, 24 Abs. 1).

59. § 65 Abs. 1 lit. a lautet:
a) durch Verzicht; § 30 Abs. 3 gilt;

Seite 32 von 118



REG.SITZG

§ 67
Abberufung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeindevorstandes kann aus seiner
Funktion abberufen werden (Abwahl)

a) von mehr als der Hélfte der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf
deren Vorschlag (§ 24 Abs. 1) das Mitglied (Ersatzmitglied) gewihlt
worden ist;

b) vom Gemeinderat, sofern das Mitglied (Ersatzmitglied) gemaf3 § 24
Abs. 7a gewihlt worden ist*.

(2) Ein Antrag auf Abwahl nach Abs. 1 lit. a mu3 von mehr als der Hilfte
der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 24 Abs. 1) das
Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeindevorstandes gewéhlt worden ist, in einer
Sitzung des Gemeinderates eingebracht werden.

(3) Bei Vorliegen eines ordnungsgemédfien Antrages auf Abwahl hat der
Vorsitzende nachtriglich einen entsprechenden Tagesordnungspunkt in die
Tagesordnung aufzunehmen und diesen nach den in dieser 6ffentlichen Sitzung
sonst zu behandelnden Tagesordnungspunkten zu reihen. § 35 Abs. 5 ist in
diesem Fall nicht anzuwenden.

(4) Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl
mit Stimmzetteln zu entscheiden. Der Vorsitzende hat den Betroffenen fiir
abgewdhlt zu erkldren, wenn

a)im Fall des Abs. 1 lit. a die Anzahl der auf Abberufung lautenden
abgegebenen Stimmen (§ 23a Abs. 4) mehr als der Hilfte der Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 24 Abs. 1) das
Mitglied (Ersatzmitglied) gewahlt worden ist, entspricht;

b) im Fall des Abs. 1 lit. b mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen
(§ 23a Abs. 4) auf Abberufung lautet.

(5) Ist der Betroffene in der Sitzung des Gemeinderates nicht anwesend, hat
ihn der Biirgermeister von der im Gemeinderat erfolgten Abwahl schriftlich in
Kenntnis zu setzen.

(6) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird durch eine Abberufung
(Abwahl) nicht beriihrt.
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60. § 67 Abs. 4 erster Satz wird durch folgende Scitze ersetzt:

Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit
Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu
erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 24 Abs. 1) das Mitglied
(Ersatzmitglied) gewéhlt worden ist.
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§ 69
Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Der Biirgermeister vertritt die Gemeinde. Unbeschadet des § 106 Abs. 2
obliegt dem Biirgermeister insbesondere die Wahrnehmung der Parteienrechte
der Gemeinde in Verwaltungsverfahren, ausgenommen die Erhebung von
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen an Gerichte, sowie die Abgabe von
AuBerungen der Gemeinde aufgrund gesetzlich begriindeter Anhérungs- und
Begutachtungsrechte.

(2) Dem Birgermeister obliegen alle Aufgaben
Wirkungsbereiches, die ihm durch Gesetz iibertragen sind.

des eigenen

(3) Dem Biirgermeister obliegen ferner alle behordlichen Aufgaben des
eigenen Wirkungsbereiches, die durch Gesetz nicht einem anderen Organ
iibertragen sind. In den Angelegenheiten der Verwaltung der Gemeinde als
Wirtschaftskorper hat der Biirgermeister die laufende Verwaltung zu fithren und
dem Gemeinderat dariiber zu berichten.

(4) In Gemeinden mit bis zu 19 Mitgliedern des Gemeinderates kann der
Gemeinderat die Angelegenheiten nach Abs.2 und 3 nach ihrem sachlichen
Zusammenhang auf den Biirgermeister und die Vizebiirgermeister mit
Verordnung des Gemeinderates aufteilen, wenn und soweit dies im Hinblick auf
den durch die Struktur der Gemeinde bedingten Arbeitsanfall erforderlich
erscheint. Die Ubertragung bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung
der Landesregierung. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn durch die
Aufteilung eine zweckmaéBige Erfiillung der Aufgaben nach Abs. 2 und 3 nicht
gewdhrleistet wire, eine Aufteilung im Hinblick auf den durch die Struktur der
Gemeinde bedingten Arbeitsanfall nicht erforderlich erscheint oder wenn die mit
der Aufteilung verbundenen Aufwendungen (§ 29) in einem MiBBverhédltnis zur
Leistungsfahigkeit der Gemeinde stehen wiirden.

(5) In Gemeinden mit 23 und 27 Mitgliedern des Gemeinderates sind die
Angelegenheiten nach Abs. 2 und 3 nach ihrem sachlichen Zusammenhang
jedenfalls auf den Biirgermeister und die Vizebiirgermeister und, wenn es im
Hinblick auf den durch die Struktur der Gemeinde bedingten Arbeitsanfall
erforderlich  erscheint, auch auf die sonstigen Mitglieder des
Gemeindevorstandes durch Verordnung des Gemeinderates aufzuteilen. In
Gemeinden mit 23 Mitgliedern des Gemeinderates bedarf die Aufteilung auf die
sonstigen Mitglieder zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung der
Landesregierung; Abs. 4 letzter Satz gilt sinngemés.
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61. § 69 Abs. 3 werden folgende Scitze angefiigt:

Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelmifig vorkommenden
Verwaltungsaufgaben der Gemeinde ohne weittragende finanzielle,
wirtschaftliche, politische oder &hnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem
Biirgermeister

1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fiir Betrige
bis einschlieBlich 5.000 Euro und
2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir
a) Mahnklagen gemal3 Z 1 und
b) Revisionen gemal Art. 133 Abs. 1 B-VG, sofern der Biirgermeister
belangte Behorde gemall Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG ist.
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(6) In Gemeinden mit 31 und mehr Mitgliedern des Gemeinderates sind die
Angelegenheiten nach Abs. 2 und 3 nach ihrem sachlichen Zusammenhang auf
den Biirgermeister und die sonstigen Mitglieder des Gemeindevorstandes mit
Verordnung des Gemeinderates aufzuteilen.

(7) In den Beschliissen nach Abs. 4 bis 6 ist auch die Vertretung der
Gemeindevorstandsmitglieder zu regeln. Dabei ist festzulegen, welche
Gemeindevorstandsmitglieder sich im Verhinderungsfall jeweils gegenseitig zu
vertreten haben.

(8) Hinsichtlich der auf die Gemeindevorstandsmitglieder geméfl Abs. 4 bis
6 aufgeteilten Aufgaben handeln die Mitglieder des Gemeindevorstandes im
Namen des Biirgermeisters und sind an seine Weisungen gebunden. Auf
Verlangen eines Mitgliedes des Gemeindevorstandes sind Weisungen schriftlich
zu erteilen.

(9) Erteilt der Biirgermeister einem Gemeindevorstandsmitglied eine
Weisung zur Durchfilhrung von Beschliissen des Gemeinderates oder des
Gemeindevorstandes (§ 70) und erachtet das Gemeindevorstandsmitglied diese
Weisung als dem betreffenden Beschlul widersprechend, so hat es die
Durchfiihrung des Beschlusses vorldufig aufzuschieben und die Griinde fiir seine
Bedenken in der nédchsten Sitzung des Organes, das den Beschluf3 gefaf3t hat,
vorzutragen. Das Organ, das den Beschluf3 gefaf3t hat, hat zu entscheiden, ob der
Weisung des Biirgermeisters in diesem Fall Folge zu leisten ist.

(10) Wird ein Mitglied des Gemeindevorstandes bei der Durchfiihrung eines
Beschlusses des Gemeindevorstandes oder des Gemeinderates (§ 70) sdumig, so
hat der Biirgermeister durch Weisung jedenfalls fiir die unverziigliche
Durchfiihrung des Beschlusses zu sorgen.
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62. Nach § 69 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefiigt:

(6a) In den Beschliissen nach Abs. 4 und 6 ist eine Aufteilung folgender
Aufgaben unzuléssig:

1. laufende Verwaltung (Abs. 3);

2. organisatorische Leitung  des  Gemeinderates  und  des
Gemeindevorstandes (§ 35 und § 64);
3. Durchfiihrung der Beschliisse des Gemeinderates und des

Gemeindevorstandes (§ 70);
4. Vorstand des Gemeindeamtes (§ 78 Abs. 4).
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(11) Erachtet ein Mitglied des Gemeindevorstandes eine Weisung des
Biirgermeisters in den Angelegenheiten des § 69 Abs. 8 erster Satz als
gesetzwidrig, so hat es die Weisung zwar zu befolgen, aber gleichzeitig die
Aufsichtsbehdrde hievon in Kenntnis zu setzen.

§73
Dringende Verfiigungen

(1) Sind Verfiigungen, die der BeschluBfassung des Gemeindevorstandes
oder des Gemeinderates bediirfen, dringend notwendig und kann ein Beschluf}
des zustdndigen Organes ohne Gefahr eines Nachteiles fiir die Gemeinde nicht
mehr herbeigefiihrt werden, so hat der Biirgermeister die notwendigen
Verfligungen unter eigener Verantwortung zu treffen. Der Biirgermeister hat dem
zustdndigen Organ ohne Verzug zu berichten.

(2) Die durch dringende Verfiigungen verursachten Mittelverwendungen
diirfen im Finanzjahr zehn Prozent der Summe des Abschnittes 92 , Offentliche
Abgaben* der Finanzierungsrechnung geméfl Anlage 2 der VRV 2015, BGBL. II
Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des
zweitvorangegangenen Finanzjahres nicht tibersteigen.

(3) Als dringende Verfiigungen (Abs. 1) erlassene Verordnungen (§§ 12 und
14 Abs. 1) treten auBer Kraft, wenn sie der Gemeinderat in der ihrer Erlassung
folgenden Sitzung nicht genehmigt.

(4) Dringende Verfiigungen diirfen hinsichtlich des Stellenplanes, des
Flachenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes nicht erlassen werden.

(5) Tritt eine als dringende Verfiigung erlassene Verordnung gemif3 Abs. 3
auBer Kraft, darf der Biirgermeister wihrend eines Jahres ab dem
AuBerkrafttreten dieser Verordnung in dieser Angelegenheit keine gleichartige
dringende Verfiigung erlassen.

§75
Vertretung des Biirgermeisters

(1) Die Vizebiirgermeister haben den Biirgermeister im Fall seiner
Verhinderung oder seines vorzeitigen Ausscheidens in der Reihenfolge ihrer
Wahl (§ 24 Abs. 2) zu vertreten. Ein Verhinderungsfall liegt auler in den in § 40
Abs. 1 angefiihrten Féllen jedenfalls dann vor, wenn der Biirgermeister ldnger als
zwei Wochen wegen Krankheit, Urlaubs oder aus sonstigen Griinden seine
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63. In § 73 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,, BGBI. 1I Nr. 313/2015, in der
Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018,*.

64. Nach § 75 Abs. lerster Satz wird folgender Satz eingefiigt:

Dies gilt — ausgenommen die Vorsitzfilhrung gemal § 21 Abs. 2 — auch im Falle
der Verhinderung des neu gewéhlten Biirgermeister vor seiner Angelobung.
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Geschifte nicht vom Gemeindeamt aus fiihrt.

(2) Die Vorschriften fiir den Biirgermeister gelten fiir die Dauer der
Vertretung auch fiir seinen Vertreter.

(3) Sollten der Biirgermeister und die Vizebiirgermeister gleichzeitig
verhindert sein, so ist der Gemeinderat unverziiglich durch das an Jahren &lteste
Mitglied einzuberufen. Der Gemeinderat hat aus seiner Mitte fiir die Dauer dieser
Verhinderung einen Vertreter des Biirgermeisters zu wéhlen. Fiir diese Wahl gilt
§ 23a Abs. 2 bis 4 sinngeméal. Fiir die Vorsitzfilhrung gilt § 21 Abs. 2 zweiter
Satz sinngemal.

Als Vertreter des Biirgermeisters sind nur Mitglieder des Gemeinderates mit
Osterreichischer Staatsbiirgerschaft wahlbar.

§76
Aufgaben

(1) Die Ausschiisse haben alle Antrige und alle sonstigen
Verhandlungsgegenstinde, die ihnen zugewiesen wurden, zu beraten und -
soweit in den Abs. 3 und 4 nicht anderes bestimmt ist - dem Gemeinderat das
Ergebnis der Beratungen hinsichtlich aller zugewiesenen Verhandlungsgegen-
stdnde vorzulegen.

(2) Die Ausschiisse sind in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches im Rahmen ihrer Zustindigkeit zur Stellung von
selbstindigen Antridgen an den Gemeinderat, in den Féllen des § 34 Abs. 4 an
den Gemeindevorstand, berechtigt. Werden selbstdndige Antrage bis zum Ablauf
der Amtsperiode des Gemeinderates keiner abschlieBenden Erledigung
zugefiihrt, so verlieren sie mit Ablauf der Amtsperiode des Gemeinderates ihre
Eigenschaft als Verhandlungsgegenstand.

(3) Beschliisse der Ausschiisse, die Antrdge an den Gemeinderat enthalten,
und Beschliisse der Ausschiisse, die selbstindige Antrige des
Gemeindevorstandes ablehnen, sind dem Gemeinderat im Weg des
Gemeindevorstandes zu ilibermitteln. Schlie3t sich der Gemeindevorstand dem
Antrag oder der Ablehnung des Ausschusses nicht an, so sind dem Gemeinderat
die Griinde der Ansicht des Gemeindevorstandes und die Griinde der Ansicht des
Ausschusses mit den Antridgen des Gemeindevorstandes vorzutragen.

(4) Beschliisse der Ausschiisse, die auf Grund des § 62 Abs. 3 beratene
Verhandlungsgegensténde betreffen, sind dem Gemeindevorstand zu iibermitteln.
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65. Nach § 76 Abs. 2 erster Satz wird folgender Satz eingefiigt:

Selbstdndige Antrdge, die sich nicht auf Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde bezichen, sind vom Vorsitzenden als
unzulédssig zuriickzuweisen.
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§77
Geschiftsfiihrung

(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Obmann nach Bedarf
einzuberufen. Der Obmann ist verpflichtet, eine Sitzung einzuberufen, wenn dies
von einem Mitglied des Ausschusses oder vom Biirgermeister mit Vorschlag der
Tagesordnung verlangt wird. § 35 Abs. 1 vorletzter Satz und § 98 gelten
sinngemdf. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses sind
gleichzeitig mit der Einberufung allen Mitgliedern des Gemeinderates bekannt zu
geben.

(2) Den Vorsitz in den Sitzungen des Ausschusses hat der Obmann zu
fithren. Der Ausschuf ist beschluBféhig, wenn die Hélfte seiner Mitglieder
anwesend ist.

(2a) Jedes AusschuBmitglied hat das Recht, sich im Fall seiner
Verhinderung durch ein seiner Gemeinderatspartei (§ 21 Abs. 7) angehdrendes
Mitglied des Gemeinderates oder durch ein auf der Liste der Ersatzmitglieder
nach der Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 gereihtes
Ersatzmitglied vertreten zu lassen, wobei nur so viele Ersatzmitglieder in
Betracht kommen, als die Gemeinderatspartei Mitglieder im Gemeinderat hat.
Durch eine Vertretung durch ein Ersatzmitglied darf die zuldssige Hochstzahl der
Mitglieder des Gemeinderates nicht verdndert werden.

(3) Der AusschuB hat zu jedem Verhandlungsgegenstand, der fiir die
Behandlung im Gemeinderat vorberaten wird, mit mehr als der Haélfte der
Stimmen der Anwesenden einen Berichterstatter und fiir den Fall der
Verhinderung einen Stellvertreter zu wiéhlen. Der Berichterstatter hat das
Ergebnis der Beratungen in einem Bericht zusammenzufassen und die
Beschliisse des Ausschusses im Gemeinderat zu vertreten.

(4) Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht 6ffentlich. Die §§ 28 Abs. 1,
37 Abs.3, 40, 44 und 45 Abs.1 bis 3 gelten sinngemiB. Weiters gelten
sinngemaf
a) § 35 Abs. 2 mit Ausnahme des letzten Satzes, mit der Mafigabe, daf3 die
Tagesordnung nach Tunlichkeit mindestens zwei Tage vor der Sitzung
zuzustellen ist;
b) § 35 Abs.5 mit der MaBgabe, dal keine qualifizierte Mehrheit
erforderlich ist;
c) § § 39 Abs. 1 bis 3 mit der Maligabe, daBl bei Stimmengleichheit die

Seite 38 von 118

66. § 77 Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1 und la ersetzt:

(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Obmann nach Bedarf
einzuberufen. Der Obmann ist verpflichtet, eine Sitzung innerhalb einer Woche
einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied des Ausschusses oder vom
Biirgermeister unter Vorschlag der Tagesordnung verlangt wird. Die Sitzung ist
innerhalb von drei Wochen anzuberaumen. Der Obmann hat die
vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung
aufzunehmen; er kann diesen jedoch weitere Punkte anfiigen. § 98 gilt
sinngemal.

(1a) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Ausschusses sind
gleichzeitig mit der Einberufung allen Mitgliedern des Gemeinderates bekannt
zu geben.

67.In § 77 Abs. 2a wird das Wort ,,als* durch das Wort ,,wie* ersetzt.
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Stimme des Obmannes den Ausschlag gibt;

d)§41 Abs.1, 2 und 5 mit der Maligabe, dal Abénderungsantrige
hinsichtlich der dem Ausschu3 zugewiesenen Antrdge nicht moglich
sind;

e) § 45 Abs. 4 und 5 mit der MaB3gabe, da3 die Niederschrift vom Obmann
und einem weiteren Mitglied des Ausschusses und vom Schriftfiihrer zu
unterfertigen ist.

(5) Der Biirgermeister und die Mitglieder des Gemeindevorstandes sind
berechtigt, an den Sitzungen des Ausschusses mit beratender Stimme
teilzunehmen. Jede Gemeinderatspartei, die in einem Ausschuss nicht vertreten
ist, darf einen Vertreter mit beratender Stimme in den Ausschuss entsenden. Die
Entsendung ist dem Obmann des Ausschusses schriftlich anzuzeigen und gilt bis
zu ihrem allfélligen Widerruf. Als Vertreter darf jedes Mitglied (Ersatzmitglied)
des Gemeinderates entsendet werden, das auf dem der Gemeinderatspartei
zugrunde liegenden Wahlvorschlag aufscheint. § 40, § 27 Abs. 4 und § 77 Abs. 1
letzter Satz gelten fiir den entsendeten Vertreter sinngemalf.

(6) Verursacht die Befangenheit in einem Verhandlungsgegenstand die
BeschluBunfahigkeit des Ausschusses, so geht die Zustdndigkeit auf den
Gemeindevorstand iiber.

(7) Der Biirgermeister hat dafiir Sorge zu tragen, dass wihrend der
Sitzungen des Ausschusses den Mitgliedern ein fachkundiger Bediensteter der
Gemeinde zur Erteilung von Auskiinften zur Verfligung steht.

(8) § 64 Abs. 4a gilt sinngemal.

§78
Gemeindeamt

(1) Die Geschéfte der Gemeinde sind durch das Gemeindeamt zu besorgen.

(1a) Fiir Erledigungen, die der Beschlussfassung durch den Gemeinderat
oder Gemeindevorstand bediirfen, sind vom Gemeindeamt Sitzungsvortrige
auszuarbeiten, die den fiir die Erledigung mafigebenden Sachverhalt und die
vorgeschlagene Erledigung zu enthalten haben. Sitzungsvortrige fiir
Tagesordnungspunkte einer Gemeinderatssitzung diirfen einschlieBlich der ihnen
zugrunde liegenden Beschliisse der Ausschiisse oder des Gemeindevorstandes fiir
die Mitglieder des Gemeinderates gegen Nachweis ihrer Identitdt im Intranet der
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68. § 77 Abs. 5 erster Satz lautet:

Die Mitglieder des Gemeindevorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des
Ausschusses — ausgenommen die Sitzungen des Kontrollausschusses — mit
beratender Stimme teilzunehmen.

69. § 77 Abs. 7 werden folgende Scitze angefiigt:

Der Obmann kann den Sitzungen auch sonstige fachkundige Personen und
Mitglieder des Gemeinderates, die nicht Ausschussmitglieder sind, zur Erteilung
von Auskiinften beiziehen. Der Leiter des inneren Dienstes hat das Recht, an
den Sitzungen des Ausschusses teilzunehmen. Der Vorsitzende kann ihm zur
sachlichen oder rechtlichen Aufklarung das Wort erteilen.

70. § 78 Abs. 1a zweiter Satz entfdllt.
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Gemeinde bereitgestellt werden, sofern die Vertraulichkeit personenbezogener
Daten, an deren Geheimhaltung ein schutzwiirdiges Interesse im Sinne der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen besteht, nicht verletzt wird und die
Gemeinde die erforderlichen Vorkehrungen zur Gewdhrleistung des
Datengeheimnisses sowie zur Wahrung sonstiger Verschwiegenheitspflichten
getroffen hat.

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Biirgermeisters obliegt die Leitung
des inneren Dienstes einem hiezu befdhigten Gemeindebediensteten; in
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern muss der Leiter des inneren
Dienstes rechtskundig sein oder den Abschluss des Fachhochschul-
Studienganges “Public Management” oder einen vergleichbaren und dieser
Verwendung entsprechenden Universitits- oder Fachhochschulabschluss
nachweisen. Der Leiter des inneren Dienstes fiihrt die Bezeichnung “Amtsleiter”
und in Stadtgemeinden die Bezeichnung “Stadtamtsleiter”. Finanzverwalter
gemall § 30 K-GHG diirfen nicht als Leiter des inneren Dienstes bestellt werden.

(3) Dem Leiter des inneren Dienstes obliegt es insbesondere, fiir einen
zweckentsprechenden und  geregelten  Geschéftsgang und fir die
GesetzmaBigkeit, Einfachheit und Sparsamkeit im Geschéftsgang zu sorgen.
Zum zweckentsprechenden Geschéftsgang gehort insbesondere ein reibungsloser
Ablauf der Geschifte und die Sorge fiir die zweckentsprechende und
angemessene Beschiftigung der Bediensteten.

(4) Der Biirgermeister ist Vorstand des Gemeindeamtes. Thm unterstehen
die beim Gemeindeamt verwendeten Bediensteten. Der Amtsleiter
(Stadtamtsleiter) ist der Vorgesetzte der Bediensteten der Gemeinde.

(5) Wird der Amtsleiter (Stadtamtsleiter) zum Biirgermeister gewéhlt, so
darf er wihrend seiner Amtszeit als Biirgermeister die Funktion als Amtsleiter
(Stadtamtsleiter) nicht ausiiben, sondern hat wihrend dieser Zeit andere
Aufgaben zu besorgen. § 18 Abs.4 Gemeindebedienstetengesetz, LGBl Nr
56/1992, und § 20a Gemeindevertragsbedienstetengesetz, LGBl Nr 95/1992,
finden keine Anwendung. Fiir diese Zeit ist aus dem Stand der ibrigen
Gemeindebediensteten ein geeigneter Vertreter (provisorischer Amitsleiter,
provisorischer Stadtamtsleiter) zu bestellen. Abs. 2 erster Satz, zweiter Halbsatz
ist nicht anzuwenden.

(6) Der Biirgermeister hat fiir den Fall der Verhinderung des Amtsleiters
(Stadtamtsleiters) aus dem Stand der Gemeindebediensteten einen geeigneten
Stellvertreter zu bestimmen oder anzuordnen, welcher Bedienstete im

Seite 40 von 118

71. § 78 Abs. 2 lautet:

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Biirgermeisters obliegt die
Leitung des inneren Dienstes einem hiezu befdhigten Gemeindebediensteten, der
die Bezeichnung ,,Amtsleiter”, in Stadtgemeinden ,,Stadtamtsleiter”, fiihrt. In
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern muss der Leiter des inneren
Dienstes rechtskundig sein, den Abschluss des Masterstudiums Wirtschaft und
Recht, Studienzweig Public Management und Recht der Offentlichen
Verwaltung, des Fachhochschul-Studienganges Public Management oder einen
vergleichbaren und dieser Verwendung entsprechenden Universitdts- oder
Fachhochschulabschluss nachweisen. Fiir die Ermittlung der Einwohnerzahl ist
die Volkszahl gemdB § 10 Abs. 7 FAG 2017 fiir das Kalenderjahr mafigebend,
in dem die Ausschreibung erfolgt. Der Biirgermeister, der Finanzverwalter
gemil § 30 K-GHG, Angehorige des Finanzverwalters oder des Biirgermeisters
gemidl § 40 Abs. 2 und 3 oder vom Finanzverwalter oder Biirgermeister
vertretene schutzberechtigte Personen diirfen nicht als Leiter des inneren
Dienstes bestellt werden.

72. § 78 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

Der Leiter des inneren Dienstes hat ein den Anforderungen der Gemeinde
angemessenes internes Kontrollsystem einzurichten und zu fiihren.

73. § 78 Abs. 5 lautet:

(5) Wird der Amtsleiter (Stadtamtsleiter) zum Biirgermeister derselben
Gemeinde (Stadtgemeinde) gewdhlt, so darf er wihrend seiner Amtszeit als
Biirgermeister die Funktion als Amtsleiter (Stadtamtsleiter) nicht ausiiben,
sondern hat wihrend dieser Zeit andere Aufgaben zu besorgen. § 18 Abs. 4 K-
GBG, § 20a K-GVBG und § 49 Abs. 6 K-GMG sind nicht anzuwenden. Fiir
diese Zeit ist aus dem Stand der iibrigen Gemeindebediensteten ein geeigneter
Vertreter (provisorischer Amtsleiter, provisorischer Stadtamtsleiter) zu
bestellen. Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.

74. § 78 Abs. 6 letzter Satz lautet:
Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.
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Verhinderungsfall die Vertretung zu iibernehmen hat; dies gilt in gleicher Weise
fir den Fall der Verhinderung eines provisorischen Amtsleiters
(Stadtamtsleiters). In Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern hat der
Biirgermeister flir den Fall der Verhinderung des (provisorischen) Amtsleiters
(Stadtamtsleiters) aus dem Stand der Gemeindebediensteten einen geeigneten
Stellvertreter zu bestimmen. Abs. 2 erster Satz, zweiter Halbsatz ist nicht
anzuwenden.

(7) Im Gemeindeamt ist ein Archiv zur sicheren Aufbewahrung von Akten,
Urkunden und Verhandlungsschriften zu fiihren. Sofern Daten bei der Gemeinde
elektronisch vorhanden sind, darf dieses Archiv elektronisch gefiihrt werden.

§ 80
Amtstafel

(1) Im Gemeindeamt ist an einer fiir jede Person zugénglichen Stelle eine
Amtstafel anzubringen.

(2) Die Amtstafel ist fiir gesetzlich vorgeschriebene Kundmachungen,
soweit es sich nicht um Verordnungen der Gemeinde handelt, die im elektronisch
gefiihrten Amtsblatt kundzumachen sind, bestimmt. Sie hat ferner der
Veroffentlichung von Dienstordnungen und Kollektivvertrédgen, von Tarifen und
sonstigen Vertragsbedingungen der Unternehmen der Gemeinde zu dienen.

(3) Kundmachungen im Sinne des Abs. 2, deren Umfang oder Art den
Anschlag an der Amtstafel nicht zulassen, sind im Gemeindeamt durch Auflage
zur Offentlichen Einsicht wéhrend der fiir den Parteienverkehr bestimmten
Amtsstunden kundzumachen. Die Auflage zur 6ffentlichen Einsicht ist durch
Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Der Tag des Anschlages der
Kundmachung an der Amtstafel und der Tag der Abnahme der Kundmachung
sind auf ihr zu vermerken.

(4) Erfordern die an der Amtstafel angeschlagenen Kundmachungen, dass
sie rasch einem mdglichst groBen Personenkreis zur Kenntnis gelangen und
enthalten die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen keine Sondervorschriften,
kann der Biirgermeister mit Verordnung anordnen, dass diese Kundmachungen
durch die Hauseigentiimer an einer allen Hausbewohnern zugénglichen, gut
sichtbaren Stelle anzuschlagen sind. Die Nichtbefolgung der Verordnung kann
zur Verwaltungsiibertretung erklért werden.

(5) Jede Person hat das Recht beim Gemeindeamt gegen angemessenes
Entgelt Kopien oder Ausdrucke von Kundmachungen im Sinne des Abs. 2 zu
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75. § 78 Abs. 7 zweiter Satz entfdllt.

76. § 80 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Die Amtstafel darf in Form eines Bildschirmes eingerichtet werden.
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erhalten, sofern geeignete technische Einrichtungen zu deren Herstellung
vorhanden sind.

§ 84
Bildung von Gemeindeverbiinden durch Vereinbarung
(1) Zur Besorgung ihrer Angelegenheiten kdnnen sich Gemeinden durch
Vereinbarung zu Gemeindeverbidnden zusammenschlieBen. Der Abschluss und
die Anderung einer solchen Vereinbarung bediirfen der Genehmigung der
Landesregierung. Die Genehmigung ist durch Verordnung zu erteilen, wenn

a) eine Besorgung von Angelegenheiten der Hoheitsverwaltung durch den
Gemeindeverband die Funktion der beteiligten Gemeinden als
Selbstverwaltungskorper nicht geféhrdet,

b) eine Besorgung von Angelegenheiten der Gemeinden als Triger von
Privatrechten durch den Gemeindeverband aus Griinden der
ZweckmafBigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Interesse der
beteiligten Gemeinden gelegen ist und

c) die Vereinbarung den Bestimmungen dieses Gesetzes entspricht sowie
auf iibereinstimmenden Beschliissen des Gemeinderates der beteiligten
Gemeinden beruht.

(2) Die Vereinbarung hat jedenfalls zu enthalten:

a) eine Umschreibung der Angelegenheiten, zu deren Besorgung der
Gemeindeverband gebildet wird;

b) die Namen der beteiligten Gemeinden;

¢) Name, Sitz und Geschiftsstelle des Gemeindeverbandes;

d) die Organe des Gemeindeverbandes und deren Zustindigkeiten;

¢) Bestimmungen {iber die Wahl der Gemeindeverbandsorgane;

f) die Erfordernisse giiltiger Beschlu3fassung kollegialer Organe;

g) Bestimmungen iiber die Schlichtung von Streitigkeiten aus dem
Verbandsverhiltnis;

h) Bestimmungen iiber den Anteil der verbandsangehorigen Gemeinden am
Aufwand, an allfdlligen Ertrignissen und am Vermdgen des
Gemeindeverbandes sowie Bestimmungen iiber die Wirtschaftsfiihrung
des Gemeindeverbandes und iiber die Haftung;

i) die Bedingungen fiir einen nachtraglichen Beitritt von Gemeinden;

j) die Bedingungen des Austrittes einzelner Gemeinden,;
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k) Bestimmungen iiber die Auflosung des Gemeindeverbandes und die
Verwendung seines Vermogens im Fall seiner Auflsung.

(2a) Die Haftung der verbandsangehdrigen Gemeinden untereinander
(Abs. 2 lit. h) richtet sich nach ihrer Verpflichtung, zum Aufwand des
Gemeindeverbandes beizutragen.

(3) Als Organe des Gemeindeverbandes sind jedenfalls eine
Verbandsversammlung, ein Verbandsvorstand und ein Verbandsobmann
vorzusehen. Die Verbandsversammlung muf} jedenfalls aus den Biirgermeistern
der verbandsangehdrigen Gemeinden bestehen. In der Vereinbarung kann
festgelegt werden, dal der Verbandsversammlung weitere, vom Gemeinderat
jeder verbandsangehdrigen Gemeinde aus seiner Mitte zu wéhlende Mitglieder -
jedoch von jeder Gemeinde die gleiche Anzahl - angehdren. Der
Verbandsvorstand ist von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte zu wéhlen.
Fiir jedes Mitglied des Verbandsvorstandes ist von der Verbandsversammlung
aus dem Kreis der Mitglieder des Gemeinderates derjenigen Gemeinden, denen
ein Vorstandsmitglied angehort, je ein Ersatzmitglied zu wihlen.

(4) Aufgaben der Verbandsversammlung sind jedenfalls:

a) die Wahl des Verbandsvorstandes und des Verbandsobmannes sowie
allfélliger sonstiger Organe;

b) Beschliisse iiber den Voranschlag und den Rechnungsabschluf;

c) die Festlegung von Vertragsangeboten, die Festlegung von Beitrdgen
und Entgelten fiir die Beniitzung von Einrichtungen und Anlagen des
Gemeindeverbandes, die zur Deckung der Gesamtkosten fiir die
Schaffung, die Erhaltung und den Betrieb in einem angemessenen
Verhiltnis stehen;

d) die Erlassung von Verordnungen, ausgenommen die Ausschreibung von
Abgaben.
(5) Aufgaben des Verbandsobmannes sind jedenfalls:
a) die Vertretung des Gemeindeverbandes nach auflen;

b)die  Durchfilhrung der durch die  Kollegialorgane  des
Gemeindeverbandes gefafiten Beschliisse;

¢) die Besorgung der laufenden Verwaltung des Gemeindeverbandes als
Tréager von Privatrechten;

d) die Einberufung und Leitung der Sitzungen der Kollegialorgane;
¢) die Einholung der Genehmigung der Landesregierung zu Anderungen
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der Vereinbarung (Abs. 1) sowie die Information der Landesregierung
iiber die Auflosung des Gemeindeverbandes.

(6) Als Bedingung fiir den nachtraglichen Beitritt einer Gemeinde (Abs. 2
lit. 1), fiir den Austritt einer Gemeinde (Abs. 2 lit. j) und fiir die Auflésung des
Gemeindeverbandes ist jedenfalls das Vorliegen iibereinstimmender Beschliisse
des Gemeinderates der verbandsangehdrigen Gemeinden vorzusehen; im Fall des
nachtriglichen Beitrittes einer Gemeinde ist auerdem ein Gemeinderatsbeschluf3
dieser Gemeinde vorzusehen. Die Auflosung bedarf der Genehmigung der
Landesregierung. Die Genehmigung ist durch Verordnung zu erteilen, wenn die
iibereinstimmenden Beschliisse der Gemeinderite gefallit wurden und wenn die
Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a und b nicht mehr vorliegen.

(7) (entfallt)

(8) Bei Auflosung des Gemeindeverbandes ist sein Vermogen zur
Abdeckung von Verbindlichkeiten heranzuziehen. Das verbleibende Vermogen
ist, soweit nicht anderes vereinbart wird, auf die verbandsangehdrigen
Gemeinden in dem Verhiltnis aufzuteilen, in dem sie zur Bildung des
Verbandsvermdgens beigetragen haben; dies gilt auch beim Austritt einer
Gemeinde.

(9) Die Funktionsperiode der Organe des Gemeindeverbandes fillt mit dem
Wahlabschnitt des Gemeinderates zusammen,; sie erstreckt sich jedenfalls bis zur
Wahl der neuen Organe, bei der Verbandsversammlung bis zum Zusammentritt
der konstituierenden Verbandsversammlung.

(10) (entfillt)

(11) Fiir den Instanzenzug innerhalb des Gemeindeverbandes ist § 94
sinngemil anzuwenden; Abs. 10 zweiter Halbsatz gilt in gleicher Weise.

(12) Soweit Gemeindeverbénde nach Abs. 1 Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Bundesvollziehung besorgen, tritt an die
Stelle der Landesregierung als Aufsichtsbehorde die nach bundesgesetzlichen
Bestimmungen vorgesehene Aufsichtsbehorde.

(13) § 83 Abs. 2 gilt sinngeméB.

§ 84a
Organisation von Gemeindeverbinden nach Bundesrecht
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77. § 84 Abs. 11 lautet:

(11) Fiir den Instanzenzug innerhalb des Gemeindeverbandes ist § 94 mit
der Maflgabe anzuwenden, dass dem Biirgermeister der Verbandsobmann, dem
Gemeindevorstand der Verbandsvorstand und dem Gemeinderat die
Verbandsversammlung entspricht.
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(1) Fiir die Organisation von Gemeindeverbinden, die durch Bundesgesetz
oder durch Vollziehung des Bundes sowie durch Vollziehung des Landes in den
Angelegenheiten des Art. 11 B-VG gebildet werden, gelten die Bestimmungen
der §§ 15, 22 Abs. 3, 23a, 24, 26 Abs. 1, 6, 8 und 11 bis 14, 27 Abs. 2 bis 5, 28,
29 Abs. 1 bis 3 und 5, 33, 34 Abs. 1 bis 3, 35 bis 41, 42 Abs. 1 bis 3, 43 bis 49,
50, soweit er sich auf Bestimmungen bezieht, die sinngemi auch fiir die
Gemeindeverbiande gelten, 62 Abs. 1 und 2, 64 bis 68, 69 Abs. 1 und 2, 70, 71,
73,74 Abs. 1, 75, 77 Abs. 1 bis 5, 78 bis 80, 80a, 89a, 92 bis 93 und 94 Abs. 1
und 2 dieses Gesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung sinngeméf mit
nachstehenden Abweichungen:

a) in den sinngeméif geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen
dem Gemeinderat die Verbandsversammlung, den Mitgliedern des
Gemeinderates die Mitglieder der Verbandsversammlung, dem
Gemeindevorstand der Verbandsvorstand, dem Biirgermeister der
Verbandsobmann und der Gemeinde der Gemeindeverband;

b) an die Stelle der Gemeinderatspartei hat die Gemeindeverbandspartei zu
treten; soweit  Mitglieder der Verbandsversammlung einer
Gemeinderatspartei im Sinne dieses Gesetzes angehdren, die dieselbe
Bezeichnung hat, bilden sie von Gesetzes wegen eine
Gemeindeverbandspartei; die iibrigen Mitglieder der
Verbandsversammlung sind in der konstituierenden Sitzung von dem an
Jahren dltesten Mitglied der Verbandsversammlung aufzufordern,
Gemeindeverbandsparteien zu bilden oder mitzuteilen, welcher von
Gesetzes wegen gebildeten Gemeindeverbandspartei sie sich anschlie3en
wollen; fiir den AnschluB an eine von Gesetzes wegen gebildete
Gemeindeverbandspartei ist die Zustimmung von mehr als der Halfte
ihrer Mitglieder erforderlich;

¢) sind in den sinngemél anzuwendenden Bestimmungen dieses Gesetzes
iiber Wahlen die bei der Gemeinderatswahl abgegebenen Stimmen von
Bedeutung, SO hat bei gleichem Anspruch von
Gemeindeverbandsparteien sofort das Los zu entscheiden;

d) die sinngemdBl geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes iiber
Ausschiisse beziehen sich ausschlieBlich auf den Kontrollausschuf3;

der Obmann des Kontrollausschusses ist von der Verbandsversammlung
aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu
wihlen; er darf nicht der Gemeindeverbandspartei angehoren, die den
Verbandsobmann stellt;
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e) in den sinngeméif geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen

Gemeindebedienstete ~ Gemeindeverbandsbediensteten und  dem
Gemeindeamt die Geschiftsstelle (Sitz) des Gemeindeverbandes;
besondere Qualifikationserfordernisse fiir

Gemeindeverbandsbedienstete, die durch die zustindige Gesetzgebung
vorgesehen werden, bleiben unbertihrt;

f) § 23a Abs. 3 letzter und vorletzter Satz gelten fiir die Wahl des
Verbandsobmannes sinngemidl mit der Mallgabe, daB bei
Stimmengleichheit sofort das Los entscheidet;

g)In § 73 Abs. 2 entspricht der Summe des Abschnittes 92 , Offentliche
Abgaben der Finanzierungsrechnung gemif Anlage 2 der VRV 2015
des zweitvorangegangenen Finanzjahres die Summe aller Beitrige und
Umlagen der Finanzierungsrechnung geméifl Anlage 2 der VRV 2015
des zweitvorangegangenen Finanzjahres.

(2) Die Verbandsversammlung besteht aus den Biirgermeistern der
verbandsangehdrigen Gemeinden. Nach der Bildung eines Gemeindeverbandes
ist die Verbandsversammlung zu ihrer konstituierenden Sitzung von dem an
Jahren &ltesten Biirgermeister der verbandsangehdrigen Gemeinden einzuladen.
Dieser hat bis zur Wahl des Verbandsobmannes den Vorsitz zu fiihren.

(3) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsobmann und zwei
Verbandsobmannstellvertretern und in Gemeindeverbédnden mit mehr als sieben
Mitgliedern der Verbandsversammlung auch aus weiteren Mitgliedern. Die
Gesamtanzahl der Mitglieder des Verbandsvorstandes betrdgt in
Gemeindeverbidnden mit mehr als 7 Mitgliedern der Verbandsversammlung 4,
mit mehr als 15 Mitgliedern der Verbandsversammlung 5, mit mehr als 25
Mitgliedern der Verbandsversammlung 7, mit mehr als 35 Mitgliedern der
Verbandsversammlung 9.

(4) Die durch Mittelaufbringungen nicht gedeckten Mittelverwendungen,
die einem Gemeindeverband fiir seine Organe, seine Bediensteten und seine
Geschiftsstelle erwachsen, sind von der Verbandsversammlung auf die
verbandsangehdrigen Gemeinden nach dem abgestuften Bevolkerungsschliissel
gemal} § 10 Abs. 8 FAG 2017, BGBI. I Nr. 116/2016, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 106/2018, aufzuteilen.

(5) Uber Streitigkeiten aus dem Verbandsverhiltnis zwischen den
verbandsangehdrigen Gemeinden untereinander oder mit dem Gemeindeverband
hat die Landesregierung zu entscheiden. Bei der Entscheidung iiber
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78. In § 84a Abs. 4 entfdillt die Wortfolge ,,, BGBIL. I Nr. 116/2016, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 106/2018,*.
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vermogensrechtliche Streitigkeiten ist erforderlichenfalls auf die Billigkeit
Bedacht zu nehmen.

(6) Werden Gemeindeverbiande im Weg der Vollziechung gebildet, sind die
beteiligten Gemeinden vorher zu horen.

(7) Die Landesregierung wird ermichtigt, unter Berlicksichtigung der
Abs. 1 bis 3 durch Verordnung die Bestimmungen iiber die Organisation der
Gemeindeverbidnde im Sinne des Abs. 1 so darzustellen, daB3 die sinngemife
Geltung gewahrt bleibt.

§ 93
Berichte des Kontrollausschusses

(1) Der KontrollausschuB hat durch einen von ihm gewdhlten
Berichterstatter das Ergebnis der Priifungen in einem Priifungsbericht des
Ausschusses zusammenzufassen.

(2) Ergibt sich aus der Priifung des Kontrollausschusses ein Anstand, der
MaBnahmen zur Herstellung eines geordneten Gemeindehaushaltes erforderlich
macht, so sind die Priifungsberichte des Kontrollausschusses dem Gemeinderat
mit dem Antrag auf Durchfiihrung der erforderlichen Mainahmen vorzulegen.

(3) Der Birgermeister ist verpflichtet, Priifungsberichte des
Kontrollausschusses spétestens auf die Tagesordnung der dem BeschluBl des
Ausschusses folgenden iibernichsten Sitzung des Gemeinderates zu setzen.

§ 98
Verpflichtung zur Einberufung von Sitzungen

(1) Auf Verlangen der Landesregierung hat der Biirgermeister binnen einer
Woche das nach der Sache zustindige Kollegialorgan der Gemeinde zu einer
Sitzung einzuberufen, die innerhalb von drei Wochen anzuberaumen ist; die
Landesregierung ist berechtigt, dieses Verlangen zu stellen, wenn die
Beseitigung eines Mifistandes der Gemeindeverwaltung durch eine Beratung
oder BeschluBfassung des zustindigen Kollegialorganes der Gemeinde
herbeigefiihrt werden kann.

(2) Der Biirgermeister hat die dem Verlangen der Landesregierung (Abs. 1)
entsprechenden Tagesordnungspunkte jedenfalls in die Tagesordnung
aufzunehmen; er kann die Tagesordnung jedoch um weitere Punkte ergidnzen.
Der Biirgermeister hat dem zustindigen Kollegialorgan die Auffassung der

79. § 93 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Soweit durch einen  Priifungsbericht

Amtsgeheimnisse beriihrt werden,
Zusatzbericht zu behandeln.

sind diese
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Geschifts-, Betriebs-  oder

in einem vertraulichen
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Landesregierung, die zum Verlangen auf Einberufung der Sitzung fiihrte, zur
Kenntnis zu bringen.

80. Nach § 98 wird folgender § 98a eingefiigt:

§ 98a
Feststellungsbescheid

(1) Wenn die Gemeinde bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs
Gesetze oder Verordnungen verletzt, insbesondere ihren Wirkungsbereich
iiberschreitet oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann
die Landesregierung den Rechtsverstol mit Bescheid feststellen und der
Gemeinde die erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsversto3 im Verhéltnis zur Bedeutung der durch das verletzte
Gesetz oder die verletzte Verordnung verfolgten 6ffentlichen Interessen
gering ist und

2.dies notwendig scheint, um die Gemeinde von weiteren

Rechtsverstdfen gleicher Art abzuhalten.

(2) Der Biirgermeister hat den Bescheid jenem Organ, dem der
Rechtsverstol anzulasten ist, ehestmoglich zur Kenntnis zu bringen. Dariiber
hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der
néchsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

. §102
Uberpriifung der Gebarung

(1) Die Landesregierung hat das Recht, die Gebarung der Gemeinde auf ihre
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckméaBigkeit zu iiberpriifen.
(2) Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Biirgermeister zu {ibermitteln.
(3) Der Biirgermeister hat den Priifungsbericht dem Gemeinderat 81. In § 102 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderat” die Wortfolge ,,und dem

vorzulegen und innerhalb von drei Monaten der Landesregierung die auf Grund ~Kontrollausschuss® eingefiigt.
des Priifungsergebnisses getroffenen MaBinahmen mitzuteilen.

82. Nach § 102 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Beriicksichtigung der
Priifungsziele, der selbststindigen Fiihrung des Haushaltes der Gemeinde und
der VerhiltnismiBigkeit das Verfahren zur Uberpriifung der Gebarung zu
bestimmen.
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§ 104
Genehmigungsvorbehalte

(1) Der Genehmigung der Landesregierung bediirfen nachstehende
Rechtsgeschifte der Gemeinde:

a) die Aufnahme von Darlehen und der AbschluB3 von Leasingvertrigen,
ausgenommen flir Angelegenheiten der laufenden Verwaltung;

b) die Ubernahme von Haftungen;

c) die Verduflerung oder  Belastung von  unbeweglichem
Gemeindevermodgen, das ganz oder teilweise mit Landesmitteln
erworben wurde, sofern die Eintragung des Erwerbsvorganges in das
Grundbuch nicht mehr als 20 Jahre zuriickliegt;

d) die Griindung von Kapital- oder Personengesellschaften einschlieBlich
der Anderung von Gesellschaftsvertrigen sowie der Beitritt zu Kapital-
oder Personengesellschaften.

(2) Unter die Genehmigungspflicht nach Abs. 1 lit. a fallen nicht Darlehen,
die vom Bund, vom Land oder von einem von ihnen eingerichteten Fonds zu
Forderungszwecken gewéhrt werden.

(3) Unter die Genehmigungspflicht nach Abs. 1 lit. ¢ fallen nicht:

a) die Abschreibung von Trennstiicken gemill §§ 13 bis 22 des
Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBI Nr 3/1930, zuletzt in der Fassung
BGBI1 I Nr 190/2013, auf Grund eines Anmeldungsbogens (einer
Beurkundung) der Vermessungsbehorde;

b) die Einrdumung einer Dienstbarkeit der Errichtung, der Erhaltung und
des Betriebes von Leitungen, die dem Fernmeldewesen oder der
Energieversorgung dienen, auf gemeindeeigenen Grundstiicken.

(3a) Die Gemeinde darf Haftungen als Ausfallsbiirge, als einfacher Biirge
sowie als Biirge und Zahler iibernechmen. Die Gemeinde darf Haftungen nur
iibernehmen, wenn sie befristet sind und der Betrag, fiir den gehaftet wird,
ziffernméBig bestimmt ist; sie hat sicherzustellen, dass aulerbudgetire Einheiten
der Gemeinde, die dem Sektor Staat zuzuordnen sind wund im
Verantwortungsbereich der Gemeinde nach dem Europdischen System
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG) liegen, nur unter denselben
Voraussetzungen Haftungen tibernehmen.

(4) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
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83. § 104 Abs. 1 lit. d lautet:

d) die Griindung und Auflésung von Kapital- oder Personen-
gesellschaften einschlieBlich der wesentlichen Anderung von
Gesellschaftsvertrigen sowie der Beitritt zu Kapital- oder
Personengesellschafen.

84. Nach § 104 Abs. 1 wird folgender Abs. la eingefiigt:

_ (la) Unter die Genehmigungspflicht nach Abs. 1 lit. a fallen auch
Anderungen von wesentlichen Vertragsbestandteilen, insbesondere des
Vertragspartners, der Zinshohe, des Darlehensbetrages oder der Laufzeit.

85. § 104 Abs. 2 lautet:

(2) Unter die Genehmigungspflicht nach Abs. 1 lit. a fallen nicht:

a) Darlehen, die vom Bund, vom Land oder einem von ihnen
eingerichteten Fonds zu Forderungszwecken gewihrt werden;

b) die Inanspruchnahme von Kontokorrentrahmen gemal3 § 37 K-GHG.

86. In § 104 Abs. 3 lit. a wird die Wortfolge ,,des Liegenschaftsteilungsgesetzes,
BGBI. Nr. 3/1930, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 190/2013, durch die
Abkiirzung ,,LiegTeilG* ersetzt.
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1. durch das beabsichtigte Rechtsgeschift gesetzliche Bestimmungen
verletzt werden oder

2. das beabsichtigte Rechtsgeschift fiir die Gemeinde mit einer
unverhéltnisméfBig hohen Belastung verbunden ist, wobei eine
unverhéltnisméBig hohe Belastung jedenfalls vorliegt, wenn durch das
Zustandekommen des Rechtsgeschiftes infolge einer dauernden
Schmilerung des Gemeindevermdgens die Erfiillung der Aufgaben der
Gemeinde nicht mehr gewahrleistet wére, oder

3. in den Féllen des Abs. 1 lit. b

a) durch die Ubernahme der Haftung eine der Voraussetzungen des Abs.
3a verletzt wiirde oder

b) im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfihigkeit der
Gemeinde gefihrdet wire oder

c) Haftungsobergrenzen nach Maligabe einer Verordnung gemif3 Abs.
4a tliberschritten wiirden oder

4. 1in den Fillen des Abs. 1 lit. ¢ die VerduBerung oder Belastung von
unbeweglichem Vermogen den 6ffentlichen Interessen zuwiderlaufen
wiirde, die zur Beistellung von Landesmitteln oder von
Bedarfszuweisungen fir den Erwerb dieses unbeweglichen
Vermogens gefiihrt haben, oder

5. in den Fillen des Abs. 1 lit. d die Grundsitze der Wirtschaftlichkeit,
Sparsamkeit und ZweckmiBigkeit nicht gewahrt sind, insbesondere
wenn die Leistungen der Gemeinde nicht in einem angemessenen

Verhéltnis zur Leistungsfahigkeit der Gemeinde und zum
voraussichtlichen Bedarf stehen.
_ (4a) Soweit dies zur Erfiillung der Verpflichtungen aus dem
Osterreichischen Stabilitétspakt, insbesondere in Bezug auf
Haftungsobergrenzen, erforderlich ist, hat die Landesregierung durch

Verordnung nihere Bestimmungen fiir die Ubernahme von Haftungen durch die
Gemeinde sowie durch auBerbudgetire Einheiten der Gemeinde im Sinne des
Abs. 3a zu erlassen. In einer Verordnung nach dem ersten Satz ist auch zu regeln,
welche Risikovorsorge fiir Haftungen zu bilden ist, bei denen eine
Inanspruchnahme  zumindest —mit  iiberwiegender =~ Wahrscheinlichkeit
angenommen wird.

(5) Genehmigungspflichtige Rechtsgeschifte der Gemeinde (Abs. 1)
einschlie8lich von Mallnahmen der Gemeinde nach Abs. 1 lit. d werden auch
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87. In § 104 Abs. 4 Z 1 wird nach dem Wort ,Bestimmungen* die Wortfolge
,,oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht* eingefiigt.

88. In § 104 Abs. 4 Z 4 entfillt die Wortfolge ,,oder von Bedarfszuweisungen®.

89. In § 104 Abs. 4a wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem
Osterreichischen Stabilitétspakt™ durch die Wortfolge ,,von Verpflichtungen
aufgrund staatsrechtlicher Vereinbarungen‘ ersetzt.
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Dritten gegeniiber erst mit der Genehmigung rechtswirksam. Der Umstand, daf3
ein Rechtsgeschift der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung bedarf, und die im
vorstehenden daran gekniipfte Rechtsfolge sind in jeder iiber ein solches
Rechtsgeschift verfaiten Urkunde anzufiihren. FEine grundbiicherliche
Einverleibung eines der Genehmigung bediirftigen Rechtsgeschiftes nach Abs. 1
ist nur zuldssig, wenn die Genehmigung vorliegt. Eine in Erfiillung eines nach
Abs. 1 der aufsichtsbehordlichen Genehmigung bediirftigen Rechtsgeschiftes
durchgefiihrte Ubergabe ist rechtsunwirksam, solange die Genehmigung nicht
erteilt ist.

(6) Investive Einzelvorhaben der Gemeinden gemil § 15 K-GHG bediirfen
der Genehmigung der Landesregierung, wenn
a) die Anschaffungs- und Herstellungskosten zehn Prozent der Summe des
Abschnittes 92 ,,Offentliche Abgaben* gemil Anlage 2 der VRV 2015,
BGBI. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr.
17/2018,  der  Finanzierungsrechnung der  Gemeinde  des
zweitvorangegangenen Finanzjahres oder
b) die Anschaffungs- und Herstellungskosten den Betrag von Euro
1.000.000.-
iibersteigen. Investive Einzelvorhaben der Gemeindeverbidnde gemidfl § 15 K-
GHG bediirfen der Genehmigung der Landesregierung, wenn die Anschaffungs-
und Herstellungskosten den Betrag von Euro 1.000.000.- tibersteigen.

(7) Die Genehmigung eines investiven Einzelvorhabens gemdB Abs. 6 ist
von der Landesregierung zu versagen, wenn dessen Auswirkungen im Hinblick
auf die wirtschaftliche Lage der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes mit
einer unverhiltnismifigen Belastung oder einem schweren wirtschaftlichen
Nachteil fiir die Gemeinde oder den Gemeindeverband verbunden sind oder die
vorgesehene Bedeckung des investiven Einzelvorhabens nicht gewéhrleistet ist.
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90. In § 104 Abs. 6 lit. a entfillt die Wortfolge ,,, BGBL. II Nr. 313/2015, in der
Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018,*.

91. Nach § 104 wird folgender § 104a eingefiigt:

§ 104a
Aufsichtsbeschwerde

(1) Fiir eine Beschwerde iiber die Amtsfithrung von Gemeindeorganen oder
deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwerde) gilt Folgendes:

1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich beim Amt der Landesregierung
einzubringen.

2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied
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iber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis zu setzen und diesem
Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist
schriftlich dazu Stellung zu nehmen.

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw.
dessen Mitglied durch sein Verhalten Gesetze oder Verordnungen
verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen
Mitglied, der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu
informieren. Dabei kann auch die Stellungnahme geméf Z 2 {ibermittelt
werden.

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne
unndtigen Aufschub, spétestens aber sechs Monate nach dem Einlangen
bei der Aufsichtsbehdrde zu erfolgen.

5. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 ist dem
Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der néchsten Sitzung zur
Kenntnis zu bringen.

(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsbeschwerden:
1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;

2.1in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer
Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerdefiihrers bereits erledigt
wurden,;

3. mit denen die Tétigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in
Anspruch genommen wird,

4.1in Angelegenheiten, die einer aufsichtsbehordlichen Genehmigung
bediirfen;

5.in Angelegenheiten, die Gegenstand eines anhdngigen oder bereits
abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens oder Verwaltungsverfahrens
sind;

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsverletzung bezichen und bei denen
auch kein wesentliches offentliches Interesse an einer Behandlung
vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden.

. Artikel 1T
Anderung des Klagenfurter Stadtrechtes 1998
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Klagenfurter Stadtrecht 1998 - K-KStR 1998

StF: LGBI Nr 70/1998 (WV)

Anderung

LGBI Nr 70/2001
LGBI Nr 57/2002
LGBI Nr 12/2004
LGBINr 1/2008

LGBI Nr 1/2011

LGBINr 61/2012
LGBI Nr 65/2012
LGBI Nr 85/2013
LGBI Nr 3/2015

LGBI Nr 25/2017
LGBI Nr 71/2018
LGBI Nr 50/2019
LGBI Nr 80/2019
LGBI Nr 29/2020
LGBI Nr 80/2020
LGBI Nr 48/2021

§2

Stadtgebiet

(1) Das Gebiet der Stadt umfaBt die Katastralgemeinden Ehrenthal,
Gurlitsch 1, Klagenfurt, Marolla, St. Martin, St. Peter-Ebenthal, St. Ruprecht,
Waidmannsdorf, Waltendorf und Welzenegg sowie die im § 22 Abs. 3 bis 6 des
Gemeindestruktur-Verbesserungsgesetzes angefiihrten Gebiete; weiters die im
§ 22 Abs. 2 des Gemeindestruktur-Verbesserungsgesetzes angefilihrten Gebiete.

(2) Der Gemeinderat hat die Verkehrsflichen und die geschlossenen
Siedlungen zu benennen. Hiebei ist auf die historischen und oOrtlichen

Gegebenheiten Bedacht zu nehmen.

(3) Der Gemeinderat kann das Stadtgebiet zu Verwaltungszwecken in
Stadtbezirke einteilen. Abs. 2 zweiter Satz gilt sinngemalf.
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Das Klagenfurter Stadtrecht 1998 — K-KStR 1998, LGBI. Nr. 70/1998,
zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 48/2021, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Auf Anderungen der Grenzen des Stadtgebietes ist § 8 der Kirntner
Allgemeinen Gemeindeordnung — K-AGO sinngeméal anzuwenden.

2. § 9 lautet:
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§9
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

Soweit in diesem Gesetz Funktionsbezeichnungen in ausschlieSlich méannlicher
Form festgelegt sind, sind sie fiir weibliche Amtsinhaber in weiblicher Form zu
verwenden.

§9a
Verweise

Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird,
beziehen sich diese Verweise auf die Landesgesetze in der jeweils geltenden
Fassung.

§11
Eigener Wirkungsbereich

(1) Der eigene Wirkungsbereich der Stadt umfait neben den
Angelegenheiten des § 1 Abs. 4 alle Angelegenheiten, die im ausschlieBlichen
oder iiberwiegenden Interesse der in der Landeshauptstadt als Gemeinde
verkorperten Ortlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die
Gemeinschaft innerhalb ihrer 6rtlichen Grenzen besorgt zu werden.

(2) Der Stadt sind zur Vollziehung im eigenen Wirkungsbereich die
behordlichen  Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten
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§9
Sprachliche Gleichbehandlung
Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke

betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich
anderes bestimmt ist, alle Geschlechter gleichermafen.

3. § 9a lautet:

§9a
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend
angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung auf die nachstehend angefiihrte
Fassung zu verstehen:

1. E-Government-Gesetz — E-GovG, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 119/2022;

2. Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz — Unv-Transparenz-G,
BGBI. Nr. 330/1983 zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 70/2021;

3. Zustellgesetz — ZustG, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 42/2020.

(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 84 Abs. 1 und 2 ist als
Verweisung auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 —
VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBL. II Nr.
17/2018, zu verstehen.
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gewihrleistet:

1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zustindigkeit
iiberortlicher Wahlbehorden;

2. Regelung der inneren  Einrichtungen zur Besorgung der
Gemeindeaufgaben,;

3. Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausiibung der Diensthoheit
unbeschadet der Zustdndigkeit iiberdrtlicher Disziplinar-, Qualifikations-
und Priifungskommissionen;

. ortliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG);

. ortliche Veranstaltungspolizei;

. Verwaltung der Verkehrsflachen der Stadt, drtliche StraBenpolizei;

. Flurschutzpolizei,

. ortliche Marktpolizei;

. ortliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiet des
Hilfs- und Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens;

10. Sittlichkeitspolizei;

11. ortliche Baupolizei; 6rtliche Feuerpolizei;

O 00 3 N L

12. ortliche Raumplanung; 4.§114bs.22 ].3 laz.ﬂet: . . .
13. dffentliche Einrichtungen zur auBergerichtlichen Vermittlung von 13. auBlergerichtliche ~ Vermittlung  von - Streitigkeiten  in  den
Streitigkeiten; Angelegenheiten des Zivilrechtswesens und des Strafrechtswesens;

14. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen.

(3) Jedenfalls fallen jene Angelegenheiten in den eigenen Wirkungsbereich,
die durch ein Bundesgesetz oder ein Landesgesetz ausdriicklich als solche des
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden bezeichnet werden.

(4) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im
Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener
Verantwortung frei von Weisungen unter Ausschlul eines Rechtsmittels an
Verwaltungsorgane auflerhalb der Stadt zu besorgen.

(5) Auf Antrag des Gemeinderates kann die Besorgung -einzelner
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, soweit sie zum Bereich der
Landesvollziehung gehoéren, durch Verordnung der Landesregierung auf eine
staatliche Behorde iibertragen werden. Soweit durch eine solche Verordnung eine
Zustandigkeit auf eine Bundesbehorde iibertragen werden soll, bedarf sie der
Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben,
sobald der Grund fiir ihre Erlassung weggefallen ist. Die Ubertragung darf sich
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nicht auf das Recht zur Erlassung ortspolizeilicher Verordnungen erstrecken.

(6) Fiir einen Antrag im Sinne des Abs.5 ist auch hinsichtlich der
Bundesvollziehung der Gemeinderat zustindig.

(7) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind
solche des eigenen Wirkungsbereiches. Nicht in den eigenen Wirkungsbereich
fallen diejenigen Aufgaben nach diesem Gesetz, die ausdriicklich als solche des
iibertragenen Wirkungsbereiches bezeichnet sind, sowie die Kundmachung von
Verordnungen der Gemeinde (§ 16) in Angelegenheiten des {iibertragenen
Wirkungsbereiches.

§18
Verleihung des Rechtes zur Fithrung des Stadtwappens

(1) Der Gemeinderat kann natiirlichen Personen, Gesellschaften des
Handelsrechts und juristischen Personen das Recht verleihen, das Stadtwappen
zu fithren, wenn dies im Interesse der Stadt liegt.

(2) Der Gemeinderat kann die Verleihung mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der in beschlufdhiger Anzahl Anwesenden widerrufen, wenn sich der
Berechtigte seines Rechtes fiir unwiirdig erweist. Die Verleihung gilt als
widerrufen, wenn der Berechtigte geméll § 18 der Kérntner Gemeinderats- und
Biirgermeisterwahlordnung 2002 vom Wahlrecht ausgeschlossen wird.

(3) Wer das filhrt,  begeht
Verwaltungsiibertretung.

Stadtwappen  unbefugt eine

§21
Zusammentritt des neugewéihlten Gemeinderates

(1) Der neugewéhlte Gemeinderat ist binnen vier Wochen nach der Wahl
vom bisherigen Biirgermeister einzuberufen. Die Einberufung hat so zu erfolgen,
daB der neugewihlte Gemeinderat innerhalb von sechs Wochen nach der Wahl
zu seiner ersten Sitzung zusammentreten kann. Von der Einberufung ist bis zu
einer Woche nach Zustellung der Entscheidung der Landeswahlbehorde
abzusehen, wenn ein Einspruch gegen die Wahl bei der Gemeindewahlbehdrde
eingebracht worden ist. Von der Einberufung ist auch abzusehen, wenn die Wahl
des Gemeinderates fiir nichtig erklart wird.

(2) Im neugewidhlten Gemeinderat hat der nach den Bestimmungen der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 neugewéhlte
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5. In § 18 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Gesellschaften des Handelsrechts* durch
die Wortfolge ,eingetragenen Personengesellschaften® ersezzt.
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Biirgermeister (§ 22 Abs. 1) - auch vor seiner Angelobung - den Vorsitz zu
fithren. Ist der neugewéhlte Biirgermeister verhindert oder erfolgt eine Wahl des
Biirgermeisters durch den Gemeinderat, so hat bis zur Angelobung des
neugewahlten Biirgermeisters das an Jahren dlteste Mitglied des Gemeinderates -
auch vor seiner Angelobung - den Vorsitz zu fiihren.

(3) Die Mitglieder des neugewdhlten Gemeinderates haben vor dem
Gemeinderat durch die Worte “Ich gelobe” folgendes Gelobnis abzulegen: “Ich
gelobe, der Verfassung, der Republik Osterreich und dem Land Kérnten Treue zu
halten, die Gesetze zu beachten, fiir die Selbstverwaltung einzutreten, meine
Amtspflicht unparteiisch und uneigenniitzig zu erfiillen, die mir obliegende
Verschwiegenheit zu wahren und das Wohl der Landeshauptstadt nach bestem
Wissen und Gewissen zu fordern.”

(3a) Nach der Angelobung der Mitglieder des Gemeinderates (Abs. 3) hat
die Angelobung des neugewédhlten Bilirgermeisters zu erfolgen. Wird der
Biirgermeister durch den Gemeinderat gewéhlt, hat nach der Angelobung der
Mitglieder des Gemeinderates die Wahl des Biirgermeisters zu erfolgen.

(4) Spéter eintretende Mitglieder des Gemeinderates haben das Geldbnis bei
der ersten Sitzung des Gemeinderates, an der sie teilnehmen, zu leisten.

(5) Ein Geldbnis unter Bedingungen oder Zusédtzen gilt als verweigert. Die
Beifiigung einer religiosen Beteuerung ist zuléssig.

(6) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates darf vor der Ablegung
des Gelobnisses abgesehen von einer Vorsitzfithrung nach Abs. 2 keine sonstigen
Handlungen als Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates setzen.

§23
Wahl des Biirgermeisters durch den Gemeinderat

(1) Im Fall des §22 Abs. 3 hat der Gemeinderat fiir seine verbleibende
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6. § 21 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

(7) Die auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei von der
Gemeindewahlbehdrde als gewdhlt erklarten Mitglieder des Gemeinderates
bilden eine Gemeinderatspartei (Fraktion) im Sinne dieses Gesetzes. Eine
Gemeinderatspartei kann auch aus einem Mitglied des Gemeinderates bestehen.
Die Zugehorigkeit zu einer Gemeinderatspartei leitet sich von der Kandidatur
auf demselben Wahlvorschlag ab und ist von spiteren Willenserklarungen
unabhéngig.
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Amtsperiode (§ 20 Abs. 1) innerhalb von vier Wochen nach dem Enden des
Amtes des Biirgermeisters die Nachwahlen durchzufiihren.

(la) Im Fall des § 22 Abs. la ist die Wahl in der ersten Sitzung des
neugewihlten Gemeinderates vorzunehmen. Wurde fiir eine Nachwahl gemil §
22 Abs. 2 kein Wahlvorschlag fiir die Wahl des Biirgermeisters eingebracht oder
gelten alle Wahlvorschldge als nicht eingebracht, ist die Wahl innerhalb von zwei
Wochen nach Ablauf der Frist fiir die Einbringung von Wahlvorschligen
vorzunehmen.

(2) Der Vorsitzende hat zur Priifung des Wahlergebnisses zwei Mitglieder
des Gemeinderates als Wahlzeugen zu bestellen.

(3) Der Biirgermeister ist vom Gemeinderat mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen zu wihlen. Wihlbar ist, wer einer Gemeinderatspartei,
das ist die Gesamtheit der aus einem Wahlvorschlag gewihlten Mitglieder des
Gemeinderates, angehort, der nach dem Verhiltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002) Anspruch auf
Vertretung im Stadtsenat zukommt und von dieser Gemeinderatspartei
vorgeschlagen wird. Als Biirgermeister sind nur Mitglieder des Gemeinderates
mit Osterreichischer Staatsbiirgerschaft wihlbar.

(4) Die Wahl ist mit Stimmzetteln durchzufiihren. Erhdlt niemand die
einfache Mehrheit, so ist ein zweiter Wahlgang vorzunehmen. Erhélt auch bei
diesem niemand die einfache Mehrheit, so ist ein dritter Wahlgang vorzunehmen.
Im dritten Wahlgang ist jener Bewerber gewéhlt, der die meisten Stimmen auf
sich vereinigt. Kommt zufolge Stimmengleichheit mehr als eine Person in
Betracht, so ist von den Bewerbern derjenige zum Biirgermeister gewahlt, der
der Gemeinderatspartei angehort, die bei der Gemeinderatswahl mehr Stimmen
auf sich vereinigt hat. Ist auch diese Zahl gleich, so entscheidet das Los.

(5) Leere Stimmzettel und Stimmzettel, die auf eine nicht wéhlbare Person
lauten, sind ungiiltig und gelten nicht als abgegebene Stimmen.

§28
Rechte der Mitglieder des Gemeinderates

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben das Recht, im Gemeinderat und
in den Ausschiissen, deren Mitglieder sie sind, an der Abstimmung
teilzunechmen,  Antrdge zu  stellen sowie zu den  einzelnen
Verhandlungsgegenstinden und zur Geschéftsbehandlung das Wort zu ergreifen.
Sie haben ferner das Recht, an Sitzungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie
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7. In § 23 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,, das ist die Gesamtheit der aus einem
Wahlvorschlag gewidhlten Mitglieder des Gemeinderates,*

8. § 28 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

»3ie haben — ausgenommen die Mitglieder des Stadtsenates im
Kontrollausschuss — ferner das Recht, an Sitzungen von Ausschiissen, deren
Mitglieder sie nicht sind, als Zuhdrer teilzunehmen.
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nicht sind, als Zuhdrer teilzunehmen, sofern die AusschuBsitzung nicht fiir
vertraulich erklart worden ist. Sie haben nach Bekanntgabe der Tagesordnung
des Gemeinderates, des Stadtsenates oder eines Ausschusses wihrend der
Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der Einsicht in die zur Behandlung
stehenden Akten oder Aktenteile von Verhandlungsgegenstinden. Das Recht der
Einsicht besteht hinsichtlich der Akten von Verhandlungsgegenstinden des
Stadtsenates oder eines Ausschusses, die eine individuelle behordliche
Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene Malnahme
erfordern, nur fiir diejenigen Mitglieder des Gemeinderates, die an der Beratung
und Beschluflfassung tiiber den Verhandlungsgegenstand im Stadtsenat
beziehungsweise im Ausschufl mitzuwirken haben. Das Recht der Akteneinsicht
besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach
§ 39 Abs. 1 Z 1 bis 5 begriinden.

(2) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. 1) umfafit auch das Recht, im
Gemeindeamt nach Mallgabe der vorhandenen technischen Mittel auf eigene
Kosten Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst
anzufertigen; Kopien dirfen nicht angefertigt werden, wenn das
verfassungsgesetzlich gewihrleistete Recht auf Datenschutz entgegensteht oder
Geschifts- und Betriebsgeheimnisse Dritter in Betracht kommen.

(3) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt sind
die Mitglieder des Gemeinderates berechtigt, Anfragen an den Biirgermeister, die
Vizebiirgermeister und die Stadtréte zu richten.

(4) Die Mitglieder des Gemeinderates sind bei der Ausiibung ihres
Mandates an keinen Auftrag gebunden.

§29
Bildung von Klubs

(1) Auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei gewéhlte Mitglieder
des Gemeinderates haben das Recht, sich in einem Klub zusammenzuschlief3en.
Die einer Gemeinderatspartei (§ 23 Abs. 3) zukommenden Rechte stehen einem
Klub jedoch nur dann zu, wenn er sich aus denselben Personen zusammensetzt.

(2) Jeder Klub hat aus seiner Mitte einen Obmann und einen Stellvertreter
zu wihlen; er hat seinen Bestand dem Biirgermeister schriftlich anzuzeigen. Die
Anzeige hat den Namen des Obmannes, des Stellvertreters und die Namen der
weiteren Mitglieder zu enthalten.

(3) Die Anzeige gilt so lange, bis eine Anderung beim Biirgermeister
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9. § 28 Abs. 1 dritter bis fiinfter Satz entfallen.

10. Nach § 28 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

(1a) Die Mitglieder des Gemeinderates haben nach Bekanntgabe der
Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinderates oder eines Ausschusses, dessen
Mitglied sie sind, wihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der
Einsicht in die zur Behandlung stehenden Akten und Aktenteile von
Verhandlungsgegenstinden. Das Recht der Akteneinsicht besteht nicht
hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach § 39 Abs. 1
begriinden.

11. § 29 Abs. 1 zweiter Satz wird durch folgende Siitze ersetzt:

Fiir den Zusammenschluss zu einem Klub und dessen Bestand sind mindestens
drei Mitglieder des Gemeinderates erforderlich. Die einer Gemeinderatspartei
(§ 21 Abs. 7) zukommenden Rechte stehen einem Klub jedoch nur dann zu,
wenn er sich aus denselben Personen zusammensetzt.
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angemeldet wird.

_ (4) Der Biirgermeister hat zu veranlassen, dal die Anzeigen und ihre
Anderungen im Gemeinderat verlesen und der Niederschrift angeschlossen
werden.

§ 31
Enden des Mandates

Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, durch Ablauf
der Amtsperiode des Gemeinderates, durch Erklarung des Mandatsverlustes oder
durch eine an den Biirgermeister gerichtete schriftliche Verzichtserklarung.

§ 34
Aufgaben

(1) Der Gemeinderat ist das oberste Organ in den Angelegenheiten des
eigenen Wirkungsbereiches.

(2) Der Gemeinderat hat den grundlegenden Inhalt der durch die Stadt
abzuschlieBenden Dienstvertrdge durch Dienstordnungen festzulegen; der
AbschluB3 von Kollektivvertragen bedarf seiner Zustimmung.

(3) Die Vereinbarung eines Gemeindeverbandes bedarf der Zustimmung des
Gemeinderates.

(4) Stellt der Gemeinderat Verletzungen des Grundsatzes der
GesetzmiBigkeit der Verwaltung des eigenen Wirkungsbereiches sowie des
Gebotes der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit der Gebarung
insbesondere anldBlich von Priifungsberichten des Kontrollausschusses, der
Landesregierung oder des Rechnungshofes fest, so hat er die ihm zur Abhilfe
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12. § 31 lautet:

§31
Beginn und Enden des Mandates

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates beginnt mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates, bei spéter eintretenden
Mitgliedern mit dem Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung.

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod,
Verzicht (Abs. 3), Nichtigerkldarung der Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates.

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schriftlich zu erkldren und eigenhéndig
zu unterschreiben. Er wird mit dem Einlangen beim Magistrat wirksam, wenn
die Verzichtserklarung nicht einen spéteren Zeitpunkt enthélt. Dem Verzicht
beigefiigte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserkldrung
kann nach ihrem Einlangen beim Magistrat nicht mehr widerrufen werden.

13. § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Der Biirgermeister und die Mitglieder des Stadtsenates sind dem Gemeinderat
fir die Erfiillung ihrer dem eigenen Wirkungsbereich der Stadt zugehorigen
Aufgaben verantwortlich.
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erforderlich erscheinenden Maflnahmen zu treffen.

(5) Der Gemeinderat kann bestimmen, daBl Aufgaben des eigenen
Wirkungsbereiches von grundsitzlicher Bedeutung, die durch Gesetz nicht
ausdriicklich einem anderen Organ iibertragen sind, dem Gemeinderat obliegen,
soweit es sich nicht um Angelegenheiten der laufenden Verwaltung oder um
solche Personalangelegenheiten der Bediensteten im privatrechtlichen
Dienstverhiltnis handelt, die hinsichtlich der Stadtbeamten durch Gesetz einem
anderen Organ iibertragen sind.

(6) Der Gemeinderat kann einzelne, in seine Zustindigkeit fallende
Angelegenheiten der ortlichen StraBenpolizei mit Verordnung ganz oder zum
Teil dem Stadtsenat iibertragen, sofern dies im Interesse der ZweckméaBigkeit,
Raschheit und Einfachheit geboten erscheint.

§35
Sitzungen des Gemeinderates

(1) Der Biirgermeister hat die Sitzungen des Gemeinderates nach Bedarf
einzuberufen. Der Biirgermeister ist verpflichtet, ohne Verzug eine Sitzung
einzuberufen, wenn wenigstens elf Mitglieder des Gemeinderates dies unter
Vorschlag der Tagesordnung verlangen.

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist den Mitgliedern des
Gemeinderates unter Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens eine Woche, in
dringenden Féllen mindestens 24 Stunden vor der Sitzung gegen Nachweis
zuzustellen. Ersatzzustellung im Sinne des § 16 des Zustellgesetzes, BGBI. Nr.
200/1982, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 104/2018, ist zuldssig. Die
Einberufung kann auch in jeder anderen technisch moglichen Weise tibermittelt
werden, wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser Ubertragungsart schriftlich
zugestimmt hat. In diesem Fall geniigt die Sendebestétigung als nachweisliche
Zustellung. Ersatzmitglieder diirfen in dringenden Fillen in der Reihenfolge der
Liste der Ersatzmitglieder des betreffenden Wahlvorschlages miindlich oder
telefonisch einberufen werden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind
gleichzeitig mit der Einberufung an der Amtstafel und im Internet
kundzumachen.

(3) In den Sitzungen hat der Biirgermeister den Vorsitz zu fiihren.

(4) Unter Nichtbeachtung der Bestimmungen der Abs.2 und 3 gefalite
Beschliisse des Gemeinderates haben keine rechtliche Wirkung; Bescheide,
denen solche Beschliisse zugrunde liegen, sind mit Nichtigkeit bedroht.
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14. In § 35 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Zustellgesetzes, BGBI. Nr. 200/1982,
zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 104/2018,* durch die Abkiirzung ,,ZustG*
ersetzt.

15. § 35 Abs. 2 letzter Satz lautet:

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der Einberufung auch an
der Amtstafel und im Internet kundzumachen.

16. § 35 Abs. 3 lautet:

(3) In den Sitzungen hat der Biirgermeister oder sein Stellvertreter den
Vorsitz zu fiihren.

17. In § 35 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,der Abs. 2 und 3 durch die Wortfolge
,,des Abs. 3% ersetzt.
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(5§) Fur einen Beschlul, daB ein Verhandlungsgegenstand in die
Tagesordnung aufgenommen wird, dafl ein Verhandlungsgegenstand von der
Tagesordnung abgesetzt wird oder daf die Tagesordnung umgestellt wird, sind -
soweit § 36 Abs. 1 und § 68 Abs. 3 nicht anderes bestimmen - zwei Drittel der in
beschluBfahiger Anzahl Anwesenden erforderlich.

(5a) Tagesordnungspunkte, die Personalangelegenheiten betreffen (§ 36
Abs. 3), sind nach sonstigen Tagesordnungspunkten zu reihen.

(5b) Soweit vor der Behandlung eines Verhandlungsgegenstandes im
Gemeinderat ein Ausschufl bzw. der Stadtsenat zu befassen ist, darf dieser
Verhandlungsgegenstand erst nach der Vorberatung (§§ 40 Abs. 4, 61 Abs. 2, 76
Abs.2) oder der Befassung des Stadtsenates nach § 76 Abs.5 in die
Tagesordnung aufgenommen (Abs. 1, 2 und 5) und behandelt werden. Abs. 4 gilt
sinngemaf.

(6) Der Magistratsdirektor hat an den Sitzungen des Gemeinderates
teilzunehmen. Der Vorsitzende kann ihm zur sachlichen oder rechtlichen
Aufklarung des Wort erteilen. Der Vorsitzende kann den Sitzungen auch andere
Bedienstete der Stadt oder sonstige fachkundige Personen zur Erteilung der
notwendigen Auskiinfte beiziehen.

. § 36
Offentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 6ffentlich, doch kann auf Antrag
des Vorsitzenden oder von wenigstens sechs Mitgliedern des Gemeinderates
ohne Wechselrede der AusschluB der Offentlichkeit aus Griinden der
Offentlichen Ordnung oder aus sonstigen Offentlichen Interessen mit zwei
Dritteln der Stimmen der in beschluBfahiger Anzahl Anwesenden beschlossen
werden. Wird der AusschluB der Offentlichkeit beschlossen, so hat der
Vorsitzende diesen Tagesordnungspunkt zur weiteren Behandlung in
nichtoffentlicher Sitzung an das Ende der Tagesordnung - sind auch
Personalangelegenheiten (Abs. 3) zu behandeln, vor diese Tagesordnungspunkte
- zu reihen. § 35 Abs. 5 ist in diesen Féllen nicht anzuwenden.

(2) Bei der Behandlung des Voranschlages und des Wirtschaftsplanes der
Unternehmungen der Stadt, des Rechnungsabschlusses sowie des
Jahresabschlusses der Unternehmungen darf die Offentlichkeit nicht
ausgeschlossen werden.
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(3) Personalangelegenheiten und vertrauliche Zusatzberichte des

Landesrechnungshofes sind in nichtdffentlicher Sitzung zu behandeln.

(4) Zu den offentlichen Sitzungen hat jedermann nach Mafigabe des
verfiigbaren Raumes Zutritt. Die Zuhdrer haben sich jeder AuBerung zu
enthalten. Stdren sie die Beratung, so hat der Vorsitzende sie nach ergebnisloser
Mahnung aus dem Zuhdrerraum entfernen oder iiberhaupt den Zuhérerraum
rdumen zu lassen.

(5) Im Sitzungssaal diirfen nur solche Personen Waffen tragen, die aufgrund
ihres 6ffentlichen Dienstes dazu verpflichtet sind.

§39
Befangenheit
(1) Ein Mitglied des Gemeinderates ist befangen und darf an der Beratung
und Beschlussfassung nicht teilnehmen

1. in Sachen, in denen es selbst, einer seiner Angehorigen (Abs. 2) oder
einer seiner Pflegebefohlenen beteiligt ist;

2. in Sachen, in denen es als Bevollméchtigter einer Partei bestellt war oder
noch bestellt ist;

3. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, seine volle
Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen;

4. in Berufungsverfahren, wenn es an der Erlassung des angefochtenen
Bescheides oder der Berufungsvorentscheidung mitgewirkt hat.

(2) Angehorige im Sinne des Abs. 1 Z 1 sind
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18. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

(3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung
ausnahmsweise die  Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte —
ausgenommen die in Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht 6ffentlicher
Sitzung vorsehen, wenn dies zur Wahrung berechtigter ~Geheim-
haltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz, auf
Geschifts- und Betriebsgeheimnisse oder das Steuergeheimnis erforderlich
erscheint. Der Gemeinderat kann jedoch auf Antrag eines seiner Mitglieder in
dieser  nicht  offentlichen  Sitzung  die  Riickverweisung  des
Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in 6ffentlicher Sitzung beschlie3en.

19. § 36 Abs. 4 wird folgende Satz angefiigt:

Der Gemeinderat kann beschlieBen, dass oOffentliche Sitzungen des
Gemeinderates von der Stadt im Internet mit einer Bildfixierung auf die
Mitglieder des Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift
betrauten Bediensteten {ibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen
zeitlich befristet oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird.

20. § 39 Abs. 1 Z 1 lautet:

1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehorigen (Abs. 2) oder
eine von ihm vertretene schutzberechtigte Person beteiligt ist;
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1. der Ehegatte;

2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten
und vierten Grades in der Seitenlinie;

3. die Verschwigerten in gerader Linie und die Verschwégerten zweiten
Grades in der Seitenlinie;

4. die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder;

5. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder
und Enkel einer dieser Personen im Verhiltnis zur anderen Person;

6. der eingetragene Partner.

(3) Die durch eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft begriindete
Eigenschaft einer Person als Angehdriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe
oder ecingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht. Abs. 2 Z 3 gilt fiir
eingetragene Partner sinngema0.

(4) Ob ein wichtiger Grund im Sinne des Abs. 1 Z 3 vorliegt, entscheidet im
Zweifelsfall der Gemeinderat.

(5) Der Gemeinderat kann beschlieen, ein befangenes Mitglied des
Gemeinderates den Beratungen zur Erteilung von Auskiinften beizuziehen; auch
in diesem Fall ist jedoch der Beschluss des Gemeinderates in Abwesenheit des
befangenen Mitgliedes zu fassen.

§ 40
Antrige

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, Antrige auf
Abidnderung von dem Gemeinderat zur Beschlufifassung vorliegenden
Gegenstidnden, Antrdge zur Geschéftsbehandlung und selbstindige Antrige an
den Gemeinderat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches zu
stellen.

(2) Abénderungs- und Zusatzantrige sind dem Vorsitzenden vor Erledigung
des Gegenstandes schriftlich zu iiberreichen. Uber Abédnderungsantrige ist vor
der Abstimmung {iiber den Hauptantrag, iiber Zusatzantrige ist nach der
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21. § 39 Abs. 3 erster Satz lautet:

Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft
begriindete Eigenschaft einer Person als Angehdriger bleibt aufrecht, auch wenn
die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht mehr
besteht.

22. In § 39 Abs. 5 wird vor dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.

23. § 39 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fiir Beschliisse des Gemeinderates
gemall § 67 Abs. 1 letzter Satz sowie fiir die Abberufung von Mitgliedern des
Stadtsenates und der Ausschiisse.

24. § 40 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
Im Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines einer Mitglieder.
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Abstimmung iiber den Hauptantrag abzustimmen. Stehen die Zusatzantrige mit
der beschlossenen Fassung des Hauptantrages im Widerspruch, so hat die
Abstimmung iiber sie zu entfallen.

(3) Selbstindige Antrige sind in den Sitzungen des Gemeinderates
schriftlich dem Vorsitzenden zu iiberreichen. Selbstindige Antrige, die sich
nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches beziehen, sind vom
Vorsitzenden als unzuldssig zuriickzuweisen.

(4) Die selbstdndigen Antrage sind vom Vorsitzenden vor dem Eingehen in
die Tagesordnungspunkte, die in nichtdffentlicher Sitzung zu behandeln sind
(§36 Abs. 1 und 3), dem Stadtsenat oder einem Ausschu3 zur Vorberatung
zZuzuweisen.

(5) Antrage zur Geschiftsbehandlung diirfen miindlich gestellt werden.

§ 48
Ausiibung des Fragerechtes

(1) Die Anfragen diirfen nur Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches (§ 61 Abs. 1, § 62 Abs. 1 und § 69 Abs. 2) der Stadt zum
Inhalt haben. Sie sind an das nach der Geschéftsverteilung (§ 62) bzw. das nach
§ 69 Abs. 3 zustindige Mitglied des Stadtsenates zu richten.

(2) Jede Anfrage darf - abgesehen von allfilligen ndheren Hinweisen - nur
eine konkrete, kurzgefafite Frage enthalten und darf nicht in mehrere Unterfragen
geteilt sein. Anfragen, die diese Bedingungen nicht erfiillen, sind vom
Biirgermeister an das anfragende Mitglied des Gemeinderates zuriickzustellen.

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
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25. § 40 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

Als Antrage zur Geschéftsbehandlung gelten insbesondere Antrige auf:
1. Vertagung;
. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung;
. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;
. Ausschluss der Offentlichkeit;

. Riickverweisung eines Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in
offentlicher Sitzung;

. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung oder Abstimmung mittels Stimmzettel,
9. Richtigstellung der Niederschrift.

AN N B W N
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26. § 48 Abs. 3 lautet:

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Wege des Magistrates den Wortlaut
der beabsichtigten Anfrage schriftlich zu tibermitteln.
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zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Weg des Magistrates den Wortlaut der
beabsichtigten Anfrage schriftlich in zweifacher Ausfertigung zu iiberreichen.

(4) Die Anfragen sind im Magistrat nach dem Zeitpunkt ihres Einlangens zu
reihen und in ein eigenes Verzeichnis einzutragen.

(5) Der Biirgermeister ist verpflichtet, die schriftliche Anfrage sofort dem zu
befragenden Mitglied des Stadtsenates zuzustellen. Erhdlt der Biirgermeister oder
das sonstige zu befragende Mitglied des Stadtsenates die Anfrage nicht
mindestens eine Woche vor Beginn der Fragestunde, in der die Frage aufgerufen
werden soll, personlich zugestellt, so darf die Anfrage in der Fragestunde vom
Biirgermeister nicht aufgegriffen werden.

§49
Verlauf der Fragestunde

(1) Der Biirgermeister hat die Anfragen entsprechend ihrer Reihung (§ 48
Abs. 4) aufzurufen.

(2) Anfragen diirfen nur aufgerufen werden, wenn der Fragesteller
anwesend ist. Sie sind nach dem Aufruf der Frage zu verlesen.

(3) Nach der miindlichen Beantwortung der Anfrage ist vorerst - gereiht
nach der Stirke der Gemeinderatsparteien (§ 23 Abs. 3) - je ein Vertreter jener
Gemeinderatsparteien, denen das anfragende Mitglied des Gemeinderates nicht
angehort, berechtigt, eine Zusatzfrage zu stellen; anschlieBend hat der
Fragesteller das Recht, ebenfalls noch eine Zusatzfrage zu stellen. Jede
Zusatzfrage darf nur eine konkrete, kurzgefaite, nicht unterteilte Frage enthalten;
Zusatzfragen missen im unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage
stehen.

(4) Miindliche Anfragen, die in der Fragestunde nicht aufgerufen werden
konnen, weil die Zeit nicht ausreicht oder weil das zu befragende Mitglied des
Stadtsenates nicht anwesend ist, sind - sofern nicht ein Verlangen nach Abs. 5
gestellt wird - in der folgenden Fragestunde entsprechend ihrer Reihung
aufzurufen.

(5) Miindliche Anfragen, die nicht innerhalb von vier Wochen nach ihrem
Einlangen in einer Fragestunde beantwortet werden konnen, weil innerhalb
dieser Zeit keine Gemeinderatssitzung stattfindet oder weil die Frage nicht zum
Aufruf gelangte, sind auf Verlangen des anfragenden Mitgliedes des
Gemeinderates innerhalb von vier Wochen nach Stellung dieses Verlangens vom
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27.In § 49 Abs. 3 erster Satz entfillt der Klammerausdruck ,,(§ 23 Abs. 3)*.
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Befragten schriftlich zu beantworten. Vom Verlangen auf schriftliche
Beantwortung ist gleichzeitig der Biirgermeister in Kenntnis zu setzen.

(6) Miindliche Anfragen, die in der Fragestunde nicht zum Aufruf gelangen
konnen, weil das anfragende Mitglied des Gemeinderates nicht anwesend ist
(Abs. 2), sind innerhalb von vier Wochen ab dem Tag, an dem die Fragestunde
stattgefunden hat, vom Befragten schriftlich zu beantworten.

(7) Die schriftliche Antwort und die schriftliche Begriindung der
Nichtbeantwortung sind dem Biirgermeister zu iiberreichen. Dieser hat sie dem
Fragesteller zu iibermitteln.

§ 50
Anordnung

(1) Der Gemeinderat kann mit Verordnung bestimmen, daBl ein dem
Gemeinderat zur Beschluflifassung vorliegender Antrag des Stadtsenates oder
eines Ausschusses einem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung hat
den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des beantragten
Beschlusses zu enthalten.

(2) Der Tag des Volksentscheides ist auf einen Sonntag festzusetzen.

(3) Abgaben, Tarife und Gegenstinde, die ausschlieBlich eine individuelle
behordliche Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene
MaBnahme erfordern, diirfen nicht Gegenstand eines Volksentscheides sein.

(4) Der Antrag auf Anordnung eines Volksentscheides mufl von mindestens
vier Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein.

§52
Stimmzettel

(1) Die Abstimmung erfolgt mit amtlichem Stimmzettel, der als “Amtlicher
Stimmzettel fiir den Volksentscheid” zu bezeichnen ist. Auf dem amtlichen
Stimmzettel ist der beantragte Beschlufl wortlich abzudrucken. Auflerdem hat der
amtliche Stimmzettel links unten das Wort “ja” und daneben einen Kreis, rechts
unten in gleicher Druckschrift das Wort “nein” und daneben einen gleich groflen

Kreis zu enthalten.

(2) Die GroBe des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Lénge des
BeschluBantrages. Die Liange und die Breite des Stimmzettels haben im
Verhiltnis drei zu zwei zu stehen.

Seite 67 von 118

28. § 50 Abs. 1 lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom
Gemeinderat  gefasster Beschluss in  Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde einem Volksentscheid unterzogen wird. Die
Verordnung hat den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut
des Beschlusses des Gemeinderates zu enthalten.

29. § 50 Abs. 4 entfdllt.

30. § 52 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

Auf dem amtlichen Stimmzettel ist der Wortlaut des Beschlusses des
Gemeinderates und die Frage, ob dieser Beschluss Geltung erlangen soll,
abzudrucken.

31. § 52 Abs. 2 erster Satz lautet:

Die Grofe des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Liange des
Wortlautes des Beschlusses des Gemeinderates.
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(3) Die Kosten fiir die Herstellung des amtlichen Stimmzettels hat die
Gemeinde zu tragen.

(4) Im iibrigen gelten fiir das Abstimmungsverfahren die Bestimmungen der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 sinngemaf mit der
MaBgabe, dal die Giiltigkeit und Ungiiltigkeit der Stimmzettel nach dem
Kérntner Volksabstimmungsgesetz zu beurteilen ist, und dal die Wahlbehorden
statt der auf die einzelnen Parteien abgegebenen giiltigen Stimmen die Zahl der
abgegebenen giiltigen Ja- und Neinstimmen festzustellen haben.

§53
Wirkung
(1) Lautet mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf “ja”,

so hat dies die Wirkung einer Annahme des BeschluBantrages durch den
Gemeinderat.

(2) Das Ergebnis des Volksentscheides ist vom Biirgermeister zu
verlautbaren.

(3) Ist eine Verordnung durch Volksentscheid angenommen worden, so hat
ihre Kundmachung unter Berufung auf den Volksentscheid zu erfolgen.

(4) Lautet die Hailfte der abgegebenen giiltigen Stimmen oder mehr auf
“nein”, so gilt der BeschluBantrag als durch den Gemeinderat abgelehnt.

§55
Wirkung
Erfillt ein Gemeindevolksbegehren die gesetzlichen Voraussetzungen, so hat es
die  Gemeindewahlbehorde unter  gleichzeitiger  Verstindigung  des

Bevollmichtigten im Weg des Biirgermeisters dem bezeichneten Organ als
Antrag zu iibermitteln. Diese Antrige sind gleich zu behandeln, wie dies in
diesem Gesetz fiir sonstige dem Gemeinderat oder dem Stadtsenat zur
Beschlufifassung vorliegende Antrdge vorgesehen ist.

§ 58
Ergebnis, Kundmachung
(1) Die Gemeindewahlbehdrde hat das Gesamtergebnis der

Gemeindevolksbefragung festzustellen und in einer Niederschrift zu beurkunden.
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32. § 53 Abs. 1 lautet:

(1) Lautet mehr als die Halfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf ,,ja“,
so erlangt der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates
Geltung.

33. § 53 Abs. 4 lautet:

(4) Lautet die Hélfte oder mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen
auf ,nein“, so wird der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des
Gemeinderates nicht wirksam.

34. § 55 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

Das zustindige Organ der Stadt hat iiber das Gemeindevolksbegehren innerhalb
von sechs Monaten nach dessen Einlangen zu entscheiden. Diese Entscheidung
ist an der Amtstafel wihrend zweier Wochen kundzumachen und dem
Bevollméchtigten nachweislich zuzustellen.
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(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmoglichkeit abgegebenen giiltigen

Stimmen an der Amtstafel des Rathauses wiahrend zweier Wochen
kundzumachen.
§59
Allgemeines
(1) Der Birgermeister kann eine oOffentliche Biirgerversammlung

durchfiihren, in der liber Angelegenheiten aus dem eigenen Wirkungsbereich der
Stadt berichtet wird. AnschlieBend an den Bericht ist den Gemeindebiirgern
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Biirgerversammlung kann auch fiir
einzelne Teile des Stadtgebietes gesondert abgehalten werden.

(2) Eine Biirgerversammlung ist vom Biirgermeister durchzufiihren, wenn
dies der Stadtsenat beschlief3t.

(3) Eine Biirgerversammlung ist vom Biirgermeister innerhalb von sechs
Wochen nach dem Einlangen eines Antrages durchzufithren. Der Antrag muf3
von 5 v. H. der zum Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger unterstitzt
sein. Dem Antrag sind die erforderliche Anzahl von eigenhéndigen
Unterschriften von Gemeindebiirgern unter gleichzeitiger Angabe des Familien-
und Vornamens, des Geburtsdatums und der Anschrift der Unterzeichner
anzuschlieBen. § 54 Abs. 5 und 6 gelten sinngemal.
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35. § 58 Abs. 2 lautet:

(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmoglichkeit abgegebenen giiltigen
Stimmen an der Amtstafel wiahrend zweier Wochen kundzumachen und dem
zustdndigen Organ der Stadt zur Behandlung zuzuleiten.

36. § 59 Abs. 1 dritter Satz lautet:

Die Biirgerversammlung kann auch fiir einzelne Teile des Gemeinde-
gebietes oder flir einzelne Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren,
bestimmte Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten werden.

37. Nach dem 11. Abschnitt wird folgender 11a. Abschnitt eingefiigt:

11a. Abschnitt
Petitionsrecht

§ 60a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Stadt Eingaben allgemeiner Art an die Organe der Stadt
zu richten.

(2) Eingaben gemiB3 Abs. 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung
allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie kdnnen schriftlich, insbesondere
elektronisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse



REG.SITZG

§ 64
Sitzungen des Stadtsenates

(1) Der Biirgermeister hat die Sitzungen des Stadtsenates nach Bedarf, nach
Tunlichkeit in regelméfBigen Abstinden, einzuberufen. Der Biirgermeister hat
ohne Verzug eine Sitzung einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglieder des
Stadtsenates dies unter Vorschlag der Tagesordnung verlangen.

(2) In den Sitzungen des Stadtsenates hat der Biirgermeister den Vorsitz zu
fiihren. Gehort der Biirgermeister dem Stadtsenat als stimmberechtigtes Mitglied
an, so ist der Stadtsenat beschlufifahig, wenn der Biirgermeister und mehr als die
Halfte der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates anwesend sind; gehdrt der
Biirgermeister dem Stadtsenat nicht als stimmberechtigtes Mitglied an (Abs. 3),
so ist der Stadtsenat beschluBfahig, wenn der Biirgermeister als Vorsitzender und
mindestens fiinf Mitglieder des Stadtsenates anwesend sind. § 35 Abs. 4 gilt
sinngemél.

(3) Ist der Biirgermeister in die Gesamtzahl der Mitglieder des Stadtsenates

nicht einzurechnen (§ 25 Abs. 1 und 2), so hat er kein Stimmrecht. In diesem Fall
gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt.

(4) Die Bestimmungen der §§ 27 Abs. 2, 28 Abs. 1 erster Satz, 35 Abs. 2
mit Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3 bis 5, 38 Abs. 1 bis 3, 39, 43 und 44
Abs. 1 bis 5 gelten sinngemdl mit der Maligabe, dafl die Tagesordnung nach

Seite 70 von 118

anzugeben. Petitionen, die bei einem unzustdndigen Organ eingebracht worden
sind, sind unverziiglich an das zustdndige Organ weiterzuleiten. Wurde eine
Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebracht, ist der
Einbringende an das zustdndige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und
solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht erkennen lassen, miissen
nicht behandelt werden.

(3) Eingaben gemill Abs. 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum
Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger
unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spétestens
innerhalb von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schriftlich zu beantworten. In
derartigen Eingaben ist eine Person als Einbringer zu benennen und eine
Zustelladresse anzugeben.

(4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jahrlich bis spatestens 30. Juni
einen schriftlichen Bericht liber die Art der Behandlung und die Beantwortung
von Eingaben gemidf Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.

38. In § 64 Abs. 4 wird nach der Verweisung ,28 Abs. 1 erster Satz“ die
Verweisung ,,und Abs. 1a“ eingefiigt.
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Tunlichkeit mindestens zwei Tage vor der Sitzung zuzustellen ist, dafl bei
Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gibt und daf3 die
Niederschrift vom Biirgermeister, einem weiteren Mitglied des Stadtsenates und
vom Schriftfiihrer zu unterfertigen ist.

(5) Die Sitzungen des Stadtsenates sind nicht O&ffentlich. Der
Magistratsdirektor hat an den Sitzungen des Stadtsenates beratend teilzunehmen.
Er hat insbesondere auf allfdllige Gesetzwidrigkeiten von Antragen aufmerksam
zu machen. Der Vorsitzende kann auch sonstige Bedienstete der Stadt oder
andere fachkundige Personen zur Erteilung von Auskiinften beiziehen; er hat dies
zu tun, wenn der Stadtsenat es beschlief3t.

(6) Die BeschluBBfassung des Stadtsenates kann in dringenden Féllen
ausnahmsweise im Umlaufweg erfolgen: Umlaufbeschliisse sind giiltig, wenn sie
allen Mitgliedern des Stadtsenates zur Kenntnis gebracht und mit der Stimme des
Biirgermeisters und mindestens vier weiteren Stimmen - hat der Biirgermeister
kein Stimmrecht (Abs. 3), mit mindestens fiinf Stimmen - angenommen worden
sind. Das zustindige Mitglied des Stadtsenates ist verpflichtet, iiber diese
Beschliisse in der nichsten Sitzung des Stadtsenates zu berichten.

§ 66
Enden des Amtes eines Mitgliedes des Stadtsenates

(1) Wéhrend der Amtsperiode des Gemeinderates endet das Amt eines
Mitgliedes des Stadtsenates
a) durch eine an den Magistrat gerichtete schriftliche Verzichtserkldrung;

b) im Fall einer rechtskriftigen strafgerichtlichen Verurteilung, wenn die
den Gegenstand des Verfahrens bildende strafbare Handlung mit einer
Mindestfreiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht war, mit der
Rechtskraft der Verurteilung;

c) im Fall des Amtsverlustes nach § 68a oder des § 74 Abs. 4;
d) mit dem Enden des Mandates als Mitglied des Gemeinderates (§ 31);

e) durch eine Abberufung nach § 68, soweit es sich nicht um den
Biirgermeister handelt;

f) durch die Absetzung als Biirgermeister nach § 67.

(2) In den Féllen des Abs. 1 lit. a, b, c, e und f wird die Mitgliedschaft im
Gemeinderat nicht bertihrt.

(3) Abs. 1 lit. a bis d und f gilt auch fiir einen Biirgermeister, der in die

39. § 66 Abs. 1 lit. a lautet:
a) durch Verzicht; § 31 Abs. 3 gilt;
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Gesamtzahl der Mitglieder des Stadtsenates nicht einzurechnen ist (§ 25 Abs. 1
und 2).

§ 68
Abberufung von Mitgliedern des Stadtsenates

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Stadtsenates kann aus seiner Funktion

abberufen werden (Abwahl)

a) von mehr als der Hélfte der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf
deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) gewihlt
worden ist;

b) vom Gemeinderat, sofern das Mitglied (Ersatzmitglied) gemal § 25
Abs. 7 gewihlt worden ist.

(2) Ein Antrag auf Abwahl nach Abs. 1 lit. a muB3 von mehr als der Halfte
der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das
Mitglied (Ersatzmitglied) des Stadtsenates gewihlt worden ist, in einer Sitzung
des Gemeinderates eingebracht werden.

(3) Bei Vorliegen eines ordnungsgemiflen Antrages auf Abwahl hat der
Vorsitzende nachtriglich einen entsprechenden Tagesordnungspunkt in die
Tagesordnung aufzunehmen und diesen nach den in dieser 6ffentlichen Sitzung
sonst zu behandelnden Tagesordnungspunkten zu reihen. § 35 Abs. 5 ist in
diesem Fall nicht anzuwenden.

(4) Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl
mit Stimmzetteln zu entscheiden. Der Vorsitzende hat den Betroffenen fiir
abgewdhlt zu erkldren, wenn

a)im Fall des Abs. 1 lit. a die Anzahl der auf Abberufung lautenden
abgegebenen Stimmen (§ 23 Abs. 5) mehr als der Halfte der Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§25 Abs.3) das
Mitglied (Ersatzmitglied) gewahlt worden ist, entspricht;

b) im Fall des Abs. 1 lit. b mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen
(§ 23 Abs. 5) auf Abberufung lautet.

(5) Ist der Betroffene in der Sitzung des Gemeinderates nicht anwesend, hat
ihn der Biirgermeister von der im Gemeinderat erfolgten Abwahl schriftlich in
Kenntnis zu setzen.

(6) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird durch eine Abberufung
(Abwahl) nicht beriihrt.
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40. § 68 Abs. 4 erster Satz wird durch folgende Sitze ersetzt:

Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit
Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu
erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied
(Ersatzmitglied) gewéhlt worden ist.
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§ 68b
Verfahren in Unvereinbarkeits-
angelegenheiten

(1) Soll ein Mitglied des Stadtsenates eine leitende Stelle im Sinne des § 4
des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBI.
Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017, bekleiden, hat der
Stadtsenat innerhalb eines Monats nach seiner Erkldrung, dass eine solche
Betdtigung im Interesse der Stadt liegt, beim Gemeinderat die Erteilung der
Zustimmung zu beantragen.

(2) Der Gemeinderat hat innerhalb von drei Monaten nach dem Einlangen
des Antrages des Stadtsenates in 6ffentlicher Sitzung Beschluss zu fassen.

§ 69
Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Der Biirgermeister vertritt die Stadt. Unbeschadet des § 101 Abs. 2
obliegt dem Biirgermeister insbesondere die Wahrnehmung der Parteienrechte
der Stadt in Verwaltungsverfahren, ausgenommen die FErhebung von
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen an Gerichte, sowie die Abgabe von
AuBerungen der Stadt aufgrund gesetzlich begriindeter Anhérungs- und
Begutachtungsrechte.

(2) Dem Biirgermeister obliegen alle behdrdlichen Aufgaben des eigenen
Wirkungsbereiches, die durch Gesetz nicht einem anderen Organ iibertragen
sind. In den Angelegenheiten der Verwaltung der Stadt als Wirtschaftskorper
obliegt dem Biirgermeister die laufende Verwaltung.

(3) Der Biirgermeister kann einzelne Gruppen von Aufgaben - unbeschadet
seiner Verantwortlichkeit - den nach der Geschiftsverteilung in Betracht
kommenden Mitgliedern des Stadtsenates zur Erledigung in seinem Namen
iibertragen, wenn es der Umfang der Aufgaben erfordert. In diesen
Angelegenheiten sind die Mitglieder des Stadtsenates an die Weisungen des
Biirgermeisters gebunden. Die Bestimmungen des Abs. 5 gelten sinngeméB.

(4) Der Biirgermeister hat das Recht, zu verlangen, da er bei seinen
Verfligungen und Entscheidungen vom Stadtsenat oder einem Ausschuf3 beraten
wird. Dasselbe gilt sinngeméal im Fall einer Ubertragung nach Abs. 3.

(5) Der Birgermeister ist flir seine Geschiftsfiihrung in den
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41. In § 68b Abs. 1 wird die Wortfolge ,,des Unvereinbarkeits- und Transparenz-
Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBIL. Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung
BGBI. I Nr. 138/2017, durch die Abkiirzung ,,Unv-Transparenz-G* ersetzt.

42. § 69 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelmifBig vorkommenden
Verwaltungsaufgaben der Stadt ohne weittragende finanzielle, wirtschaftliche,
politische oder dhnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem Biirgermeister

1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fiir Betrdge
bis einschlieBlich 5.000 Euro und

2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir

a) Mahnklagen geméf3 Z 1 und

b) Revisionen geméfB Art. 133 Abs. 1 B-VG, sofern der
Biirgermeister belangte Behorde gemdf3 Art. 133 Abs. 6
Z 2 B-VG ist.



REG.SITZG

Angelegenheiten  des dem  Gemeinderat

verantwortlich.

eigenen  Wirkungsbereiches

§77
Geschiftsfiihrung der Ausschiisse

(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Obmann im Einvernehmen mit
dem Referenten nach Bedarf einzuberufen. Der Obmann ist verpflichtet, ohne
Verzug eine Sitzung einzuberufen, wenn dies von einem Drittel der
AusschuBimitglieder mit Vorschlag der Tagesordnung verlangt wird.

(2) Der Obmann-Stellvertreter hat
voriibergehenden Verhinderung zu vertreten.

den Obmann im Fall seiner

(3) Jedes AusschuBmitglied hat das Recht, sich im Fall seiner Verhinderung
durch ein seiner Gemeinderatspartei (§ 23 Abs. 3) angehorendes Mitglied des
Gemeinderates oder durch ein auf der Liste der Ersatzmitglieder nach der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 gereihtes
Ersatzmitglied vertreten zu lassen, wobei nur so viele Ersatzmitglieder in
Betracht kommen, als die Gemeinderatspartei Mitglieder im Gemeinderat hat.
Durch eine Vertretung durch ein Ersatzmitglied darf die zuldssige Hochstzahl der
Mitglieder des Gemeinderates nicht verdndert werden.

(4) Die Bestimmungen der §§27 Abs.2, 28 Abs. 1, 35 Abs. 2 mit
Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3 bis 5 und Abs. 6 letzter Satz, 37 Abs. 1 und
3,38 Abs. 1 bis 3, 39, 43 und 44 Abs. 1 bis 5 gelten sinngemaB mit der Maflgabe,
daB} die Tagesordnung nach Tunlichkeit vier Tage vor der Sitzung zuzustellen ist,
dal der Obmann den Vorsitz fithrt und dal3 die Niederschrift vom Obmann,
einem weiteren Mitglied des Ausschusses und dem Schriftfithrer zu unterfertigen
ist.

(5) Der Magistratsdirektor hat das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse
beratend teilzunehmen. Dieses Recht steht bei den Sitzungen des
Kontrollausschusses auch dem Direktor des Kontrollamtes zu.

(6) Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht 6ffentlich. Mitteilungen an die
Offentlichkeit {iber den Verlauf der Sitzungen sind untersagt. Die Mitglieder des
Stadtsenates haben das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse mit beratender
Stimme teilzunehmen. Zu den Verhandlungsgegenstinden hat - ausgenommen in
den Sitzungen des Kontrollausschusses - der Referent zu berichten.

(7) Der Kontrollausschul hat zu jedem Verhandlungsgegenstand einen
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43. In § 77 Abs. 3 erster Satz entfillt der Klammerausdruck ,,(§ 23 Abs. 3).

44. § 77 Abs. 6 dritter Satz lautet:

Die Mitglieder des Stadtsenats haben das Recht, an den Sitzungen der
Ausschiisse — ausgenommen die Sitzungen des Kontrollausschusses — mit
beratender Stimme teilzunehmen.

45. § 77 Abs. 6 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

Die Ausschiisse konnen beschliefen, Mitglieder des Stadtsenats zu den
Sitzungen als Auskunftspersonen beizuziehen. Dieser Einladung zur Teilnahme
als Auskunftsperson ist Folge zu leisten.
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Berichterstatter zu wéhlen, der zu den Verhandlungsgegenstinden zu berichten
hat. Ist ein Verhandlungsgegenstand an den Gemeinderat weiterzuleiten, so hat
der Berichterstatter das Ergebnis der Beratungen in einem Bericht
zusammenzufassen und die Beschliisse des Kontrollausschusses im Gemeinderat
zu vertreten.

(8) Ist eine Angelegenheit so dringend, dass die néchste Sitzung des
Ausschusses ohne Gefahr eines Nachteiles fiir die Stadt nicht abgewartet werden
kann, so kann die Beschlussfassung ausnahmsweise schriftlich im Umlaufweg
erfolgen. In diesem Fall ist derselbe Beschlussantrag allen Mitgliedern des
Ausschusses zuzuleiten. Die Zustimmung wird durch Unterfertigung des
Beschlussantrages unter Beifiigung des Datums erteilt. Beschliisse im
Umlaufweg konnen nur einstimmig gefasst werden; sie sind in der Niederschrift
der darauffolgenden Sitzung des Ausschusses zu protokollieren.

§79
Leitung des Magistrates

(1) Der Biirgermeister ist der Vorstand des Magistrates. [hm unterstehen die
Bediensteten der Stadt.

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Biirgermeisters obliegt die Leitung
des inneren Dienstes des Magistrates dem Magistratsdirektor. Er ist Vorgesetzter
der Bediensteten der Stadt.

(3) Der Magistratsdirektor muf3 ein rechtskundiger Bediensteter des
Magistrates sein. Dem Magistratsdirektor obliegt es, insbesondere flir einen
zweckentsprechenden und  geregelten  Geschiftsgang wund  fiir  die
GesetzmaBigkeit, Einfachheit und Sparsamkeit im Geschéftsgang zu sorgen.
Zum zweckentsprechenden Geschiftsgang gehdren insbesondere ein
reibungsloser Ablauf der Geschifte und die Sorge fiir die zweckentsprechende
und angemessene Beschiftigung der Bediensteten.

(4) Der Magistratsdirektor ist vom Gemeinderat zu bestellen.

(5) Der Birgermeister hat fir den Fall der Verhinderung des
Magistratsdirektors aus dem Kreis der rechtskundigen Bediensteten des
Magistrates einen Stellvertreter zu bestimmen.

§ 84
AuBler- und iiberplanmifBige Mittelverwendungen
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46. § 79 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

Der Magistratsdirektor hat ein den Anforderungen der Stadt angemessenes
internes Kontrollsystem einzurichten und zu fiihren.
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(1) Mittelverwendungen, die ihrer Art nach im Voranschlag nicht
vorgesehen sind (auBerplanméfige Mittelverwendungen), bediirfen der
vorherigen  Zustimmung des Gemeinderates, wenn die einzelne
Mittelverwendung ein Promille der Summe des Abschnittes 92 ,,Offentliche
Abgaben der Finanzierungsrechnung gemif Anlage 2 der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des zweitvorangegangenen
Finanzjahres iibersteigt.

(2) Mittelverwendungen, die die im Voranschlag vorgesehenen Betrdge
iiberschreiten (liberplanméBige Mittelverwendungen), bediirfen der vorherigen
Zustimmung des Gemeinderates, wenn die einzelne Mittelverwendung zwei
Promille der Summe des Abschnittes 92 ,Offentliche Abgaben* der
Finanzierungsrechnung gemidl  Anlage 2 der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des zweitvorangegangenen
Finanzjahres iibersteigt.

(3) AuBerplanméBige und iiberplanméBige Mittelverwendungen, soweit sie
nach Abs. 1 und 2 nicht der vorherigen Zustimmung bediirfen, sind dem
Gemeinderat in der ndchstfolgenden Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

(4) Antrage, deren Annahme aufler- oder iiberplanmifBige
Mittelverwendungen auslost, diirfen nur behandelt werden, wenn gleichzeitig die
Bedeckung hiefiir vorgeschlagen wird. Beschliisse dieser Art diirfen nur gefasst
werden, wenn fiir die Bedeckung vorgesorgt ist.

(5) Wird durch auflerplanméBige oder iiberplanmaBige Mittelverwendungen
der Voranschlag wesentlich ausgeweitet oder droht dadurch eine wesentliche
Storung des Ausgleiches des Voranschlages, so hat der Gemeinderat einen
Nachtragsvoranschlag zu beschlieBen. Fiir den Nachtragsvoranschlag gelten die
Bestimmungen des § 83 Abs. 3 und 4 sinngemaé0.

§ 88
Dem Gemeinderat vorbehaltene MaSinahmen
(1) Zu ihrer Wirksamkeit bediirfen der Zustimmung des Gemeinderates:

1. Die VerduBerung oder Belastung von unbeweglichem Vermdgen der
Stadt, sofern der Wert dieses Vermogens 10.000 Euro iibersteigt;

2. die Aufhahme von Darlehen und die Ubernahme von Haftungen durch
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47. In § 84 Abs. 1 und 2 wird jeweils die Wortfolge ,,Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, durch die Abkiirzung
VRV 2015% ersetzt.
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die Stadt;

3.der Verzicht auf die Geltendmachung von Forderungen, die im
Einzelfall 3.000 Euro iibersteigen.

(2) Fiir einen BeschluB3, mit dem unbewegliches Vermogen verauflert oder
belastet wird, ist die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder
des Gemeinderates erforderlich, sofern der Wert dieses Vermdgens 72.000 Euro
iibersteigt.

(3) Die Bestimmungen des § 14 Abs. 1 F-VG 1948, BGBI Nr 45, zuletzt in
der Fassung BGBI I Nr 51/2012, werden durch Abs. 1 nicht beriihrt.

§ 88a
Haushaltsfiihrung, Vermogensverwaltung

(1) Der Gemeinderat hat durch Verordnung ndhere Vorschriften
(Haushaltsordnung) iiber die Haushaltsfilhrung der Stadt, insbesondere iiber die
Feststellung des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses, sowie die
Rechnungs- und Kassenfithrung insoweit zu erlassen, als nicht das
Bundesministerium flir Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof
gemil § 16 Abs. 1 F-VG 1948, BGBI Nr 45, zuletzt in der Fassung BGBI I Nr
51/2012, eine Regelung iiber die Form und die Gliederung des Voranschlages
und des Rechnungsabschlusses trifft. Bei der Erlassung der Haushaltsordnung ist
insbesondere auf die Bestimmungen dieses Gesetzes sowie auf die Grundsitze
einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckméBigen Haushaltsfiihrung und auf
die Vermeidung von Mifstdnden, insbesondere im Bereich der Kassenfiihrung,
Bedacht zu nehmen.

(2) Das Vermogen der Stadt ist moglichst ohne Beeintrdchtigung der
Substanz zu erhalten. Es ist pfleglich und entsprechend seiner Zweckwidmung
nach wirtschaftlichen Grundsdtzen zu verwalten, wobei vom ertragsfiahigen
Vermdgen der grofite dauernde Nutzen gezogen werden soll.

§ 88b
Automationsunterstiitzte Haushaltsfiihrung

Die Haushaltsfithrung darf auch unter Anwendung eines elektronischen
Datenverarbeitungsverfahrens erfolgen, soweit sichergestellt ist, dass

a) dokumentierte, freigegebene, zur Haushaltsfilhrung geeignete und
giiltige Programme verwendet werden,
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48. § 88 Abs. 3 entfiillt.

49. In § 88a Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,, BGBI. Nr. 45, zuletzt in der Fassung
BGBI. I Nr. 51/2012,.
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b) die Richtigkeit und Vollstdndigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe,
Datenspeicherung und Datenausgabe durch Kontrollen gewéhrleistet
sind,

¢) in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann,

d) Vorkehrungen gegen einen Verlust oder eine unkontrollierte
Veranderung der gespeicherten Daten getroffen sind,

e) die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziehung
Beteiligten festgelegt und gegeneinander abgegrenzt sind,

f) bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur
Fortfihrung der Aufgaben der Haushaltsfiihrung im unbedingt
notwendigen Ausmal} getroffen werden,

g) nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten wihrend der
Aufbewahrungsfrist so sichergestellt sind, dass diese Daten innerhalb
einer angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollstdndigen
Wiedergabe visuell lesbar gemacht werden konnen,

h) im Falle einer elektronischen Fertigung an die Stelle einer Unterschrift 30. In § 88b lit. h und i wird jeweils die Wortfolge ,des E-GovG — E-
ein Verfahren zum Nachweis der Identitit im Sinne von § 2 Z 1 des E- Government-Gesetzes, BGBL. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des
GovG — E-Government-Gesetzes, BGBL I Nr. 10/2004, zuletzt in der Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 104/2018, durch die Abkiirzung ,,E-GovG* ersetzt.
Fassung des Bundesgesetzes BGBL I Nr. 104/2018, des
Anweisungsberechtigten oder des Bestitigenden und der Authentizitét
im Sinne von § 2 Z 5 des E-GovG — E-Government-Gesetzes,

BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 104/2018, tritt und

i)im Falle von Einzahlungsbestitigungen fiir die Ubergabe von
Zahlungsmitteln in Form von elektronischen Dokumenten diese mit
einer Amtssignatur im Sinne von § 19 des E-GovG — E-
Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. T Nr. 104/2018, versehen sind; Ausfertigungen
dieser Einzahlungsbestdtigungen in Form von Ausdrucken oder von
Kopien solcher Ausdrucke brauchen keine Unterschrift des
Gemeindebediensteten.

§91
Entscheidung iiber Berufungen 51. In § 91 Abs. 1 erster Satz entfillt die Wortfolge ,und gegen Bescheide des

(1) Uber Berufungen gegen Bescheide des Biirgermeisters und gegen Magistrates®.
Bescheide des Magistrates in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
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entscheidet der Stadtsenat, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Dieser
iibt — soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist — auch die in den
verfahrensgesetzlichen =~ Bestimmungen  vorgesehenen  oberbehdrdlichen
Befugnisse aus.

(2) Uber Berufungen gegen Bescheide des Stadtsenates in Angelegenheiten
des eigenen Wirkungsbereiches in erster Instanz entscheidet der Gemeinderat,
soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Dieser {ibt — soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist — auch die in den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen
vorgesehenen oberbehordlichen Befugnisse aus.

§ 94
Auskunftsrecht der Landesregierung

(1) Die Landesregierung ist berechtigt, sich im Weg des Biirgermeisters
iiber jedwede Angelegenheit der Stadt zu unterrichten.

(2) Der Biirgermeister ist verpflichtet, der Landesregierung die im Einzelfall
verlangten Auskiinfte zu erteilen und Priifungen an Ort und Stelle durch die
Landesregierung vornehmen zu lassen. Auskiinfte nach dem ersten Satz sind auf
Verlangen der Landesregierung auch elektronisch zu erteilen.
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52. Nach § 94 wird folgender § 94a eingefiigt:

§ 94a
Feststellungsbescheid

(1) Wenn die Stadt bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs Gesetze
oder Verordnungen verletzt, insbesondere ihren Wirkungsbereich iiberschreitet
oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann die
Landesregierung den Rechtsverstol mit Bescheid feststellen und der Stadt die
erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsverstofl im Verhéltnis zur Bedeutung der durch das verletzte
Gesetz oder die verletzte Verordnung verfolgten &ffentlichen Interessen
gering ist und

2. dies notwendig scheint, um die Stadt von weiteren Rechtsverstoflen
gleicher Art abzuhalten.

(2) Der Biirgermeister hat den Bescheid jenem Organ, dem der
Rechtsverstol anzulasten ist, ehestmoglich zur Kenntnis zu bringen. Dariiber
hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der
néchsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.
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§ 96
Aufhebung sonstiger Verwaltungsakte, Nichtigerklirung

(1) Die Landesregierung hat das Recht, rechtskriftige, gesetzwidrige
Bescheide, die in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem
Bereich der Landesvollziehung durch den Magistrat, den Biirgermeister, den
Stadtsenat oder den Gemeinderat erlassen wurden, von Amts wegen aufzuheben,
wenn der Bescheid

a) von einem unzustindigen Organ oder von einem nicht richtig

zusammengesetzten Kollegialorgan erlassen wurde,

b) einen strafgesetzwidrigen Erfolg herbeifiihren wiirde,

¢) tatsdchlich undurchfiihrbar ist oder

d) an einem durch gesetzliche Vorschrift ausdriicklich mit Nichtigkeit
bedrohten Fehler leidet.

(2) Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung eines Bescheides ist eine
Behebung aus den Griinden des Abs. 1 lit. a nicht mehr zuldssig.

(3) Die Bestimmungen des Abs.1 lit.d gelten sinngemaf fiir einen
BeschluB3 iiber die Auflésung des Gemeinderates.

(4) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, obliegt der
Landesregierung auch die Nichtigerkldrung von Bescheiden und sonstigen
Beschliissen von Gemeindeorganen. Nach Ablauf von drei Jahren darf eine
Nichtigerklarung nicht mehr erfolgen.

. § 98
Uberpriifung der Gebarung

(1) Die Landesregierung hat das Recht, die Gebarung der Stadt auf ihre
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckméaBigkeit zu iiberpriifen.

(2) Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Biirgermeister zu {ibermitteln.

(3) Der Biirgermeister hat den Priifungsbericht dem Gemeinderat
vorzulegen und innerhalb von drei Monaten der Landesregierung die auf Grund
des Priifungsergebnisses getroffenen MaBinahmen mitzuteilen.

§ 99a
Genehmigungsvorbehalt
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53. In § 96 Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,den Magistrat,".

54. In § 98 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderat™ die Wortfolge ,und dem
Kontrollausschuss* eingefiigt.
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(1) Die Ubernahme von Haftungen durch die Stadt bedarf der Genehmigung
der Landesregierung.

(2) Die Stadt darf Haftungen als Ausfallsbiirge, als einfacher Biirge sowie
als Biirge und Zahler iibernehmen. Die Stadt darf Haftungen nur iibernehmen,
wenn sie befristet sind und der Betrag, fiir den gehaftet wird, ziffernméBig
bestimmt ist; sie hat sicherzustellen, dass auerbudgetire Einheiten der Stadt, die
dem Sektor Staat zuzuordnen sind und im Verantwortungsbereich der Stadt nach
dem FEuropdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG)
liegen, nur unter denselben Voraussetzungen Haftungen {ibernechmen.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn

1. durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Bestimmungen,
insbesondere die Voraussetzungen des Abs. 2, verletzt werden oder

2. die beabsichtigte Haftungsiibernahme fiir die Stadt mit einer
unverhéltnisméfBig hohen Belastung verbunden ist, wobei eine
unverhéltnisméfBig hohe Belastung jedenfalls vorliegt, wenn durch die
Haftungsiibernahme infolge einer dauernden Schmilerung des
Vermogens der Stadt die Erfiillung ihrer Aufgaben nicht mehr
gewdhrleistet wire, oder

3. im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsféhigkeit der Stadt
gefdhrdet wére oder

4. Haftungsobergrenzen nach Mafgabe einer Verordnung gemill Abs. 4
iiberschritten wiirden.

(4) Soweit dies zur Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Osterreichischen
Stabilitatspakt, insbesondere in Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist,
hat die Landesregierung durch Verordnung ndhere Bestimmungen fiir die
Ubernahme von Haftungen durch die Stadt sowie durch auBerbudgetire
Einheiten der Stadt im Sinne des Abs. 2 zu erlassen. In einer Verordnung nach
dem ersten Satz ist auch zu regeln, welche Risikovorsorge fiir Haftungen zu
bilden ist, bei denen eine Inanspruchnahme zumindest mit iiberwiegender
Wabhrscheinlichkeit angenommen wird.

(5) Haftungsiibernahmen der Stadt werden auch Dritten gegeniiber erst mit
der Genehmigung rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die
Landesregierung nicht binnen drei Monaten nach Einlangen des Antrages die
Genehmigung versagt oder schriftlich der Stadt gegeniiber Bedenken geéduf3ert
oder um Aufklérung ersucht hat. Der Umstand, dass die Haftungsiibernahme der
Genehmigung durch die Landesregierung bedarf und die im Vorstehenden daran
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55.§99a Abs. 3 Z 1 lautet:
1. durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Bestimmungen,
insbesondere die Voraussetzungen des Abs. 2, oder unmittelbar
anwendbares Unionsrecht verletzt werden oder

56. In § 99a Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem
Osterreichischen Stabilitétspakt™ durch die Wortfolge ,,von Verpflichtungen
aufgrund staatsrechtlicher Vereinbarungen® ersetzt.
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gekniipften Rechtsfolgen sind in jeder iiber die Haftungsiibernahme verfassten
Urkunde anzufiihren.

57. Nach § 99a wird folgender § 99b eingefiigt:

§ 99b
Aufsichtsbeschwerde

(1) Fiir eine Beschwerde iiber die Amtsfiihrung von Organen der Stadt oder
deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwerde) gilt Folgendes:

1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich beim Amt der Landesregierung
einzubringen.

2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied
iber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis zu setzen und diesem
Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist
schriftlich dazu Stellung zu nehmen.

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw.
dessen Mitglied durch sein Verhalten Gesetze oder Verordnungen
verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen
Mitglied, der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu
informieren. Dabei kann auch die Stellungnahme geméB Z 2 iibermittelt
werden.

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne
unndtigen Aufschub, spétestens aber sechs Monate nach dem Einlangen
bei der Landesregierung zu erfolgen.

5. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 ist dem
Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der néchsten Sitzung zur
Kenntnis zu bringen.

(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsbeschwerden:

1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;

2.in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer
Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerdefiihrers bereits erledigt
wurden;

3. mit denen die Tétigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in
Anspruch genommen wird;

4.in Angelegenheiten, die einer aufsichtsbehordlichen Genehmigung
bediirfen;

5.in Angelegenheiten, die Gegenstand eines anhéngigen oder bereits
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abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens oder Verwaltungsverfahrens
sind;

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsverletzung beziehen und bei denen
auch kein wesentliches offentliches Interesse an einer Behandlung
vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden.

. Artikel 111
Anderung des Villacher Stadtrechtes 1998

Das Villacher Stadtrecht 1998 — K-V StR 1998, LGBI. Nr. 69/1998, zuletzt
gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 80/2020, wird wie folgt gedndert:

(1) Das Gebiet der Stadt umfaBt die Katastralgemeinden Villach, Féderaun, 1. In § 2 Abs. I wird das Wort ,,Foderaun® durch das Wort ,,Federaun® ersetzt.
Judendorf, Perau, St. Martin II und Vélkendorf sowie die im § 51 Abs. 3 und 4

des Gesetzes liber die Neuordnung der Gemeindestruktur in Kérnten angefiihrten
Gebiete; weiters die im § 51 Abs. 2 des Gemeindestrukturverbesserungsgesetzes

2. § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:
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angefiihrten Gebiete.

(2) Der Gemeinderat hat die Verkehrsflichen und die geschlossenen
Siedlungen zu benennen. Hiebei ist auf die historischen und oOrtlichen
Gegebenheiten Bedacht zu nehmen.

(3) Der Gemeinderat kann das Stadtgebiet zu Verwaltungszwecken in
Stadtbezirke einteilen. Abs. 2 zweiter Satz gilt sinngemal.

§9
Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann
Soweit in diesem Gesetz Funktionsbezeichnungen in ausschlieSlich ménnlicher
Form festgelegt sind, sind sie fiir weibliche Amtsinhaber in weiblicher Form zu
verwenden.

§9a
Verweise
Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird,
beziehen sich diese Verweise auf die Landesgesetze in der jeweils geltenden
Fassung.
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Auf Anderungen der Grenzen des Stadtgebietes ist § 8 der Kirntner
Allgemeinen Gemeindeordnung — K-AGO sinngeméal anzuwenden.

3. § 9 lautet:

§9
Sprachliche Gleichbehandlung
Die in diesem Gesetz verwendeten personenbezogenen Ausdriicke

betreffen, soweit dies inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdriicklich
anderes bestimmt ist, alle Geschlechter gleichermalen.

4. § 9a lautet:

§ 9a
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend
angefiihrten Bundesgesetze ist als Verweisung auf die nachstehend angefiihrte
Fassung zu verstehen:

1. E-Government-Gesetz — E-GovG, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 119/2022;

2. Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz — Unv-Transparenz-G,
BGBI. Nr. 330/1983 zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 70/2021;

3. Zustellgesetz — ZustG, BGBI. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 42/2020.

(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 86 Abs. 1 und 2 ist als
Verweisung auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 —
VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr.
17/2018, zu verstehen.
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§ 11
Eigener Wirkungsbereich
(1) Der eigene Wirkungsbereich der Stadt umfait neben den

Angelegenheiten des § 1 Abs. 4 alle Angelegenheiten, die im ausschlieBlichen
oder liberwiegenden Interesse der in der Stadt Villach als Gemeinde verkorperten
ortlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft
innerhalb ihrer ortlichen Grenzen besorgt zu werden.

(2) Der Stadt sind zur Vollziehung im eigenen Wirkungsbereich die

behordlichen  Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten
gewdhrleistet:
1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zustindigkeit
uberortlicher Wahlbehorden;
2. Regelung der inneren  Einrichtungen zur Besorgung der
Gemeindeaufgaben,;

3. Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausiibung der Diensthoheit
unbeschadet der Zustandigkeit iiberortlicher Disziplinar-, Qualifikations-
und Priifungskommissionen;

. ortliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG);

. ortliche Veranstaltungspolizei;

. Verwaltung der Verkehrsflachen der Gemeinde; ortliche Stralenpolizei;
. Flurschutzpolizei;

. ortliche Marktpolizei;

. ortliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiet des
Hilfs- und Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens;

10. Sittlichkeitspolizei;
11. ortliche Baupolizei; ortliche Feuerpolizei;
12. ortliche Raumplanung;

13. offentliche Einrichtungen zur aufBergerichtlichen Vermittlung von
Streitigkeiten;
14. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen.

O 00 3 N L K

(3) Jedenfalls fallen jene Angelegenheiten in den eigenen Wirkungsbereich,
die durch ein Bundesgesetz oder ein Landesgesetz ausdriicklich als solche des
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden bezeichnet sind.

(4) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im
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5.5 11 Abs. 2 Z 13 lautet:

13. auBergerichtliche Vermittlung von Streitigkeiten in den Angelegen-
heiten des Zivilrechtswesens und des Strafrechtswesens;
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Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener
Verantwortung frei von Weisungen unter Ausschlul eines Rechtsmittels an
Verwaltungsorgane auflerhalb der Stadt zu besorgen.

(5) Auf Antrag des Gemeinderates kann die Besorgung einzelner
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, soweit sie zum Bereich der
Landesvollziehung gehoéren, durch Verordnung der Landesregierung auf eine
staatliche Behorde iibertragen werden. Soweit durch eine solche Verordnung eine
Zustandigkeit auf eine Bundesbehorde iibertragen werden soll, bedarf sie der
Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben,
sobald der Grund fiir ihre Erlassung weggefallen ist. Die Ubertragung darf sich
nicht auf das Recht zur Erlassung ortspolizeilicher Verordnungen erstrecken.

(6) Fiir einen Antrag im Sinne des Abs.5 ist auch hinsichtlich der
Bundesvollziehung der Gemeinderat zustindig.

(7) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind
solche des eigenen Wirkungsbereiches. Nicht in den eigenen Wirkungsbereich
fallen diejenigen Aufgaben, die ausdriicklich als solche des iibertragenen
Wirkungsbereiches bezeichnet sind, und die Kundmachung von Verordnungen
der Gemeinde (§ 16) in Angelegenheiten des iibertragenen Wirkungsbereiches.

§18
Verleihung des Rechtes zur Fiihrung des Stadtwappens

(1) Der Gemeinderat kann natiirlichen Personen, Gesellschaften des
Handelsrechts und juristischen Personen das Recht verleihen, das Stadtwappen
zu fithren, wenn dies im Interesse der Stadt liegt.

(2) Der Gemeinderat kann die Verleihung mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der in beschluflfdhiger Anzahl Anwesenden widerrufen,
wenn sich der Berechtigte seines Rechtes fiir unwiirdig erweist. Die Verleihung
gilt als widerrufen, wenn der Berechtigte gemidBl § 18 der Kérntner

Gemeinderats- und Bilirgermeisterwahlordnung 2002 vom  Wahlrecht
ausgeschlossen wird.
(3) Wer das  Stadtwappen  unbefugt fithrt, begeht eine
Verwaltungsiibertretung.
§21

Zusammentritt des neugewéihlten Gemeinderates
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6. In § 18 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Gesellschaften des Handelsrechts* durch
die Wortfolge ,,eingetragenen Personengesellschaften® ersezzt.
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(1) Der neugewéhlte Gemeinderat ist binnen vier Wochen nach der Wahl
vom bisherigen Biirgermeister einzuberufen. Die Einberufung hat so zu erfolgen,
daB der neugewihlte Gemeinderat innerhalb von sechs Wochen nach der Wahl
zu seiner ersten Sitzung zusammentreten kann. Von der Einberufung ist bis zu
einer Woche nach Zustellung der Entscheidung der Landeswahlbehdrde
abzusehen, wenn ein Einspruch gegen die Wahl bei der Gemeindewahlbehorde
eingebracht worden ist. Von der Einberufung ist auch abzusehen, wenn die Wahl
des Gemeinderates fiir nichtig erklart wird.

(2) Im neugewihlten Gemeinderat hat der nach den Bestimmungen der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 neugewéhlte
Biirgermeister (§ 22 Abs. 1) - auch vor seiner Angelobung - den Vorsitz zu
fiihren. Ist der neugewihlte Biirgermeister verhindert oder erfolgt eine Wahl des
Biirgermeisters durch den Gemeinderat, so hat bis zur Angelobung des
neugewahlten Biirgermeisters das an Jahren dlteste Mitglied des Gemeinderates -
auch vor seiner Angelobung - den Vorsitz zu fiithren.

(3) Die Mitglieder des neugewdhlten Gemeinderates haben vor dem
Gemeinderat durch die Worte “Ich gelobe” folgendes Gelobnis abzulegen: “Ich
gelobe, der Verfassung, der Republik Osterreich und dem Land Kérnten Treue zu
halten, die Gesetze zu beachten, fiir die Selbstverwaltung einzutreten, meine
Amtspflicht unparteiisch und uneigenniitzig zu erfiillen, die mir obliegende
Verschwiegenheit zu wahren und das Wohl der Stadt Villach nach bestem
Wissen und Gewissen zu fordern.”

(3a) Nach der Angelobung der Mitglieder des Gemeinderates (Abs. 3) hat
die Angelobung des neugewdhlten Biirgermeisters zu erfolgen. Wird der
Biirgermeister durch den Gemeinderat gewéhlt, hat nach der Angelobung der
Mitglieder des Gemeinderates die Wahl des Biirgermeisters zu erfolgen.

(4) Spéter eintretende Mitglieder des Gemeinderates haben das Geldbnis bei
der ersten Sitzung des Gemeinderates, an der sie teilnehmen, zu leisten.

(5) Ein Gelobnis unter Bedingungen oder Zusitzen gilt als verweigert. Die
Beifiigung einer religiosen Beteuerung ist zuléssig.

(6) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates darf vor der Ablegung
des Gelobnisses abgesehen von einer Vorsitzfithrung nach Abs. 2 keine sonstigen
Handlungen als Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates setzen.
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7. § 21 wird folgender Abs. 7 angefiigt:
(7) Die auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei von der
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§23
Wahl des Biirgermeisters durch den Gemeinderat

(1) Im Fall des §22 Abs. 3 hat der Gemeinderat fiir seine verbleibende
Amtsperiode (§ 20 Abs. 1) innerhalb von vier Wochen nach dem Enden des
Amtes des Biirgermeisters die Nachwahlen durchzufiihren.

(1a) Im Fall des § 22 Abs. la ist dic Wahl in der ersten Sitzung des
neugewihlten Gemeinderates vorzunechmen. Wurde fiir eine Nachwahl gemaf §
22 Abs. 2 kein Wahlvorschlag fiir die Wahl des Biirgermeisters eingebracht oder
gelten alle Wahlvorschldge als nicht eingebracht, ist die Wahl innerhalb von zwei
Wochen nach Ablauf der Frist fiir die Einbringung von Wahlvorschlagen
vorzunehmen.

(2) Der Vorsitzende hat zur Priifung des Wahlergebnisses zwei Mitglieder
des Gemeinderates als Wahlzeugen zu bestellen.

(3) Der Biirgermeister ist vom Gemeinderat mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen zu wéhlen. Wihlbar ist, wer einer Gemeinderatspartei,
das ist die Gesamtheit der aus einem Wahlvorschlag gewihlten Mitglieder des
Gemeinderates, angehort, der nach dem Verhéltniswahlrecht (§ 80 Abs. 3 der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002) Anspruch auf
Vertretung im Stadtsenat zukommt, und von dieser Gemeinderatspartei
vorgeschlagen wird. Als Biirgermeister sind nur Mitglieder des Gemeinderates
mit dsterreichischer Staatsbiirgerschaft wihlbar.

(4) Die Wahl ist mit Stimmzetteln durchzufiihren. Erhélt niemand die
einfache Mehrheit, so ist ein zweiter Wahlgang vorzunehmen. Erhédlt auch bei
diesem niemand die einfache Mehrheit, so ist ein dritter Wahlgang vorzunehmen.
Im dritten Wahlgang ist jener Bewerber gewéhlt, der die meisten Stimmen auf
sich vereinigt. Kommt zufolge Stimmengleichheit mehr als eine Person in
Betracht, so ist von den Bewerbern derjenige zum Biirgermeister gewahlt, der
der Gemeinderatspartei angehort, die bei der Gemeinderatswahl mehr Stimmen
auf sich vereinigt hat. Ist auch diese Zahl gleich, so entscheidet das Los.
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Gemeindewahlbehdrde als gewdhlt erkldrten Mitglieder des Gemeinderates
bilden eine Gemeinderatspartei (Fraktion) im Sinne dieses Gesetzes. Eine
Gemeinderatspartei kann auch aus einem Mitglied des Gemeinderates bestehen.
Die Zugehorigkeit zu einer Gemeinderatspartei leitet sich von der Kandidatur
auf demselben Wahlvorschlag ab und ist von spiteren Willenserklarungen
unabhéngig.

8. In § 23 Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,, das ist die Gesamtheit der aus einem
Wahlvorschlag gewidhlten Mitglieder des Gemeinderates, .
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(5) Leere Stimmzettel und Stimmzettel, die auf eine nicht wéhlbare Person
lauten, sind ungiiltig und gelten nicht als abgegebene Stimmen.

§26
Bildung und Wahl der Ausschiisse

(1) Der Gemeinderat hat fiir die einzelnen Angelegenheiten oder fiir
besondere Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches die erforderlichen
Ausschiisse, ihren Wirkungskreis und die Anzahl ihrer Mitglieder festzusetzen.
Ein Ausschul mufl mindestens drei und darf nicht mehr als neun Mitglieder
haben. Der Gemeinderat hat jedenfalls einen Kontrollausschuf3, einen Ausschuf3
fiir Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaft und einen Ausschuss fiir
Umweltschutz zu bilden. Den jedenfalls zu bildenden Ausschiissen -
ausgenommen dem Kontrollausschul - diirfen auch andere im sachlichen
Zusammenhang stehende Angelegenheiten zugewiesen werden.

(2) Die Mitglieder der Ausschiisse sind vom Gemeinderat aus seiner Mitte
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wiéhlen. Die Ausschiisse
sind derart zusammenzusetzen, dafl die Anzahl der einzelnen Mitglieder aller
Ausschiisse zusammengerechnet, dem Verhiltnis der Stirke der Gemeinde-
ratsparteien entspricht.

(3) Der Biirgermeister und die sonstigen Mitglieder des Stadtsenates sowie
deren Ersatzmitglieder und die Mitglieder des Gemeinderates, die auch
Bedienstete der Stadt sind, diirfen nicht Mitglieder des Kontrollausschusses sein.

(4) Die Ausschiisse werden fir die Amtsperiode des Gemeinderates
gebildet, wenn sich nicht aus der gestellten Aufgabe eine kiirzere Funktion
ergibt.

(5) Der Gemeinderat kann einen Ausschufl vorzeitig aufldsen. Fiir einen
solchen Beschlul sind mindestens zwei Drittel der Stimmen der in
beschluBfahiger Anzahl Anwesenden erforderlich.

(6) Ein Mitglied kann von der Gemeinderatspartei, iiber deren Vorschlag es
gewdhlt wurde, jederzeit abberufen werden. Die Bestimmungen des § 69 gelten
sinngemél.

(6a) Im Fall des Endens des Amtes eines Mitgliedes eines Ausschusses oder
im Fall nachtrdglicher Beschliisse des Gemeinderates iiber die Anzahl der
Mitglieder eines Ausschusses sind innerhalb von acht Wochen Nachwahlen
vorzunehmen.
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9. § 26 Abs. 1 dritter Satz lautet:
Der Gemeinderat hat jedenfalls einen Ausschuss fiir die Kontrolle der Gebarung
(Kontrollausschuss) zu bilden.

10. § 26 Abs. 1 letzter Satz entfillt.

11. § 26 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

Im Kontrollausschuss muss jede Gemeinderatspartei mit mindestens einem
Mitglied vertreten sein.

12. Nach § 26 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

(2a) Die Bildung und Wahl von Ausschiissen darf, falls erforderlich,
jederzeit erfolgen.

13. § 26 Abs. 6 lautet:

(6) Das Amt eines Mitgliedes des Ausschusses endet durch Verlust der
Mitgliedschaft zum Gemeinderat, durch Verzicht, durch Abberufung oder durch
Tod. Fiir den Verzicht gilt § 67 Abs. 1 sinngeméaB. Fiir die Abberufung gilt § 69
sinngemaf.
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(7) Der Gemeinderat kann in die Ausschiisse dem Gemeinderat nicht
angehorende sachverstindige Personen mit beratender Stimme berufen.

(8) Die Ausschiisse haben den Obmann und seinen Stellvertreter aus ihrer
Mitte zu wiahlen; dabei ist das Stirkeverhéltnis (§ 80 Abs.3 der Kérntner
Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002) der Parteien im Hinblick
auf die Gesamtzahl der Obmiénner zu beriicksichtigen. Der Obmann des
Kontrollausschusses darf nicht derselben Gemeinderatspartei angehoren wie der
Biirgermeister.

§28
Rechte der Mitglieder des Gemeinderates

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben das Recht, im Gemeinderat und
in den Ausschiissen, deren Mitglieder sie sind, an der Abstimmung
teilzunechmen,  Antrdge zu  stellen sowie zu den  einzelnen
Verhandlungsgegenstinden und zur Geschéftsbehandlung das Wort zu ergreifen.
Sie haben ferner das Recht, an Sitzungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie
nicht sind, als Zuhorer teilzunehmen, sofern die AusschuBsitzung nicht fiir
vertraulich erklart worden ist. Sie haben nach Bekanntgabe der Tagesordnung
des Gemeinderates, des Stadtsenates oder eines Ausschusses wihrend der
Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der Einsicht in die zur Behandlung
stehenden Akten oder Aktenteile von Verhandlungsgegenstinden. Das Recht der
Einsicht besteht hinsichtlich der Akten von Verhandlungsgegenstinden des
Stadtsenates oder eines Ausschusses, die eine individuelle behordliche
Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene Malinahme
erfordern, nur fiir diejenigen Mitglieder des Gemeinderates, die an der Beratung
und BeschluBfassung iiber den Verhandlungsgegenstand im Stadtsenat
beziehungsweise im Ausschul mitzuwirken haben. Das Recht der Akteneinsicht
besteht nicht hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach
§ 40 Abs. 1 Z 1 bis 5 begriinden.
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14. § 26 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

(9) Mit der Beendigung der Amtsperiode des Gemeinderates horen die
Ausschiisse zu bestehen auf.

15. § 28 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

Sie haben — ausgenommen die Mitglieder des Stadtsenates im Kontrollausschuss
— ferner das Recht, an Sitzungen von Ausschiissen, deren Mitglieder sie nicht
sind, als Zuhorer teilzunehmen.

16. § 28 Abs. 1 dritter bis fiinfter Satz entfallen.

17. Nach § 28 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

(1a) Die Mitglieder des Gemeinderates haben nach Bekanntgabe der
Tagesordnung einer Sitzung des Gemeinderates oder eines Ausschusses, dessen
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(2) Das Recht auf Akteneinsicht (Abs. 1) umfafit auch das Recht, im
Gemeindeamt nach Maflgabe der vorhandenen technischen Mittel auf eigene
Kosten Kopien anfertigen zu lassen oder an Ort und Stelle Abschriften selbst
anzufertigen; Kopien diirfen nicht angefertigt werden, wenn das
verfassungsgesetzlich gewiéhrleistete Recht auf Datenschutz entgegensteht oder
Geschifts- und Betriebsgeheimnisse Dritter in Betracht kommen.

(3) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt sind
die Mitglieder des Gemeinderates berechtigt, Anfragen an den Biirgermeister, die
Vizeblirgermeister und die Stadtréte zu richten.

(4) Die Mitglieder des Gemeinderates sind bei der Ausiibung ihres
Mandates an keinen Auftrag gebunden.

§29
Bildung von Klubs

(1) Auf Grund des Wahlvorschlages derselben Partei gewéhlte Mitglieder
des Gemeinderates haben das Recht, sich in einem Klub zusammenzuschlieen.
Die einer Gemeinderatspartei (§ 23 Abs. 3) zukommenden Rechte stehen einem
Klub jedoch nur dann zu, wenn er sich aus denselben Personen zusammensetzt.

(2) Jeder Klub hat aus seiner Mitte einen Obmann und einen Stellvertreter
zu wihlen; er hat seinen Bestand dem Biirgermeister schriftlich anzuzeigen. Die
Anzeige hat den Namen des Obmannes, des Stellvertreters und die Namen der
weiteren Mitglieder zu enthalten.

(3) Die Anzeige gilt so lange, bis eine Anderung beim Biirgermeister
angemeldet wird.

_ (4) Der Biirgermeister hat zu veranlassen, dal die Anzeigen und ihre
Anderungen im Gemeinderat verlesen und der Niederschrift angeschlossen
werden.

§31
Enden des Mandates
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Mitglied sie sind, wéihrend der Amtsstunden bis zur Sitzung das Recht der
Einsicht in die zur Behandlung stehenden Akten und Aktenteile von
Verhandlungsgegenstinden. Das Recht der Akteneinsicht besteht nicht
hinsichtlich der Verhandlungsgegenstinde, die Befangenheit nach § 40 Abs. 1
begriinden.

18. § 29 Abs. 1 zweiter Satz wird durch folgende Scitze ersetzt:

Fiir den Zusammenschluss zu einem Klub und dessen Bestand sind mindestens
drei Mitglieder des Gemeinderates erforderlich. Die einer Gemeinderatspartei (§
21 Abs. 7) zukommenden Rechte stehen einem Klub jedoch nur dann zu, wenn
er sich aus denselben Personen zusammensetzt.

19. § 31 lautet:
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Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod, durch Ablauf
der Amtsperiode des Gemeinderates, durch Erklarung des Mandatsverlustes oder
durch an den Biirgermeister gerichtete schriftliche Verzichtserklarung.

§35
Aufgaben

(1) Der Gemeinderat ist das oberste Organ in den Angelegenheiten des
eigenen Wirkungsbereiches.

(2) Der Gemeinderat hat den grundlegenden Inhalt der durch die Stadt
abzuschlieBenden Dienstvertrdge durch Dienstordnungen festzulegen; der
AbschluB3 von Kollektivvertrdgen bedarf seiner Zustimmung.

(3) Die Vereinbarung eines Gemeindeverbandes bedarf der Zustimmung des
Gemeinderates.

(4) Stellt der Gemeinderat Verletzungen des Grundsatzes der
GesetzmiBigkeit der Verwaltung des eigenen Wirkungsbereiches sowie des
Gebotes der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaiBigkeit der Gebarung
insbesondere anldBlich von Priifungsberichten des Kontrollausschusses, der
Landesregierung oder des Rechnungshofes fest, so hat er die ihm zur Abhilfe
erforderlich erscheinenden Maflnahmen zu treffen.

(5) Der Gemeinderat kann durch die Geschéftsordnung bestimmen, daf3
Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches von grundsitzlicher Bedeutung, die
durch Gesetz nicht ausdriicklich einem anderen Organ {ibertragen sind, dem
Gemeinderat obliegen, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der laufenden
Verwaltung oder um solche Personalangelegenheiten der Bediensteten im
privatrechtlichen Dienstverhéltnis handelt, die hinsichtlich der Stadtbeamten
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§31
Beginn und Enden des Mandates

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates beginnt mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewihlten Gemeinderates, bei spéter eintretenden
Mitgliedern mit dem Tag der Teilnahme an ihrer ersten Sitzung.

(2) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeinderates endet durch Tod,
Verzicht (Abs. 3), Nichtigerkldarung der Wahl, Mandatsverlust oder mit dem Tag
des Zusammentrittes des neugewidhlten Gemeinderates.

(3) Der Verzicht auf das Mandat ist schriftlich zu erkldren und eigenhéndig
zu unterschreiben. Er wird mit dem Einlangen beim Magistrat wirksam, wenn
die Verzichtserklarung nicht einen spdteren Zeitpunkt enthélt. Dem Verzicht
beigefiigte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine Verzichtserkldrung
kann nach ihrem Einlangen beim Magistrat nicht mehr widerrufen werden.

20. § 35 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

Der Biirgermeister und die Mitglieder des Stadtsenates sind dem Gemeinderat
fiir die Erfiilllung ihrer dem eigenen Wirkungsbereich der Stadt zugehorigen
Aufgaben verantwortlich.
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durch Gesetz einem anderen Organ iibertragen sind.

(6) Der Gemeinderat kann einzelne, in seine Zustindigkeit fallende
Angelegenheiten der ortlichen Stralenpolizei mit Verordnung ganz oder zum
Teil dem Stadtsenat iibertragen, sofern dies im Interesse der ZweckmaBigkeit,
Raschheit und Einfachheit geboten erscheint.

§ 36
Sitzungen des Gemeinderates

(1) Der Biirgermeister hat die Sitzungen des Gemeinderates nach Bedarf
einzuberufen. Der Biirgermeister ist verpflichtet, ohne Verzug eine Sitzung
einzuberufen, wenn wenigstens elf Mitglieder des Gemeinderates dies unter
Vorschlag der Tagesordnung verlangen.

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen ist den Mitgliedern des
Gemeinderates unter Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens eine Woche, in
dringenden Fillen mindestens 24 Stunden vor der Sitzung gegen Nachweis
zuzustellen. Ersatzzustellung im Sinne des § 16 des Zustellgesetzes, BGBI. Nr.
200/1982, zuletzt in der Fassung BGBI. 1 Nr. 104/2018, ist zuldssig. Die
Einberufung kann auch in jeder anderen technisch mdglichen Weise {ibermittelt
werden, wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser Ubertragungsart schriftlich
zugestimmt hat. In diesem Fall geniigt die Sendebestitigung als nachweisliche
Zustellung. Ersatzmitglieder diirfen in dringenden Fillen in der Reihenfolge der
Liste der Ersatzmitglieder des betreffenden Wahlvorschlages miindlich oder
telefonisch einberufen werden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind
gleichzeitig mit der Einberufung an der Amtstafel und im Internet
kundzumachen.

(3) In den Sitzungen hat der Biirgermeister oder sein Stellvertreter den
Vorsitz zu fithren.

(4) Unter Nichtbeachtung der Bestimmungen der Abs.2 und 3 gefalite
Beschliisse des Gemeinderates haben keine rechtliche Wirkung; Bescheide,
denen solche Beschliisse zugrunde liegen, sind mit Nichtigkeit bedroht.

(5) Fiir einen BeschluB, daB ein Verhandlungsgegenstand in die
Tagesordnung aufgenommen wird, dafl ein Verhandlungsgegenstand von der
Tagesordnung abgesetzt wird oder daf die Tagesordnung umgestellt wird, sind -
soweit § 37 Abs. 1 und § 69 Abs. 3 nicht anderes bestimmen - zwei Drittel der in
beschluBfahiger Anzahl Anwesenden erforderlich.
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21. In § 36 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Zustellgesetzes, BGBI. Nr. 200/1982,
zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 104/2018,* durch die Abkiirzung ,,ZustG*
ersetzt.

22. § 36 Abs. 2 letzter Satz lautet:

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind am Tag der Einberufung auch an
der Amtstafel und im Internet kundzumachen.

23. In § 36 Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Abs. 2 und 3“ durch die Wortfolge
»des Abs. 3 ersetzt.
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(5a) Tagesordnungspunkte, die Personalangelegenheiten betreffen (§ 37
Abs. 3), sind nach sonstigen Tagesordnungspunkten zu reihen.

(5b) Soweit vor der Behandlung eines Verhandlungsgegenstandes im
Gemeinderat ein Ausschull bzw. der Stadtsenat zu befassen sind, darf dieser
Verhandlungsgegenstand erst nach der Vorberatung (§§ 41 Abs. 4, 62 Abs. 3, 78
Abs.2) oder der Befassung des Stadtsenates nach § 78 Abs.5 in die
Tagesordnung aufgenommen (Abs. 1, 2 und 5) und behandelt werden. Abs. 4 gilt
sinngemal.

(6) Der Magistratsdirektor hat an den Sitzungen des Gemeinderates
teilzunechmen. Der Vorsitzende kann ihm zur sachlichen oder rechtlichen
Aufklarung das Wort erteilen. Der Biirgermeister kann den Sitzungen auch
andere Bedienstete der Stadt oder sonstige fachkundige Personen zur Erteilung
der notwendigen Auskiinfte beiziehen.

8§37
Offentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 6ffentlich, doch kann auf Antrag
des Vorsitzenden oder von wenigstens sechs Mitgliedern des Gemeinderates
ohne Wechselrede der AusschluB der Offentlichkeit aus Griinden der
offentlichen Ordnung oder aus sonstigen Offentlichen Interessen mit zwei
Dritteln der Stimmen der in beschluBBfahiger Anzahl Anwesenden beschlossen
werden. Wird der AusschluB der Offentlichkeit beschlossen, so hat der
Vorsitzende diesen Tagesordnungspunkt zur weiteren Behandlung in
nichtoffentlicher Sitzung an das Ende der Tagesordnung - sind auch
Personalangelegenheiten zu behandeln, vor diese Tagesordnungspunkte - zu
reihen. § 36 Abs. 5 ist in diesen Féllen nicht anzuwenden.

(2) Bei der Behandlung des Voranschlages und des Wirtschaftsplanes der

Unternechmungen  der  Stadt, des Rechnungsabschlusses sowie des
Jahresabschlusses der Unternehmungen darf die Offentlichkeit nicht
ausgeschlossen werden.

(3) Personalangelegenheiten und vertrauliche Zusatzberichte des
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24. Nach § 36 Abs. 5b wird folgender Abs. 5c eingefiigt:

(5¢) Wird in einer Sitzung des Gemeinderates der Bericht durch den
Berichterstatter oder seinen Stellvertreter nicht erstattet, so hat das
Ersatzmitglied die Berichterstattung wahrzunehmen.

25. In § 36 Abs. 6 letzter Satz wird das Wort ,Blirgermeister* durch das Wort
,Vorsitzende* ersetzt.
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Landesrechnungshofes sind in nichtéffentlicher Sitzung zu behandeln.

(4) Zu den Ooffentlichen Sitzungen hat jedermann nach Maligabe des
verfiigbaren Raumes Zutritt. Die Zuhorer haben sich jeder AuBerung zu
enthalten. Storen sie die Beratung, so hat der Vorsitzende sie nach ergebnisloser
Mahnung aus dem Zuhorerraum entfernen oder iiberhaupt den Zuhdrerraum
rdumen zu lassen.

(5) Im Sitzungssaal diirfen nur solche Personen Waffen tragen, die aufgrund
ihres 6ffentlichen Dienstes dazu verpflichtet sind.

§38
BeschluBlfihigkeit

(1) Der Gemeinderat ist, sofern das Stadtrecht nicht anderes bestimmit,
beschluflfahig, wenn der Biirgermeister oder sein Stellvertreter und mehr als die
Halfte der sonstigen Mitglieder des Gemeinderates anwesend sind.

(2) Ist der Gemeinderat nicht beschlufifahig, so hat der Biirgermeister eine
zweite Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die innerhalb von zwei
Wochen anzuberaumen ist. Bei dieser Sitzung ist der Gemeinderat
beschluBfdhig, wenn mit dem Biirgermeister oder seinem Stellvertreter
mindestens die Halfte seiner Mitglieder anwesend ist. In der Einberufung ist
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26. Nach § 37 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

(3a) Der Vorsitzende kann bei Festsetzung der Tagesordnung ausnahms-
weise die Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte — ausgenommen die in
Abs. 2 genannten Angelegenheiten — in nicht 6ffentlicher Sitzung vorsehen,
wenn dies zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere
im Hinblick auf den Datenschutz, auf Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse oder
das Steuergeheimnis erforderlich erscheint. Der Gemeinderat kann jedoch auf
Antrag eines seiner Mitglieder in dieser nicht offentlichen Sitzung die
Riickverweisung des Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in o6ffentlicher
Sitzung beschliefen.

27. § 37 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

Der Gemeinderat kann beschlieBBen, dass 6ffentliche Sitzungen des Gemeinde-
rates von der Stadt im Internet mit einer Bildfixierung auf die Mitglieder des
Gemeinderates sowie die mit der Abfassung der Niederschrift betrauten
Bediensteten iibertragen werden und der Inhalt der Ubertragungen zeitlich
befristet oder unbefristet zum Abruf bereitgestellt wird.

28. In § 38 Abs. 2 wird die Wortfolge ,derselben Tagesordnung* durch die
Wortfolge ,,den noch unerledigten Tagesordnungspunkten® ersetzt.
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darauf hinzuweisen.

(3) Werden die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 nicht beachtet, so gilt § 36
Abs. 4 sinngemal.

(4) Abs. 1 und 2 gelten in gleicher Weise bei Wahlen sowie bei einem vor
dem Gemeinderat abzulegenden Gelobnis.

§ 40
Befangenheit
(1) Ein Mitglied des Gemeinderates ist befangen und darf an der Beratung
und Beschlussfassung nicht teilnehmen

1. in Sachen, in denen es selbst, einer seiner Angehdrigen (Abs. 2) oder
einer seiner Pflegebefohlenen beteiligt ist;

2. in Sachen, in denen es als Bevollméchtigter einer Partei bestellt war oder
noch bestellt ist;

3. wenn sonstige wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, seine volle
Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen;

4. in Berufungsverfahren, wenn es an der Erlassung des angefochtenen
Bescheides oder der Berufungsvorentscheidung mitgewirkt hat.
(2) Angehorige im Sinne des Abs. 1 Z 1 sind
1. der Ehegatte;

2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten
und vierten Grades in der Seitenlinie;

3. die Verschwiégerten in gerader Linie und die Verschwigerten zweiten
Grades in der Seitenlinie;

4. die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder;

5. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder
und Enkel einer dieser Personen im Verhéltnis zur anderen Person;

6. der eingetragene Partner.

(3) Die durch eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft begriindete
Eigenschaft einer Person als Angehoriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe
oder eingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht. Abs. 2 Z 3 gilt fiir
eingetragene Partner sinngema0.

(4) Ob ein wichtiger Grund im Sinne des Abs. 1 Z 3 vorliegt, entscheidet im
Zweifelsfall der Gemeinderat.
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29. §40 Abs. 1 Z 1 lautet:

1. in Sachen, an denen es selbst, einer seiner Angehorigen (Abs. 2) oder
eine von ihm vertretene schutzberechtigte Person beteiligt ist;

30. § 40 Abs. 3 erster Satz lautet:

Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft
begriindete Eigenschaft einer Person als Angehdriger bleibt aufrecht, auch wenn
die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht mehr
besteht.
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(5) Der Gemeinderat kann beschlieBen, ein befangenes Mitglied des
Gemeinderates den Beratungen zur Erteilung von Auskiinften beizuziehen; auch
in diesem Fall ist jedoch der Beschluss des Gemeinderates in Abwesenheit des
befangenen Mitgliedes zu fassen.

§ 41
Antrige

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, Antrige auf
Abidnderung von dem Gemeinderat zur Beschlufifassung vorliegenden
Gegenstianden, Antrdge zur Geschiftsbehandlung und selbstédndige Antrdge an
den Gemeinderat in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches zu
stellen.

(2) Abédnderungs- und Zusatzantrige sind dem Vorsitzenden vor Erledigung
des Gegenstandes schriftlich zu iiberreichen. Uber Abinderungsantriige ist vor
der Abstimmung {iiber den Hauptantrag, iiber Zusatzantrige ist nach der
Abstimmung iiber den Hauptantrag abzustimmen. Stehen die Zusatzantrige mit
der beschlossenen Fassung des Hauptantrages im Widerspruch, so hat die
Abstimmung iiber sie zu entfallen.

(3) Selbstindige Antrige sind in den Sitzungen des Gemeinderates
schriftlich dem Vorsitzenden zu iiberreichen. Selbstindige Antrdge, die sich
nicht auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches beziehen, sind vom
Vorsitzenden als unzuldssig zuriickzuweisen.

(4) Die selbstindigen Antrage sind vom Vorsitzenden vor dem Eingehen in
die Tagesordnungspunkte, die in nichtoffentlicher Sitzung zu behandeln sind
(§ 37 Abs.1 und 3), zu verlesen und dem Gemeindevorstand oder einem
Ausschufl zur Vorberatung zuzuweisen.

(5) Antrage zur Geschiftsbehandlung diirfen miindlich gestellt werden.
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31. In § 40 Abs. 5 wird vor dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

Das befangene Mitglied des Gemeinderates hat den Sitzungssaal zu verlassen.

32. § 40 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht fiir Wahlen, fiir Beschliisse des Gemeinderates
gemil § 68 Abs. 1 letzter Satz sowie fiir die Abberufung von Mitgliedern des
Stadtsenates und der Ausschiisse.

33. § 41 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

Im Zweifel entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines seiner Mitglieder.

34. In § 41 Abs. 4 wird das Wort ,Gemeindevorstand™ durch das Wort
HStadtsenat® ersetzt.

35. § 41 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt:

Als Antrage zur Geschiftsbehandlung gelten insbesondere Antrige auf:
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. Vertagung;

. Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung;
. Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung;

. Schluss der Debatte, auf Unterbrechung der Sitzung;

. Ausschluss der Offentlichkeit;

. Riickverweisung eines Tagesordnungspunktes zur Verhandlung in
offentlicher Sitzung;

. Verlesung einer Anfrage;
. namentliche Abstimmung oder Abstimmung mittels Stimmzettel,
9. Richtigstellung der Niederschrift.

AN U AW~

[ <IN

36. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefiigt:

§ 41a
Fristsetzung zur Berichterstattung

(1) Der Gemeinderat kann nach Ablauf von zwei Monaten ab der
Zuweisung eines Antrages an den Ausschuss auf Vorschlag des Biirgermeisters,
auf Antrag eines seiner Mitglieder oder auf Antrag des Stadtsenates dem
Ausschuss eine Frist zur Berichterstattung iiber den ihm zugewiesenen Antrag
setzen.

(2) Nach Ablauf einer dem Ausschuss zur Berichterstattung gemaf3 Abs. 1
gesetzten Frist hat der Biirgermeister den Antrag in die Tagesordnung der dem
Fristablauf nachfolgenden Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen, auch wenn
ein schriftlicher Ausschussbericht nicht vorliegt.

§42
Dringlichkeitsantrige

(1) Soll ein selbstindiger Antrag ohne Vorberatung vom Gemeinderat sofort
behandelt werden, so muB3 er als Dringlichkeitsantrag bezeichnet und von
mindestens vier Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein.

(2) Uber die Frage Dringlichkeit ist vor Eingehen in Tagesordnungspunkte,
die in nichtoffentlicher Sitzung zu behandeln sind (§ 37 Abs. 1 und 3), und nach
Zuweisung der selbstindigen Antrige zu verhandeln und abzustimmen. Zur
Annahme der Dringlichkeit ist die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der
in beschlufahiger Anzahl Anwesenden erforderlich.
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(3) Wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt, so ist der Antrag vom
Vorsitzenden dem Stadtsenat oder einem Ausschufl zur Vorberatung zuzuweisen.

(4) Betrifft ein als Dringlichkeitsantrag bezeichneter Antrag die Aufldsung
des Gemeinderates oder die Geschéftsordnung, so ist er ohne Abstimmung {iber
die Frage der Dringlichkeit vom Vorsitzenden dem Stadtsenat oder einem
Ausschuf} zur Vorberatung zuzuweisen.

§43
Anfragen

(1) Anfragen, die ein Mitglied des Gemeinderates an den Stadtsenat oder
eines seiner Mitglieder richten will, sind dem Vorsitzenden in der Sitzung des
Gemeinderates schriftlich zu {iberreichen.

(2) Die Verlesung einer Anfrage findet nur auf Anordnung des Vorsitzenden
oder iber Beschluf des Gemeinderates auf Grund eines Antrages zur
Geschéftsbehandlung statt.

(3) Der Befragte ist verpflichtet, innerhalb zweier Monate miindlich in einer
Sitzung des Gemeinderates zu antworten oder schriftlich Antwort zu erteilen
oder die Nichtbeantwortung schriftlich zu begriinden.

§ 49
Ausiibung des Fragerechtes

(1) Die Anfragen diirfen nur Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
bereiches (§ 62 Abs. 1, § 63 Abs. 1 und § 70 Abs. 2) der Stadt zum Inhalt haben.

(2) Jede Anfrage darf - abgesehen von allfilligen ndheren Hinweisen - nur
eine konkrete, kurzgefafite Frage enthalten und darf nicht in mehrere Unterfragen
geteilt sein. Anfragen, die diese Bedingungen nicht erfiillen, sind vom
Biirgermeister an das anfragende Mitglied des Gemeinderates zuriickzustellen.

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Wege des Magistrates den Wortlaut
der beabsichtigten Anfrage schriftlich in zweifacher Ausfertigung zu
iiberreichen.

(4) Die Anfragen sind im Magistrat nach dem Zeitpunkt ihres Einlangens zu
reihen und in ein eigenes Verzeichnis einzutragen.
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37. § 42 Abs. 4 lautet:

(4) Betrifft ein als Dringlichkeitsantrag bezeichneter Antrag die Aufldsung
des Gemeinderates, die Geschiftsordnung oder einen Beschluss, der au3er- oder
iiberplanmifBige Mittelverwendungen der Stadt mit sich bringen wiirde, so ist er
ohne Abstimmung iiber die Frage der Dringlichkeit vom Vorsitzenden dem
Stadtsenat oder einem Ausschuss zur Vorberatung zuzuweisen.

38. § 43 Abs. 3 lautet:

(3) Der Befragte ist verpflichtet, miindlich in der auf die Anfrage folgenden
Sitzung des Gemeinderates oder innerhalb von zwei Monaten schriftlich zu
antworten oder bis zu diesen Zeitpunkten die Nichtbeantwortung zu begriinden.

39. § 49 Abs. 3 lautet:

(3) Beabsichtigt ein Mitglied des Gemeinderates, eine miindliche Anfrage
zu stellen, so hat es dem Biirgermeister im Wege des Magistrates den Wortlaut
der beabsichtigten Anfrage schriftlich zu iibermitteln.
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(5) Der Biirgermeister ist verpflichtet, die schriftliche Anfrage sofort dem zu
befragenden Mitglied des Stadtsenates zuzustellen. Erhdlt der Biirgermeister oder
das sonstige zu befragende Mitglied des Stadtsenates die Anfrage nicht
mindestens eine Woche vor Beginn der Fragestunde, in der die Frage aufgerufen
werden soll, personlich zugestellt, so darf die Anfrage in der Fragestunde vom
Biirgermeister nicht aufgerufen werden.

§ 50
Verlauf der Fragestunde

(1) Der Biirgermeister hat die Anfragen entsprechend ihrer Reihung (§ 49
Abs. 4) aufzurufen.

(2) Anfragen diirfen nur aufgerufen werden, wenn der Fragesteller
anwesend ist. Sie sind nach dem Aufruf der Frage zu verlesen.

(3) Nach der miindlichen Beantwortung der Anfrage ist vorerst - gereiht
nach der Stirke der Gemeinderatsparteien (§ 23 Abs. 3) - je ein Vertreter jener
Gemeinderatsparteien, denen das anfragende Mitglied des Gemeinderates nicht
angehort, berechtigt, eine Zusatzfrage zu stellen; anschlieBend hat der
Fragesteller das Recht, ebenfalls noch eine Zusatzfrage zu stellen. Jede
Zusatzfrage darf nur eine konkrete, kurzgefaite, nicht unterteilte Frage enthalten;
Zusatzfragen missen im unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage
stehen.

(4) Miindliche Anfragen, die in der Fragestunde nicht aufgerufen werden
konnen, weil die Zeit nicht ausreicht oder weil das zu befragende Mitglied des
Stadtsenates nicht anwesend ist, sind - sofern nicht ein Verlangen nach Abs. 5
gestellt wird - in der folgenden Fragestunde entsprechend ihrer Reihung
aufzurufen.

(5) Miindliche Anfragen, die nicht innerhalb von vier Wochen nach ihrem
Einlangen in einer Fragestunde beantwortet werden konnen, weil innerhalb
dieser Zeit keine Gemeinderatssitzung stattfindet oder weil die Frage nicht zum
Aufruf gelangte, sind auf Verlangen des anfragenden Mitgliedes des
Gemeinderates innerhalb von vier Wochen nach Stellung dieses Verlangens vom
Befragten schriftlich zu beantworten. Besteht kein BeschluB8 des Gemeinderates
gemall § 34, hat der Befragte den Biirgermeister von der beabsichtigten Antwort
in Kenntnis zu setzen. § 48 Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemal.

(6) Miindliche Anfragen, die in der Fragestunde nicht zum Aufruf gelangen

Seite 100 von 118

40. In § 50 Abs. 3 erster Satz entfillt der Klammerausduck ,,(§ 23 Abs. 3)“.
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konnen, weil das anfragende Mitglied des Gemeinderates nicht anwesend ist
(Abs. 2), sind innerhalb von vier Wochen ab dem Tag, an dem die Fragestunde
stattgefunden hat, vom Befragten schriftlich zu beantworten. § 48 Abs. 2 letzter
Satz gilt sinngemal.

(7) Die schriftliche Antwort und die schriftliche Begriindung der
Nichtbeantwortung sind dem Biirgermeister zu iiberreichen. Dieser hat sie dem
Fragesteller mit einem allfalligen Zusatz (§ 48 Abs. 2) zu libermitteln.

§ 51
Anordnung

(1) Der Gemeinderat kann mit Verordnung bestimmen, daBl ein dem
Gemeinderat zur Beschlufifassung vorliegender Antrag des Stadtsenates oder
eines Ausschusses einem Volksentscheid unterzogen wird. Die Verordnung hat
den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut des beantragten
Beschlusses zu enthalten.

(2) Der Tag des Volksentscheides ist auf einen Sonntag, der Stichtag auf
einen Monatsersten festzusetzen.

(3) Abgaben, Tarife und Gegenstiande, die ausschlieBlich eine individuelle
behordliche Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene
MaBnahme erfordern, diirfen nicht Gegenstand eines Volksentscheides sein.

(4) Der Antrag auf Anordnung eines Volksentscheides mufl von mindestens
einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates unterfertigt sein.

§53
Stimmzettel

(1) Die Abstimmung erfolgt mit amtlichem Stimmzettel, der als “Amtlicher
Stimmzettel fiir den Volksentscheid” zu bezeichnen ist. Auf dem amtlichen
Stimmzettel ist der beantragte Beschlu3 wortlich abzudrucken. AuBlerdem hat der
amtliche Stimmzettel links unten das Wort “ja” und daneben einen Kreis, rechts
unten in gleicher Druckschrift das Wort “nein” und daneben einen gleich groflen

Kreis zu enthalten.

(2) Die Grofle des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Lénge des
BeschluBantrages. Die Linge und die Breite des Stimmzettels haben im
Verhiltnis drei zu zwei zu stehen.

(3) Die Kosten fiir die Herstellung des amtlichen Stimmzettels hat die
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41. § 51 Abs. 1 lautet:

(1) Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmen, dass ein vom
Gemeinderat  gefasster Beschluss in  Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde einem Volksentscheid unterzogen wird. Die
Verordnung hat den Tag des Volksentscheides, den Stichtag und den Wortlaut
des Beschlusses des Gemeinderates zu enthalten.

42. § 53 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

Auf dem amtlichen Stimmzettel ist der Wortlaut des Beschlusses des
Gemeinderates und die Frage, ob dieser Beschluss Geltung erlangen soll,
abzudrucken.

43. § 53 Abs. 2 erster Satz lautet:

Die Grofe des amtlichen Stimmzettels richtet sich nach der Liange des
Wortlautes des Beschlusses des Gemeinderates.
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Gemeinde zu tragen.

(4) Im iibrigen gelten fiir das Abstimmungsverfahren die Bestimmungen der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 sinngemall mit der
MaBgabe, daB3 die Giiltigkeit und Ungiiltigkeit der Stimmzettel nach dem
Kérntner Volksabstimmungsgesetz zu beurteilen ist, und dafl die Wahlbehdrden
statt der auf die einzelnen Parteien abgegebenen giiltigen Stimmen die Zahl der
abgegebenen giiltigen Ja- und Neinstimmen festzustellen haben.

§ 54
Wirkung

(1) Lautet mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf “ja”,
so hat dies die Wirkung einer Annahme des Beschluantrages durch den
Gemeinderat.

(2) Das Ergebnis des Volksentscheides ist vom Biirgermeister zu
verlautbaren.

(3) Ist eine Verordnung durch Volksentscheid angenommen worden, so hat
ihre Kundmachung unter Berufung auf den Volksentscheid zu erfolgen.

(4) Lautet die Hélfte oder mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen auf
»hein®, so gilt der Beschlussantrag als durch den Gemeinderat abgelehnt.

§ 56
Wirkung

Erfiillt ein Gemeindevolksbegehren die gesetzlichen Voraussetzungen, so hat es
die  Gemeindewahlbehorde unter  gleichzeitiger  Verstindigung  des
Bevollmiéchtigten im Weg des Biirgermeisters dem bezeichneten Organ als
Antrag zu tbermitteln. Diese Antrdge sind gleich zu behandeln, wie dies in
diesem Gesetz fiir sonstige dem Gemeinderat oder dem Stadtsenat zur
Beschluflfassung vorliegende Antrége vorgesehen ist.

§59
Ergebnis, Kundmachung

(1) Die Gemeindewahlbehorde hat das Gesamtergebnis der Gemeinde-
volksbefragung festzustellen und in einer Niederschrift zu beurkunden.

(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
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44. § 54 Abs. 1 lautet:

(1) Lautet mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen auf ,,ja“,
so erlangt der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des Gemeinderates
Geltung.

45. § 54 Abs. 4 lautet:

(4) Lautet die Halfte oder mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen
auf ,nein“, so wird der dem Volksentscheid unterzogene Beschluss des
Gemeinderates nicht wirksam.

46. § 56 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

Das zustindige Organ der Stadt hat iiber das Gemeindevolksbegehren innerhalb
von sechs Monaten nach dessen Einlangen zu entscheiden. Diese Entscheidung
ist an der Amtstafel widhrend zweier Wochen kundzumachen und dem
Bevollméchtigten nachweislich zuzustellen.

47.§ 59 Abs. 2 lautet:

(2) Der Biirgermeister hat das Ergebnis der Gemeindevolksbefragung unter
Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmoglichkeit abgegebenen giiltigen
Stimmen an der Amtstafel wiahrend zweier Wochen kundzumachen und dem



REG.SITZG

Angabe der Zahl der fiir jede Entscheidungsmdglichkeit abgegebenen giiltigen

Stimmen an der Amtstafel des Rathauses wéahrend zweier Wochen
kundzumachen.
§ 60
Allgemeines
(1) Der Biirgermeister kann eine oOffentliche Biirgerversammlung

durchfiihren, in der liber Angelegenheiten aus dem eigenen Wirkungsbereich der
Stadt berichtet wird. AnschlieBend an den Bericht ist den Gemeindebiirgern
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Biirgerversammlung kann auch fiir
einzelne Teile des Stadtgebietes gesondert abgehalten werden.

(2) Eine Biirgerversammlung ist vom Biirgermeister durchzufiihren, wenn
dies der Stadtsenat beschlief3t.

(3) Eine Biirgerversammlung ist vom Biirgermeister innerhalb von sechs
Wochen nach dem Einlangen eines Antrages durchzufiihren. Der Antrag muf}
von 5 v. H. der zum Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger unterstitzt
sein. Dem Antrag sind die erforderliche Anzahl von eigenhidndigen
Unterschriften von Gemeindebiirgern unter gleichzeitiger Angabe des Familien-
und Vornamens, des Geburtsdatums und der Anschrift der Unterzeichner
anzuschliefen. § 55 Abs. 5 und 6 gelten sinngemalf3.
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zustdndigen Organ der Stadt zur Behandlung zuzuleiten.

48. § 60 Abs. 1 dritter Satz lautet:

Die Biirgerversammlung kann auch fiir einzelne Teile des Gemeindegebietes
oder fiir einzelne Gruppen, wie Jugendliche, Frauen, Senioren, bestimmte
Berufsgruppen udgl., gesondert abgehalten werden.

49. Nach dem 11. Abschnitt wird folgender 11a. Abschnitt eingefiigt:

11a. Abschnitt
Petitionsrecht

§ 61a
Petitionsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, in den Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Stadt Eingaben allgemeiner Art an die Organe der Stadt
zu richten.

(2) Eingaben gemiB3 Abs. 1 miissen ein Begehren oder eine Anregung
allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie konnen schriftlich, insbesondere
elektronisch, oder miindlich eingebracht werden. Hiebei sind Name und Adresse
anzugeben. Petitionen, die bei einem unzustindigen Organ eingebracht worden
sind, sind unverziiglich an das zustidndige Organ weiterzuleiten. Wurde eine
Petition miindlich bei einem unzustindigen Organ vorgebracht, ist der
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§ 65
Sitzungen des Stadtsenates

(1) Der Biirgermeister hat die Sitzungen des Stadtsenates nach Bedarf, nach
Tunlichkeit in regelmdBigen Abstdnden, einzuberufen. Der Biirgermeister hat
ohne Verzug eine Sitzung einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglieder des
Stadtsenates dies unter Vorschlag der Tagesordnung verlangen.

(2) In den Sitzungen des Stadtsenates hat der Biirgermeister oder sein
Stellvertreter den Vorsitz zu fithren. Gehort der Biirgermeister dem Stadtsenat als
stimmberechtigtes Mitglied an, so ist der Stadtsenat beschlufifihig, wenn der
Biirgermeister und mehr als die Hélfte der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates
anwesend sind; gehort der Biirgermeister dem Stadtsenat nicht als
stimmberechtigtes Mitglied an (Abs. 3), so ist der Stadtsenat beschluB3fahig,
wenn der Biirgermeister als Vorsitzender und mindestens fiinf Mitglieder des
Stadtsenates anwesend sind. § 36 Abs. 4 gilt sinngemas.

(3) Ist der Biirgermeister in die Gesamtzahl der Mitglieder des Stadtsenates
nicht einzurechnen (§ 25 Abs. 1 und 2), so hat er kein Stimmrecht. In diesem Fall
gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt.

(4) Die Bestimmungen der §§27 Abs.2, 28 Abs.1, 36 Abs. 2 mit
Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3 bis 5, 39 Abs. 1 bis 3, 40, 44 und 45 Abs. 1
bis 5 gelten sinngemill mit der MaB3gabe, daf3 die Tagesordnung nach Tunlichkeit
mindestens zwei Tage vor der Sitzung zuzustellen ist, da3 bei Stimmengleichheit
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gibt und daB die Niederschrift vom
Biirgermeister, einem weiteren Mitglied des Stadtsenates und vom Schriftfithrer
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Einbringende an das zustdndige Organ zu verweisen. Anonyme Eingaben und
solche, die ein Begehren oder eine Anregung nicht erkennen lassen, miissen
nicht behandelt werden.

(3) Eingaben gemifl Abs. 1, die von mindestens fiinf Prozent der zum
Zeitpunkt des Einlangens zum Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindebiirger
unterfertigt sind, sind umgehend in Behandlung zu nehmen und spétestens
innerhalb von sechs Monaten ab ihrem Einlangen schriftlich zu beantworten. In
derartigen Eingaben ist eine Person als Einbringer zu benennen und eine
Zustelladresse anzugeben.

(4) Der Biirgermeister hat dem Gemeinderat jéhrlich bis spétestens 30. Juni
einen schriftlichen Bericht {iber die Art der Behandlung und die Beantwortung
von Eingaben gemil Abs. 3 im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.

50. In § 65 Abs. 4 wird nach der Verweisung ,.§ 28 Abs. 1 die Verweisung
»erster Satz und Abs. 1a“ eingefiigt.



REG.SITZG

zu unterfertigen ist.

(5) Die Sitzungen des Stadtsenates sind nicht Offentlich. Der
Magistratsdirektor hat an den Sitzungen des Stadtsenates beratend teilzunehmen.
Er hat insbesondere auf allfillige Gesetzwidrigkeiten von Antrdgen aufmerksam
zu machen. Der Vorsitzende kann auch sonstige Bedienstete der Stadt oder
andere fachkundige Personen zur Erteilung von Auskiinften beiziehen.

(6) Die Beschluifassung des Stadtsenates kann in dringenden Féllen
ausnahmsweise im Umlaufwege erfolgen: Umlaufbeschliisse sind giiltig, wenn
sie mit der Stimme des Biirgermeisters und mindestens fiinf weiteren Stimmen -
hat der Biirgermeister kein Stimmrecht (Abs. 3), mit mindestens sechs Stimmen -
angenommen worden sind. Das zustindige Mitglied des Stadtsenates ist
verpflichtet, iiber diese Beschliisse in der nichsten Sitzung des Stadtsenates zu
berichten.

§ 67
Enden des Amtes eines Mitgliedes des Stadtsenates
(1) Wéhrend der Amtsperiode des Gemeinderates endet das Amt eines
Mitgliedes des Stadtsenates

a) durch eine an den Magistrat gerichtete schriftliche Verzichtserklarung;

b) im Fall einer rechtskriftigen strafgerichtlichen Verurteilung, wenn die
den Gegenstand des Verfahrens bildende strafbare Handlung mit einer
Mindestfreiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht war, mit der
Rechtskraft der Verurteilung;

¢) im Fall des Amtsverlustes nach § 69a oder des § 75 Abs. 4;

d) mit dem Enden des Mandates als Mitglied des Gemeinderates (§ 31);

e) durch eine Abberufung nach § 69, soweit es sich nicht um den
Biirgermeister handelt;

f) durch die Absetzung als Biirgermeister nach § 68.

(2) In den Fillen des Abs. 1 lit. a, b, ¢, e und f wird die Mitgliedschaft im
Gemeinderat nicht beriihrt.

(3) Abs. 1 lit. a bis d und f gelten auch fiir einen Biirgermeister, der in die
Gesamtzahl der Mitglieder des Stadtsenates nicht einzurechnen ist (§ 25 Abs. 1
und 2).

51.§ 67 Abs. 1 lit. a lautet:
a) durch Verzicht; § 31 Abs. 3 gilt;
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§ 69
Abberufung von Mitgliedern des Stadtsenates

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Stadtsenates kann aus seiner Funktion
abberufen werden (Abwahl)

a) von mehr als der Hilfte der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf
deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied (Ersatzmitglied) gewéhlt
worden ist;

b) vom Gemeinderat, sofern das Mitglied (Ersatzmitglied) gemal § 25
Abs. 7 gewihlt worden ist.

(2) Ein Antrag auf Abwahl nach Abs. 1 lit. a muB3 von mehr als der Halfte
der Mitglieder jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das
Mitglied (Ersatzmitglied) des Stadtsenates gewihlt worden ist, in einer Sitzung
des Gemeinderates eingebracht werden.

(3) Bei Vorliegen eines ordnungsgemiflen Antrages auf Abwahl hat der
Vorsitzende nachtriglich einen entsprechenden Tagesordnungspunkt in die
Tagesordnung aufzunehmen und diese nach den in dieser dffentlichen Sitzung
sonst zu behandelnden Tagesordnungspunkten zu reihen. § 36 Abs. 5 ist in
diesem Fall nicht anzuwenden.

(4) Uber einen ordnungsgemifBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl
mit Stimmzetteln zu entscheiden. Der Vorsitzende hat den Betroffenen fiir
abgewdhlt zu erkldren, wenn

a)im Fall des Abs. 1 lit. a die Anzahl der auf Abberufung lautenden
abgegebenen Stimmen (§ 23 Abs. 5) mehr als der Hilfte der Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs.3) das
Mitglied (Ersatzmitglied) gewahlt worden ist, entspricht;

b) im Fall des Abs. 1 lit. b mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen
(§ 23 Abs. 5) auf Abberufung lautet.

(5) Ist der Betroffene in der Sitzung des Gemeinderates nicht anwesend, hat
ihn der Biirgermeister von der im Gemeinderat erfolgten Abwahl schriftlich in
Kenntnis zu setzen.

(6) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird durch eine Abberufung
(Abwahl) nicht bertihrt.
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52. § 69 Abs. 4 erster Satz wird durch folgende Sitze ersetzt:

Uber einen ordnungsgemiBen Antrag auf Abwahl ist in geheimer Wahl mit
Stimmzetteln zu entscheiden, wobei die Stimmabgabe in einer Wahlzelle zu
erfolgen hat. Stimmberechtigt sind im Fall des Abs. 1 lit. a nur die Mitglieder
jener Gemeinderatspartei, auf deren Vorschlag (§ 25 Abs. 3) das Mitglied
(Ersatzmitglied) gewéhlt worden ist.
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§ 69b
Verfahren in Unvereinbarkeits-
angelegenheiten

(1) Soll ein Mitglied des Stadtsenates eine leitende Stelle im Sinne des § 4
des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBL.
Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017, bekleiden, hat der
Stadtsenat innerhalb eines Monats nach seiner Erkldrung, dass eine solche
Betitigung im Interesse der Stadt liegt, beim Gemeinderat die Erteilung der
Zustimmung zu beantragen.

(2) Der Gemeinderat hat innerhalb von drei Monaten nach dem Einlangen
des Antrages des Stadtsenates in 6ffentlicher Sitzung Beschluss zu fassen.

§70
Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Der Biirgermeister vertritt die Stadt. Unbeschadet des § 103 Abs. 2
obliegt dem Biirgermeister insbesondere die Wahrnehmung der Parteienrechte
der Stadt in Verwaltungsverfahren, ausgenommen die FErhebung von
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen an Gerichte, sowie die Abgabe von
AuBerungen der Stadt aufgrund gesetzlich begriindeter Anhdrungs- und
Begutachtungsrechte.

(2) Dem Biirgermeister obliegen alle behdrdlichen Aufgaben des eigenen
Wirkungsbereiches, die durch Gesetz nicht einem anderen Organ iibertragen
sind. In den Angelegenheiten der Verwaltung der Stadt als Wirtschaftskérper
obliegt dem Biirgermeister die laufende Verwaltung.

(3) Der Biirgermeister kann einzelne Gruppen von Aufgaben - unbeschadet
seiner Verantwortlichkeit - den nach der Geschéiftsverteilung in Betracht
kommenden Mitgliedern des Stadtsenates zur Erledigung in seinem Namen
iibertragen, wenn es der Umfang der Aufgaben erfordert. In diesen
Angelegenheiten sind die Mitglieder des Stadtsenates an die Weisungen des
Biirgermeisters gebunden. Die Bestimmungen des Abs. 5 gelten sinngemal.

(4) Der Biirgermeister hat das Recht, zu verlangen, dal er bei seinen
Verfligungen und Entscheidungen vom Stadtsenat oder einem Ausschuf} beraten
wird. Dasselbe gilt sinngemdf im Fall einer Ubertragung nach Abs. 3.

(5) Der
Angelegenheiten

Biirgermeister  ist
des eigenen

flr seine Geschiftsfiihrung in den
Wirkungsbereiches dem  Gemeinderat
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53. In § 69b Abs. 1 wird die Wortfolge ,,des Unvereinbarkeits- und Transparenz-
Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBIl. Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung
BGBI. I Nr. 138/2017, durch die Abkiirzung ,,Unv-Transparenz-G* ersetzt.

54. § 70 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

Laufende Verwaltung ist die Besorgung der regelméfig vorkommenden
Verwaltungsaufgaben der Stadt ohne weittragende finanzielle, wirtschaftliche,
politische oder dhnliche Bedeutung. Ferner obliegt dem Biirgermeister

1. die Einbringung von und der Einspruch gegen Mahnklagen fiir Betrdge
bis einschlieBlich 5.000 Euro und

2. die Beauftragung der Rechtsvertretung fiir
a) Mahnklagen gemal3 Z 1 und

b) Revisionen gemal Art. 133 Abs. 1 B-VG, sofern der Biirgermeister
belangte Behorde gemaf3 Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG ist.
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verantwortlich.

§79
Geschiftsfiihrung der Ausschiisse

(1) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Obmann nach Bedarf
einzuberufen. Der Obmann ist verpflichtet, ohne Verzug eine Sitzung
einzuberufen, wenn dies von einem Drittel der AusschuBmitglieder mit
Vorschlag der Tagesordnung verlangt wird.

(2) Der Obmann-Stellvertreter hat
voriibergehenden Verhinderung zu vertreten.

den Obmann im Fall seiner

(3) Jedes AusschuBmitglied hat das Recht, sich im Fall seiner Verhinderung
durch ein seiner Gemeinderatspartei (§ 23 Abs. 3) angehdrendes Mitglied des
Gemeinderates oder durch ein auf der Liste der Ersatzmitglieder nach der
Kérntner Gemeinderats- und Biirgermeisterwahlordnung 2002 gereihtes
Ersatzmitglied vertreten zu lassen, wobei nur so viele Ersatzmitglieder in
Betracht kommen, als die Gemeinderatspartei Mitglieder im Gemeinderat hat.
Durch eine Vertretung durch ein Ersatzmitglied darf die zuldssige Hochstzahl der
Mitglieder des Gemeinderates nicht verdndert werden.

(4) Die Bestimmungen der §§27 Abs.2, 28 Abs.1, 36 Abs. 2 mit
Ausnahme des letzten Satzes, Abs. 3 bis 5 und Abs. 6 letzter Satz, 38 Abs. 1 und
3,39 Abs. 1 bis 3, 40, 44 und 45 Abs. 1 bis 5 gelten sinngemaB mit der Mallgabe,
dal die Tagesordnung nach Tunlichkeit zwei Tage vor der Sitzung zuzustellen
ist, dafl der Obmann den Vorsitz fithrt und dafl die Niederschrift vom Obmann,
einem weiteren Mitglied des Ausschusses und dem Schriftfithrer zu unterfertigen
ist.

(5) Der Magistratsdirektor hat das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse
beratend teilzunehmen. Dieses Recht steht bei den Sitzungen des
Kontrollausschusses auch dem Direktor des Kontrollamtes zu.

(6) Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht 6ffentlich. Mitteilungen an die
Offentlichkeit {iber den Verlauf der Sitzungen sind untersagt. Die Mitglieder des
Stadtsenates haben das Recht, an den Sitzungen der Ausschiisse mit beratender
Stimme teilzunehmen und dem Ausschuf3 - ausgenommen dem Kontrollausschuf3
- zu den Verhandlungsgegenstinden zu berichten.

Seite 108 von 118

55. In § 79 Abs. 1 wird die Wortfolge ,einem Drittel der AusschuBBmitglieder
durch die Wortfolge ,,mindestens zwei Ausschussmitgliedern® ersetzt.

56. In § 79 Abs. 3 erster Satz entfillt der Klammerausdruck ,,(§ 23 Abs. 3).

57. 879 Abs. 6 letzter Satz lautet:

Die Mitglieder des Stadtsenates haben das Recht, an den Sitzungen der
Ausschiisse — ausgenommen die Sitzungen des Kontrollausschusses — mit
beratender  Stimme  teilzunehmen wund dem  Ausschuss zu den
Verhandlungsgegenstinden zu berichten.
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(7) Der Kontrollausschufl hat zu jedem Verhandlungsgegenstand einen
Berichterstatter zu wéhlen, der zu den Verhandlungsgegenstinden zu berichten
hat. Ist ein Verhandlungsgegenstand an den Gemeinderat weiterzuleiten, so hat
der Berichterstatter das FErgebnis der Beratungen in einem Bericht
zusammenzufassen und die Beschliisse des Kontrollausschusses im Gemeinderat
zu vertreten.

(8) Der Obmann hat fiir die unverziigliche Durchfiihrung der Beschliisse im
Sinne des § 78 Abs. 1 zu sorgen und dem Biirgermeister hieriiber laufend zu
berichten. Die Bestimmungen des § 72 gelten sinngeméil, ausgenommen
hinsichtlich der Beschliisse des Kontrollausschusses.

(9) Die Bestimmungen des § 64 gelten - ausgenommen fiir den
Kontrollausschuf3 - sinngemifl mit der Maf3gabe, dafl die Zustindigkeit auf den
Stadtsenat iibergeht.

(10) Ist eine Angelegenheit so dringend, dass die ndchste Sitzung des
Ausschusses ohne Gefahr eines Nachteiles fiir die Stadt nicht abgewartet werden
kann, so kann die Beschlussfassung ausnahmsweise schriftlich im Umlaufweg
erfolgen. In diesem Fall ist derselbe Beschlussantrag allen Mitgliedern des
Ausschusses zuzuleiten. Die Zustimmung wird durch Unterfertigung des
Beschlussantrages unter Beifiigung des Datums erteilt. Beschliisse im
Umlaufweg konnen nur einstimmig gefasst werden; sie sind in der Niederschrift
der darauffolgenden Sitzung des Ausschusses zu protokollieren.

§ 80
Der Magistrat

(1) Die Geschéfte der Stadt sind durch den Magistrat zu besorgen.
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58. § 79 Abs. 6 werden folgende Bestimmungen angefiigt:

Die Ausschiisse konnen beschliefen, Mitglieder des Stadtsenats zu den
Sitzungen als Auskunftspersonen beizuzichen. Dieser Einladung zur Teilnahme
als Auskunftsperson ist Folge zu leisten.

59. Nach § 80 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

(1a) Fiir Erledigungen, die der Beschlussfassung durch den Gemeinderat
oder Stadtsenat bediirfen, sind vom Magistrat Sitzungsvortrige auszuarbeiten,
die den fiir die Erledigung maBgebenden Sachverhalt und die vorgeschlagene
Erledigung zu enthalten haben. Sitzungsvortrége fiir Tagesordnungspunkte einer
Gemeinderatssitzung diirfen einschlieBlich der ihnen zugrunde liegenden
Beschliisse der Ausschiisse oder des Stadtsenates fiir die Mitglieder des
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(2) Der Magistrat gliedert sich in Geschiftsgruppen, in Unternehmungen
und in das Kontrollamt. Eine weitere Unterteilung ist zuldssig.

(3) Im Magistrat ist ein Archiv zur sicheren Aufbewahrung von Akten,
Urkunden und Verhandlungsschriften zu fithren. Sofern Daten bei der Stadt
elektronisch vorhanden sind, darf dieses Archiv elektronisch gefiihrt werden

§ 81
Leitung des Magistrates

(1) Der Biirgermeister ist der Vorstand des Magistrates. [hm unterstehen die
Bediensteten der Stadt.

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Biirgermeisters obliegt die Leitung
des inneren Dienstes des Magistrates dem Magistratsdirektor. Er ist Vorgesetzter
der Bediensteten der Stadt.

(3) Der Magistratsdirektor muf3 ein rechtskundiger Bediensteter des
Magistrates sein. Dem Magistratsdirektor obliegt es insbesondere, flir einen
zweckentsprechenden und  geregelten  Geschiftsgang wund  fiir  die
GesetzmaBigkeit, Einfachheit und Sparsamkeit im Geschéftsgang zu sorgen.
Zum zweckentsprechenden Geschiftsgang gehdren insbesondere ein
reibungsloser Ablauf der Geschifte und die Sorge fiir die zweckentsprechende
angemessene Beschiftigung der Bediensteten.

(4) Der Magistratsdirektor ist vom Gemeinderat zu bestellen.

(5) Der Birgermeister hat fir den Fall der Verhinderung des
Magistratsdirektors aus dem Kreise der rechtskundigen Bediensteten des
Magistrates einen Stellvertreter zu bestimmen.

§ 86
AuBer- und iiberplanmifBige Mittelverwendungen

(1) Mittelverwendungen, die ihrer Art nach im Voranschlag nicht
vorgesechen sind (auBerplanméfBige Mittelverwendungen), bediirfen der
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Gemeinderates gegen Nachweis ihrer Identitit im Intranet der Stadt
bereitgestellt werden, sofern die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, an
deren Geheimhaltung ein schutzwiirdiges Interesse im Sinne der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen besteht, nicht verletzt wird und die Stadt
die erforderlichen Vorkehrungen zur Gewéhrleistung des Datengeheimnisses
sowie zur Wahrung sonstiger Verschwiegenheitspflichten getroffen hat.

60. § 81 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

Der Magistratsdirektor hat ein den Anforderungen der Stadt angemessenes
internes Kontrollsystem einzurichten und zu fiihren.

61. In § 86 Abs. 1 und 2 wird jeweils die Wortfolge ,,Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBL II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, durch die Abkiirzung
VRV 2015% ersetzt.



REG.SITZG

vorherigen  Zustimmung des Gemeinderates, wenn die einzelne
Mittelverwendung ein Promille der Summe des Abschnittes 92 ,Offentliche
Abgaben der Finanzierungsrechnung geméif Anlage 2 der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des zweitvorangegangenen
Finanzjahres iibersteigt.

(2) Mittelverwendungen, die die im Voranschlag vorgesehenen Betrige
iiberschreiten (liberplanméfige Mittelverwendungen), bediirfen der vorherigen
Zustimmung des Gemeinderates, wenn die einzelne Mittelverwendung zwei
Promille der Summe des Abschnittes 92 ,Offentliche Abgaben“ der
Finanzierungsrechnung gemdl  Anlage 2 der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015 — VRV 2015, BGBI. II Nr. 313/2015, in
der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 17/2018, des zweitvorangegangenen
Finanzjahres {ibersteigt.

(3) AuBerplanméfBige und iiberplanméBige Mittelverwendungen, soweit sie
nach Abs. 1 und 2 nicht der vorherigen Zustimmung bediirfen, sind dem
Gemeinderat in der nédchstfolgenden Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

(4) Antrige, deren Annahme aufler- oder iiberplanmifBige
Mittelverwendungen auslost, diirfen nur behandelt werden, wenn gleichzeitig die
Bedeckung hiefiir vorgeschlagen wird. Beschliisse dieser Art diirfen nur gefasst
werden, wenn fiir die Bedeckung vorgesorgt ist.

§90
Dem Gemeinderat vorbehaltene Malinahmen

(1) Die VerduBerung und Belastung von unbeweglichem Vermogen der
Stadt, die Aufnahme von Darlehen und die Ubernahme von Haftungen durch die
Stadt bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Gemeinderates.
Dasselbe gilt fiir einen Verzicht auf die Geltendmachung von Forderungen, die
im Einzelfall 3.000 Euro {ibersteigen.

(2) Sind Mafinahmen im Sinne des ersten Satzes des Abs. 1 beabsichtigt, so
ist dies durch Anschlag wihrend einer Woche kundzumachen. Jeder
Gemeindebiirger hat das Recht, innerhalb der Anschlagsfrist Einwendungen
schriftlich beim Magistrat einzubringen. Der Gemeinderat hat rechtzeitig
eingebrachte Einwendungen in Erwégung zu ziehen.

(3) Fiir einen BeschluB3, mit dem unbewegliches Vermdgen verduBert oder
belastet wird, ist die Anwesenheit von mindestens zwei Drittel der Mitglieder des
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Gemeinderates erforderlich, sofern der Wert dieses Vermogens 72.000 Euro
iibersteigt.

(4) Die Bestimmungen des §14 Abs.1 des Finanzverfassungs-
gesetzes 1948, BGBI1 Nr 45, zuletzt in der Fassung BGBI I Nr 51/2012, werden
durch Abs. 1 nicht beriihrt.

§ 90a
Haushaltsordnung, Vermigensverwaltung

(1) Der Gemeinderat hat durch Verordnung nédhere Vorschriften
(Haushaltsordnung) iiber die Haushaltsfithrung der Stadt, insbesondere iiber die
Feststellung des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses sowie die
Rechnungs- und Kassenfilhrung insoweit zu erlassen, als nicht das
Bundesministerium fiir Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof
gemil § 16 Abs. 1 F-VG 1948, BGBI Nr 45, zuletzt in der Fassung BGB1 I Nr
51/2012, eine Regelung iiber die Form und die Gliederung des Voranschlages
und des Rechnungsabschlusses trifft. Bei der Erlassung der Haushaltsordnung ist
insbesondere auf die Bestimmungen dieses Gesetzes sowie auf die Grundsitze
einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckméBigen Haushaltsfithrung und auf
die Vermeidung von MiBstdnden, insbesondere im Bereich der Kassenfiihrung,
Bedacht zu nehmen.

(2) Das Vermogen der Stadt ist moglichst ohne Beeintrdchtigung der
Substanz zu erhalten. Es ist pfleglich und entsprechend seiner Zweckwidmung
nach wirtschaftlichen Grundsdtzen zu verwalten, wobei vom ertragsfiahigen
Vermdgen der grofite dauernde Nutzen gezogen werden soll.

§ 90b
Automationsunterstiitzte Haushaltsfiihrung

Die Haushaltsfithrung darf auch unter Anwendung eines elektronischen
Datenverarbeitungsverfahrens erfolgen, soweit sichergestellt ist, dass

a) dokumentierte, freigegebene, zur Haushaltsfilhrung geeignete und
giiltige Programme verwendet werden,

b) die Richtigkeit und Vollstindigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe,
Datenspeicherung und Datenausgabe durch Kontrollen gewéhrleistet
sind,

¢) in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann,
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62. § 90 Abs. 4 entfillt.

63. In § 90a Abs. 1 entfdllt die Wortfolge ,,, BGBL. Nr. 45, zuletzt in der Fassung
BGBL I Nr. 51/2012,%.
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d) Vorkehrungen gegen einen Verlust oder eine unkontrollierte
Veranderung der gespeicherten Daten getroffen sind,

e) die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziehung
Beteiligten festgelegt und gegeneinander abgegrenzt sind,

f) bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur
Fortfihrung der Aufgaben der Haushaltsfiihrung im unbedingt
notwendigen Ausmal getroffen werden,

g) nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten wihrend der
Aufbewahrungsfrist so sichergestellt sind, dass diese Daten innerhalb
einer angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollstdndigen
Wiedergabe visuell lesbar gemacht werden konnen,

h) im Falle einer elektronischen Fertigung an die Stelle einer Unterschrift
ein Verfahren zum Nachweis der Identitdt im Sinne von § 2 Z 1 des E-
GovG — E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBL 1 Nr. 104/2018, des
Anweisungsberechtigten oder des Bestitigenden und der Authentizitét
im Sinne von § 2 Z 5 des E-GovG — E-Government-Gesetzes,
BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 104/2018, tritt und

i)im Falle von Einzahlungsbestitigungen fiir die Ubergabe von
Zahlungsmitteln in Form von elektronischen Dokumenten diese mit
einer Amtssignatur im Sinne von § 19 des E-GovG — E-
Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. T Nr. 104/2018, versehen sind; Ausfertigungen
dieser Einzahlungsbestdtigungen in Form von Ausdrucken oder von
Kopien solcher Ausdrucke brauchen keine Unterschrift des
Gemeindebediensteten.

§ 94
Entscheidung iiber Berufungen

(1) Uber Berufungen gegen Bescheide des Biirgermeisters und gegen
Bescheide des Magistrates in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
entscheidet der Stadtsenat, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Dieser
iibt — soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist — auch die in den
verfahrensgesetzlichen =~ Bestimmungen  vorgesehenen  oberbehdrdlichen
Befugnisse aus.
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64. In § 90b lit. h und i wird jeweils die Wortfolge ,des E-GovG — E-
Government-Gesetzes, BGBIl. 1T Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 104/2018,* durch die Abkiirzung ,,E-GovG* ersetzt.

65. In § 94 Abs. 1 erster Satz entfdllt die Wortfolge ,;und gegen Bescheide des
Magistrates*.
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(2) Uber Berufungen gegen Bescheide des Stadtsenates in Angelegenheiten
des eigenen Wirkungsbereiches in erster Instanz entscheidet der Gemeinderat,
soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Dieser iibt — soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist — auch die in den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen
vorgesehenen oberbehdrdlichen Befugnisse aus.

§97
Auskunftsrecht der Landesregierung

(1) Die Landesregierung ist berechtigt, sich im Weg des Biirgermeisters
iiber jedwede Angelegenheit der Stadt zu unterrichten.

(2) Die Organe der Stadt sind verpflichtet, der Landesregierung im Rahmen
der ihnen obliegenden Aufgaben die im Einzelfall verlangten Auskiinfte zu
erteilen und Priifungen an Ort und Stelle durch die Landesregierung vornehmen
zu lassen. Auskiinfte nach dem ersten Satz sind auf Verlangen der
Landesregierung auch elektronisch zu erteilen.
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66. Nach § 97 wird folgender § 97a eingefiigt:

§97a
Feststellungsbescheid

(1) Wenn die Stadt bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereichs Gesetze
oder Verordnungen verletzt, insbesondere ihren Wirkungsbereich iiberschreitet
oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfiillt, kann die
Landesregierung den Rechtsverstol mit Bescheid feststellen und der Stadt die
erforderliche Information erteilen, wenn

1. der Rechtsversto3 im Verhéltnis zur Bedeutung der durch das verletzte
Gesetz oder die verletzte Verordnung verfolgten 6ffentlichen Interessen
gering ist und

2. dies notwendig scheint, um die Stadt von weiteren Rechtsverstofien
gleicher Art abzuhalten.

(2) Der Birgermeister hat den Bescheid jenem Organ, dem der
Rechtsverstofl anzulasten ist, ehestmoglich zur Kenntnis zu bringen. Dariiber
hinaus ist der Bescheid dem Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der
nichsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.
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§99
Aufhebung sonstiger Verwaltungsakte, Nichtigerklirung

(1) Die Landesregierung hat das Recht, rechtskriftige, gesetzwidrige
Bescheide, die in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem
Bereich der Landesvollziehung durch den Magistrat, den Biirgermeister, den
Stadtsenat oder den Gemeinderat erlassen wurden, von Amts wegen aufzuheben,
wenn der Bescheid

a) von einem unzustindigen Organ oder von einem nicht richtig
zusammengesetzten Kollegialorgan erlassen wurde;

b) einen strafgesetzwidrigen Erfolg herbeifiihren wiirde;

¢) tatsdchlich undurchfiihrbar ist oder

d) an einem durch gesetzliche Vorschrift ausdriicklich mit Nichtigkeit
bedrohten Fehler leidet.

(2) Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung eines Bescheides ist eine
Behebung aus den Griinden des Abs. 1 lit. a nicht mehr zuldssig.

(3) Die Bestimmungen des Abs.1 lit.d gelten sinngemaf fiir einen
Beschluf3 iiber die Auflésung des Gemeinderates.

(4) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, obliegt der
Landesregierung auch die Nichtigerkldrung von Bescheiden und sonstigen
Beschliissen von Gemeindeorganen. Nach Ablauf von drei Jahren darf eine
Nichtigerkldrung nicht mehr erfolgen.

) § 100
Uberpriifung der Gebarung

(1) Die Landesregierung hat das Recht, die Gebarung der Stadt auf ihre
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit zu liberpriifen.

(2) Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Biirgermeister zu {ibermitteln.

(3) Der Birgermeister hat den Priifungsbericht dem Gemeinderat
vorzulegen und innerhalb von drei Monaten der Landesregierung die auf Grund
des Priifungsergebnisses getroffenen MalBlnahmen mitzuteilen.

§ 101a
Genehmigungsvorbehalt

(1) Die Ubernahme von Haftungen durch die Stadt bedarf der Genehmigung
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67.In § 99 Abs. 1 entfdllt die Wortfolge ,,den Magistrat,*.

68. In § 100 Abs. 3 wird nach dem Wort ,,Gemeinderat* die Wortfolge ,,und dem
Kontrollausschuss* eingefiigt.
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der Landesregierung.

(2) Die Stadt darf Haftungen als Ausfallsbiirge, als einfacher Biirge sowie
als Biirge und Zahler {ibernehmen. Die Stadt darf Haftungen nur iibernehmen,
wenn sie befristet sind und der Betrag, fiir den gehaftet wird, ziffernmaBig
bestimmt ist; sie hat sicherzustellen, dass aulerbudgetire Einheiten der Stadt, die
dem Sektor Staat zuzuordnen sind und im Verantwortungsbereich der Stadt nach
dem Europdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG)
liegen, nur unter denselben Voraussetzungen Haftungen tibernehmen.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn

1. durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Bestimmungen,
insbesondere die Voraussetzungen des Abs. 2, verletzt werden oder

2.die beabsichtigte Haftungsiibernahme fiir die Stadt mit einer
unverhdltnismédBig hohen Belastung verbunden ist, wobei eine
unverhiltnisméBig hohe Belastung jedenfalls vorliegt, wenn durch die
Haftungsiibernahme infolge einer dauernden Schmaélerung des
Vermogens der Stadt die Erfiillung ihrer Aufgaben nicht mehr
gewihrleistet wiére, oder

3. im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfahigkeit der Stadt
gefihrdet wire oder

4. Haftungsobergrenzen nach Mallgabe einer Verordnung gemil3 Abs. 4
iiberschritten wiirden.

(4) Soweit dies zur Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Osterreichischen
Stabilitdtspakt, insbesondere in Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist,
hat die Landesregierung durch Verordnung nédhere Bestimmungen fiir die
Ubernahme von Haftungen durch die Stadt sowie durch auBerbudgetire
Einheiten der Stadt im Sinne des Abs. 2 zu erlassen. In einer Verordnung nach
dem ersten Satz ist auch zu regeln, welche Risikovorsorge fiir Haftungen zu
bilden ist, bei denen eine Inanspruchnahme zumindest mit iiberwiegender
Wahrscheinlichkeit angenommen wird.

(5) Haftungsiibernahmen der Stadt werden auch Dritten gegeniiber erst mit
der Genehmigung rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die
Landesregierung nicht binnen drei Monaten nach Einlangen des Antrages die
Genehmigung versagt oder schriftlich der Stadt gegeniiber Bedenken gedufBert
oder um Aufkldrung ersucht hat. Der Umstand, dass die Haftungsiibernahme der
Genehmigung durch die Landesregierung bedarf und die im Vorstehenden daran
gekniipften Rechtsfolgen sind in jeder liber die Haftungsiibernahme verfassten
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69. § 101a Abs. 3 Z 1 lautet:
1. Durch die beabsichtigte Haftungsiibernahme gesetzliche Be-
stimmungen, insbesondere die Voraussetzungen des Abs. 2, oder
unmittelbar anwendbares Unionsrecht verletzt werden oder

70. § 101a Abs. 4 wird die Wortfolge ,der Verpflichtungen aus dem Oster-
reichischen Stabilitdtspakt* durch die Wortfolge ,,von Verpflichtungen aufgrund
staatsrechtlicher Vereinbarungen® ersetzt.



REG.SITZG
Seite 117 von 118

Urkunde anzufiihren.

71. Nach § 101a wird folgender § 101b eingefiigt:

§ 101b
Aufsichtsbeschwerde

(1) Fiir eine Beschwerde iiber die Amtsfiihrung von Organen der Stadt oder
deren Mitglieder (Aufsichtsbeschwerde) gilt Folgendes:

1. Die Aufsichtsbeschwerde ist schriftlich bei der Landesregierung
einzubringen.

2. Die Landesregierung hat das betroffene Organ bzw. dessen Mitglied
iber die Aufsichtsbeschwerde in Kenntnis zu setzen und diesem
Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist
schriftlich dazu Stellung zu nehmen.

3. Die Landesregierung hat zu beurteilen, ob das betroffene Organ bzw.
dessen Mitglied durch sein Verhalten Gesetze oder Verordnungen
verletzt hat. Uber das Ergebnis sind das betroffene Organ bzw. dessen
Mitglied, der Biirgermeister sowie der Beschwerdefiihrer schriftlich zu
informieren. Dabei kann auch die Stellungnahme geméB Z 2 iibermittelt
werden.

4. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 hat ohne
unndtigen Aufschub, spétestens aber sechs Monate nach dem Einlangen
bei der Landesregierung zu erfolgen.

5. Die Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde im Sinn der Z 3 ist dem
Gemeinderat im Rahmen der Tagesordnung der néchsten Sitzung zur
Kenntnis zu bringen.

(2) Nicht weiter zu behandeln sind Aufsichtsbeschwerden:
1. die nicht den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen;
2.in Angelegenheiten, die von der Landesregierung auf Grund einer

Aufsichtsbeschwerde desselben Beschwerdefiihrers bereits erledigt
wurden;

3. mit denen die Tétigkeit der Landesregierung offenbar mutwillig in
Anspruch genommen wird;

4.in Angelegenheiten, die einer aufsichtsbehordlichen Genehmigung
bediirfen;

5.in Angelegenheiten, die Gegenstand eines anhéngigen oder bereits
abgeschlossenen gerichtlichen Verfahrens oder Verwaltungsverfahrens
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sind;

6. die sich auf keine wesentliche Rechtsverletzung bezichen und bei denen
auch kein wesentliches offentliches Interesse an einer Behandlung
vorliegt;

7. die anonym eingebracht werden.
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	61. § 69 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt:
	62. Nach § 69 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefügt:
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	70. § 78 Abs. 1a zweiter Satz entfällt.
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	73. § 78 Abs. 5 lautet:
	74. § 78 Abs. 6 letzter Satz lautet:
	75. § 78 Abs. 7 zweiter Satz entfällt.
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	77. § 84 Abs. 11 lautet:
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	79. § 93 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
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	86. In § 104 Abs. 3 lit. a wird die Wortfolge „des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930, zuletzt in der Fassung BGBl. I Nr. 190/2013,“ durch die Abkürzung „LiegTeilG“ ersetzt.
	87. In § 104 Abs. 4 Z 1 wird nach dem Wort „Bestimmungen“ die Wortfolge „oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht“ eingefügt.
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	41. In § 68b Abs. 1 wird die Wortfolge „des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G), BGBl. Nr. 330/1983, zuletzt in der Fassung BGBl. I Nr. 138/2017,“ durch die Abkürzung „Unv-Transparenz-G“ ersetzt.
	42. § 69 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	43. In § 77 Abs. 3 erster Satz entfällt der Klammerausdruck „(§ 23 Abs. 3)“.
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	65. In § 94 Abs. 1 erster Satz entfällt die Wortfolge „und gegen Bescheide des Magistrates“.
	66. Nach § 97 wird folgender § 97a eingefügt:
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